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Der Bundestagswahlkampf wird 
lebhaft und polemisch: Politi- 
ker werfen einander Lügen vor. 
Dabei zeigt sich, dass Wahrhei-
ten oft ambivalent sind. Die Lü-
ge, historisch tief verwurzelt, 
hat auch in der Politik Tradi- 
tion, wie Bismarck und Machia- 
velli illustrieren. Seite 13

Dringlichkeitsantrag im Landtag:

Verbesserungen für Sparer 
statt neuer Abgaben 

Sparen und Anlegen für die Altersvorsorge darf nach Auffas-
sung der Regierungsfraktionen von CSU und Freie Wähler im 
Bayerischen Landtag nicht durch zusätzliche Abgaben belas-
tet werden. Ein entsprechender Dringlichkeitsantrag wurde 
im Plenum mehrheitlich angenommen. Er listet eine Reihe von 
Vorschlägen auf, wie besonders junge Sparerinnen und Sparer 
zum Investieren motiviert werden können.

In dem Antrag wird die Staatsregierung aufgefordert, auf 
Bundesebene für attraktivere Rahmenbedingungen für Spa-
rer und Anleger, vor allem für Kleinsparer und -anleger, einzu-
treten. Dazu sollen auch zusätzliche, wirksame Anreize gesetzt 
werden, damit Anlegen und Vermögensaufbau zur Alterssiche-
rung attraktiver werden, gerade auch für Menschen mit niedri-
geren und mittleren Einkommen. Der Landtag lehnt insbesonde-
re Sozialabgaben auf Kapitalerträge als Bremse für eine private 
Altersvorsorge ab. Stattdessen sollen Chancen und Risiken der 
Möglichkeiten auf den Finanzmärkten in die Breite der Gesell-
schaft getragen werden. 

Zur Begründung heißt es unter anderem: „Sparen und Anlegen 
muss attraktiv bleiben und darf nicht durch zusätzliche Abgaben 
belastet werden. Insbesondere der langfristige Vermögensauf-
bau am Kapitalmarkt mit Aktien/Fonds/ETFs ist ein wichtiger 
Baustein für die private Altersvorsorge, der auch mit kleinen Be-
trägen aufgebaut und demnach noch stärker genutzt werden 
sollte. Obwohl die durchschnittliche Rendite am Aktienmarkt in 
den letzten 20 Jahren bei über 8 Prozent lag und der DAX aktu-
ell bei über 20.000 Punkten markiert, wissen 27 Prozent der 14- 
bis 24-Jährigen in Deutschland nicht, was eine Aktie ist. Aktien, 
Fonds und ETFs sind eine ideale Möglichkeit, viele Menschen an 
Unternehmenserfolgen zu beteiligen. Partizipativ und demokra-
tisch. Das gilt es in Schule und Erwachsenenbildung stärker zu 
vermitteln.“ Auch Anlagemöglichkeiten in staatlichen Fonds, hö-
here Freibeträge, und begleitetes Investieren auch für Jugendli-
che könnten Möglichkeiten sein, um mehr Menschen an Unter-
nehmenserfolgen teilhaben zu lassen. 

„Wir brauchen wirksame Anreize, um den Vermögensaufbau 
für die Alterssicherung attraktiv zu fördern. Hier sollten wir wei-
tere Steuerfreistellungen prüfen, zum Beispiel wenn langfris-
tig privat gehaltene Aktien im Rahmen der Altersvorsorge ver-
äußert werden oder wenn langfristige Kapitallebensversiche-
rungen Erträge abwerfen“, forderte CSU-Fraktionsvorsitzender 
Klaus Holetschek. 

Robert Habecks Pläne seien „eine Attacke auf die Spargutha-
ben der Bevölkerung und vor allem für die kleinen Sparer ein 
Debakel“. „Durch diese ständigen Schnellschüsse verlieren die 
Menschen das Vertrauen in die Politik. Ja, die Sozialsysteme sind 
an ihren Grenzen. Helfen würde hier aber vor allem eine Wirt-
schaftspolitik, die Investitionen fördert und eine echte Reform 
des Sozialstaats. Wir brauchen große Lösungen statt Flickschus-
terei auf Kosten der Sparer.“  DK

Klausurtagung der CSU-Fraktion in Kloster Banz:

„Vertrauen stärken, 
Lösungen liefern“

„Wir müssen Deutschland wieder in Ordnung bringen. Und 
zwar grundlegend. Wir brauchen klare Kante und kein Wi-
schiwaschi“, unterstrich Bayerns Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder bei der Klausurtagung der CSU-Landtagsfrakti-
on im oberfränkischen Kloster Banz. Entscheidend sind laut 
Fraktionschef Klaus Holetschek dabei die Themen Wirtschaft, 
Migration sowie die soziale Frage. „Die Menschen haben ei-
ne Sehnsucht nach Normalität. Wir müssen schauen, dass die 
Grundversorgung wieder funktioniert“, so Holetschek.

Unter dem Motto „Vertrau-
en stärken – Lösungen lie-
fern!“ diskutierte die Fraktion 
mit hochkarätigen Gästen aus 
Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft wichtige Zukunftsfragen. 

litik an der Universität der Bun-
deswehr München, diskutier-
ten die Abgeordneten über si-
cherheitspolitische Herausfor-
derungen für Deutschland und 
die Bundeswehr. Prof. Dr. Rainer 

DStGB-Positionspapier:

Regional- und  
Strukturförderung 

für starke Kommunen
Mehr denn je sind Städte und Gemeinden in Folge von 
Transformationsprozessen durch Klimaschutz und Digita-
lisierung sowie des Demografischen Wandels gefordert, 
Zukunftsinvestitionen zu tätigen, um eine hohe Lebens-
qualität für die Menschen zu sichern und die Standort-
qualität für die Wirtschaft zu steigern. Angesichts der He-
rausforderungen bedarf es vor allem handlungsfähiger 
Kommunen und passgenauer Förderinstrumente. Das 
neue Positionspapier „Eine zukunftsgerichtete Regional- 
und Strukturförderung für starke Städte und Gemeinden“ 
fasst die maßgeblichen Forderungen des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes zur Regional- und Strukturpoli-
tik zusammen und adressiert dabei die Akteure auf Ebene 
der EU, des Bundes und der Länder.  

„Ziel muss sein, über eine 
Stärkung der Regionen eine Ent-
lastung der Ballungsräume, et-
wa mit Blick auf den Wohnungs-
markt oder die Verkehrssitua-
tion herbeizuführen. Deutsch-
lands Zukunft ist entscheidend 
an ein partnerschaftliches Zu-
sammenwirken von Stadt und 
Land geknüpft. Die Bündelung 
der Programme verschiedener 
Bundesressorts im Gesamtdeut-
schen Fördersystem für struk-
turschwache Regionen bildete 
einen richtigen Ansatz“, urteilt 
der DStGB . Auf europäischer 
Ebene gelte es, für die Förder-
periode ab 2028 jetzt entschei-
dende Weichen zu stellen, da-
mit die Regional- und Struk-
turförderung sowie ländliche 
Räume ausreichend Berücksich-
tigung finden. Wichtig werde es 
auch in den kommenden Jahren 
sein, dass ausreichend Investiti-
onsmittel für die Kommunen zur 
Verfügung stehen . 

Verbesserung  
der Regionalen  
Wirtschaftsstruktur

Eine Erfolgsstory sei die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der Regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ (GRW). Bereits 
seit 1969 fördere sie eine aus-
gewogene regionale Entwick-
lung in Deutschland. Dies be-
treffe Investitionen in gewerbli-
che sowie kommunale und wirt-
schaftsnahe Infrastruktur sowie 
Maßnahmen zur Vernetzung lo-
kaler Akteure und Maßnahmen 
mit dem Ziel, die Wettbewerbs-
fähigkeit zu steigern. Die Förde-
rung löse dabei in den Regionen 

erhebliche Hebeleffekte durch 
private Investitionen aus und 
schaffe bzw. sichere wichtige Ar-
beitsplätze. 

Zusätzliche Förderbedarfe

Angesichts der umfangrei-
chen Transformationsaufgaben 
ergäben sich zusätzliche För-
derbedarfe. Die Neuausrichtung 
und Erweiterung der GRW hin 
zur klimaneutralen Wirtschaft 
sowie neue Fördermöglichkei-
ten wie Aspekte der Daseinsvor-
sorge berücksichtigten dies. „Ei-
ne erweiterte GRW bedarf nun 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

V.l.: Markus Pannermayr, Klaus Holetschek, Thomas Karmasin 
und Franz Löffler.  Bild: CSU

Mit Sachsens Ministerpräsiden-
ten Michael Kretschmer bespra-
chen die Abgeordneten, welche 
gemeinsamen Wege beide Län-
der gehen können . 

Mutige Reformen

Bertram Kawlath, Präsident 
des Verbands Deutscher Ma-
schinen- und Anlagenbau, be-
richtete über die Herausforde-
rungen in Sachen Innovation 
und Freihandel seiner Branche . 
Wie es möglich ist, in punkto Cy-
bersicherheit besser und resili-
ent gegen Angriffe zu werden, 
darüber informierte Claudia 
Plattner, Präsidentin des Bun-
desamts für IT-Sicherheit.  

Mit Prof. Dr. Carlo Masala, 
Professor für Internationale Po-

Schlegel, Ombudsmann der Pri-
vaten Kranken- und Pflegeversi-
cherung und ehemaliger Präsi-
dent des Bundessozialgerichts, 
plädierte für mutige Reformen 
des Sozialsystems und betonte: 
„Ein System, wie wir es jetzt ha-
ben, wird in Zukunft nicht mög-
lich sein.“ Unter dem Motto 
„Raus aus Konjunkturflaute und 
Kostendruck“ stand die Diskus- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Für eine wettbewerbsfähige 
Volkswirtschaft

Sparkassen sowie Volks- und Raiffeisenbanken legen 10-Punkte-Plan zur Bundestagswahl vor

Die vorgezogene Bundestagswahl am 23. Februar 2025 bietet aus 
Sicht von Sparkassenverband und Genossenschaftsverband Bay-
ern die große Chance, grundlegende Maßnahmen zu ergreifen, 
die die deutsche Volkswirtschaft aus ihrer Strukturkrise führen. 
Hierzu haben die Regionalbanken ein 10-Punkte-Papier verfasst, 
das die aus ihrer Sicht wichtigsten Forderungen für den Banken-
sektor an eine neue Bundesregierung enthält.

Die zentralen Forderungen 
umfassen unter anderem den 
Abbau von Bürokratie und re-
gulatorisch bedingter Informa-
tionsflut, neue Wege zur Förde-
rung der Altersvorsorge sowie 
die Ablehnung einer europäi-
schen Vergemeinschaftung der 
Einlagensicherung und der Ban-
kenabwicklung: 
1. Unternehmen und Verbrau-
cher müssen dringend von über-
flüssiger Bürokratie entlastet 
werden. Kurzfristig ist ein Belas-
tungsmoratorium zu erlassen. 
Dauerhaft ist eine One-In-Two-
Out-Regel in Deutschland und 
Europa einzuführen.

2. Bis zum Frühjahr 2021 konn-
ten Banken ihre AGBs im We-
ge der Zustimmungsfiktion än-
dern . Seitdem leiden Bankkun-
den unter der Reaktionslast bei 
AGB-Änderungen . Es muss wie-
der zu einer praktikablen Rege-
lung kommen, die die Zustim-
mungsfiktion explizit erlaubt.
3. In der Wertpapierberatung 
wird die Transparenz für Bank-
kunden durch eine regulatorisch 
induzierte Informationsflut be-
hindert. Informationsblätter 
sind oft schwer verständlich und 
widersprüchlich. Gesetzlich vor-
geschriebene Informationsblät-
ter sind daher auf ein Minimum 

zu vereinfachen und zu reduzie-
ren .
4. Die Versorgung des ländli-
chen Raums mit Bankfilialen ist 
uns ein großes Anliegen. Schutz-
maßnahmen der Banken ge-
gen kriminelle Attacken können 
aber nur flankierend sein. Dau-
erhaft werden Angriffe auf Geld-
automaten nur zurückgehen, 
wenn Straftäter gefasst werden.
5. Kleinere Banken haben ein 
weniger komplexes Geschäfts-
modell als internationale Groß-
banken und stellen keine poten-
zielle Gefahr für die wirtschaft-
liche Stabilität dar. Im Sinne der 
Proportionalität sollten für sie 
nicht dieselben Regeln gelten.
6. Der demographische Wan-
del bringt das Modell des Ge-
nerationenvertrags an seine 
Grenzen. Es braucht ein staat-
lich gefördertes privates Alters-
vorsorgedepot, auch um die Ka- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Landrat Johann Kalb   
Landratsamt Bamberg  

am 30 .1 .

Bürgermeister Johann Schild  
Gemeinde Fridolfing  

am 31 .1 .

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Feigl  

Stadt Königsbrunn  
am 4 .2 .

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Heinrichs 

Gemeinde Lülsfeld  
am 4 .2

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig . Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Das gute Beispiel
Podcast-Moderator Michael von Hassel spricht mit beeindru-
ckenden Menschen, die mit ihrem Talent und Engagement für 
Hoffnung in schwierigen Zeiten sorgen, besonders im Ehrenamt 
und in der Kommunalpolitik.

GZ GZ-PODCAST GZ

Folge 2: Wenn wir nicht kommen, kommt niemand mehr. 
Ein Gespräch mit Volker Eisele, Vorstand Stiftung Bergwacht

Das Gespräch beleuchtet die essenzielle Rol-
le der Bergwacht Bayern. Als Teil des Baye-
rischen Roten Kreuzes leistet die Bergwacht 
Rettungsdienste in schwierigem Gelände – 
ehrenamtlich, rund um die Uhr und bei unter-
schiedlichsten Einsatzlagen. Die Organisation 
ist auf ein starkes Netzwerk aus Freiwilligen 
angewiesen, die eine anspruchsvolle Ausbil-
dung durchlaufen und oft auch eigene Ausrüs-
tung finanzieren.

Besonderes Augenmerk liegt auf der Stiftung Bergwacht, die sich 
für die finanzielle und logistische Unterstützung der Bergrettung ein-
setzt. Herausforderungen wie steigende Einsatzkosten, komplexe 
Einsatzlagen und die Notwendigkeit moderner Ausrüstung erfordern 
innovative Lösungen und eine verstärkte Zusammenarbeit mit Spen-
dern, Unternehmen und der Öffentlichkeit.

Neben Rettungseinsätzen fördert die Bergwacht auch den Natur-
schutz und leistet Präventionsarbeit. Die Bedeutung von Netzwerken 
und interdisziplinärer Zusammenarbeit wird durch das Bayerische 
Zentrum für Alpine Sicherheit in Bad Tölz unterstrichen, das als Aus-
bildungsstätte international einzigartig ist.

Das Gespräch verdeutlicht die Leidenschaft und das Engagement 
der Bergwacht sowie die Wichtigkeit der Unterstützung durch die Ge-
sellschaft – sei es durch Spenden, Öffentlichkeitsarbeit oder Anerken-
nung . www.gemeindezeitung.de/podcast r

GZ VERANSTALTUNGSHINWEIS GZ

21. Müller-BBM Fachgespräche  
am 19./20. März 2025 in München:

Immissionsschutz in der  
Planungs- und Genehmigungspraxis

Die Fachtagung geht in eine neue Runde. Wie immer im Euro-
pasaal im Haus der Bayerischen Wirtschaft und einmal mehr 
mit herausragenden Praxisberichten zum Immissionsschutz in 
der Planungs- und Genehmigungspraxis.

Freuen Sie sich auf die Eröffnungsrede von Gerald Ebertsch, 
Leitender Regierungsdirektor am Bayerischen Landesamt 
für Umwelt (LfU) in Augsburg, und Vorträge u. a. von Valeska 
Meyer zu Heringdorf, Referentin im Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
(BMUV) in Bonn, von Dr. Richard Schlachta, Sachgebietsleiter 
technischer Umweltschutz an der Regierung von Oberbayern 
sowie Moritz Hermsdorf, Jurist und wissenschaftlicher Mitarbei-
ter des Sachverständigenrats für Umweltfragen (SRU) in Berlin.

Der Erfahrungsaustausch zwischen Vertretern von Behörden, 
Kommunen, Betreibern und Beratern hat sich in der Fachwelt 
als feste Größe im Bereich Bauleitplanung, Lärmimmissions-
schutz und Luftreinhaltung etabliert.
• Bedienstete von Behörden erhalten einen Rabatt von 50 
 Prozent.
• Informationen und Anmeldung unter www.mbbm-ind.com . 

 Bild: Müller-BBM

FW-Klausur in Chieming:

Für Verlässlichkeit und 
Eigenverantwortung

Mit aktuellen Herausforderungen für Bayern befasste sich die 
Freie Wähler-Landtagsfraktion bei ihrer Klausurtagung in Chie-
ming. Wie Fraktionsvorsitzender Florian Streibl hervorhob, „er-
warten die Menschen von uns als Regierungsfraktion zurecht 
Antworten in einer Zeit voller Unsicherheiten und einer geschei-
terten Ampelregierung, die einen Scherbenhaufen hinterlässt“. 
Anstelle populistischer Forderungen brauche es nun eine verläss-
liche Politik, die dem Bürger nicht auf jedem Schritt misstraue, 
sondern eigenverantwortliches Handeln belohne.

Mit Blick auf die zunehmende 
finanzielle Herausforderung der 
Kommunen wurde in einer Re-
solution dargelegt, dass nur eine 
effiziente Politik vor Ort für Ver-
trauen in demokratische Institu-
tionen sorgen und die wachsen-
de Gefahr politischer Extreme 
eindämmen könne. Dafür brau-
che es neben einer auskömm-
lichen finanziellen Grundlage 
strukturelle Lösungsansätze, die 
ohne einen Abbau von Stan-
dards und übertragenen Aufga-
ben nicht ausreichen würden. 

Bayerns Gesundheitsministerin Judith Gerlach: 

7-Punkte-Plan für 
Bayerns Krankenhäuser

Bayerns Gesundheitsministerin Judith Gerlach sieht die Kranken-
häuser im Freistaat auf einem guten Weg, sich zukunftsfähig auf-
zustellen. Sie wirft der Bundesregierung jedoch schwerwiegen-
de Versäumnisse bei der Krankenhausreform vor und verweist 
auf einen neuen Informationsbereich auf der Webseite des Baye- 
rischen Gesundheitsministeriums, der Krankenhausträger und 
Kommunen gezielt unterstützen soll.

Gerlach betonte, dass zahl-
reiche Kommunen bereits die 
Angebote des Bayerischen  
Gesundheitsministeriums nut-
zen, um die Transformation ak-
tiv zu gestalten. „Unser Ziel ist 
es, unkoordiniertes Schließen 
kleinerer Kliniken, insbesonde-
re im ländlichen Raum, zu ver-
hindern. Die Herausforderun-
gen durch die komplexe Kran-
kenhausreform und die Unklar-
heiten der Bundesregelungen 
erfordern pragmatische Unter-
stützung – genau das leisten wir 
mit unserem neuen Informati-
onsbereich.“

Klare Leitplanken

Die neue Webseite richtet sich 
nicht nur an Krankenhausträger 
und Kommunen, sondern bietet 
auch Bürgerinnen und Bürgern 
nützliche Einblicke in die Ge-
sundheitsversorgung. Dort fin-
den sich unter anderem Details 
zum bayerischen 7-Punkte-Plan, 
der klare Leitplanken für Ge-
burtshilfe, Pädiatrie und statio-
näre Notfallversorgung enthält. 
Auch ein Zeitplan zur Umset-
zung der Reform wird transpa-
rent dargestellt . Gerlach unter-
strich: „Mit diesem digitalen An-
gebot ergänzen wir unseren en-
gen Austausch mit den Trägern 
und Kommunen.“

Massive Kritik  
an der Bundesregierung

Die Ministerin übte scharfe 
Kritik an Bundesgesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach. Sie er-
klärte, dass die strukturellen 
Defizite bei der Betriebskosten-
finanzierung der Krankenhäuser 

die aktuelle Schieflage maßgeb-
lich verschärfen. „Die Finanzie-
rung der Betriebskosten liegt in 
der Verantwortung des Bundes . 
Trotz mehrfacher Aufforderun-
gen Bayerns fehlt es an den not-
wendigen Hilfen. Dies ist eine 
zentrale Ursache für die schwie-
rige Lage vieler Krankenhäuser,“ 
so Gerlach .

Zudem forderte sie Nachbes-
serungen der Krankenhausre-
form: „Wir benötigen Flexibilität 
bei den Leistungsgruppen-Vor- 
aussetzungen, um individuell re-
agieren zu können. Auch über-
zogene Personalanforderungen 
müssen angesichts des Fach-
kräftemangels dringend ange-
passt werden . Weniger Büro-
kratie und mehr Handlungs-
spielraum sind essenziell – zum 
Wohle der Patientinnen und Pa-
tienten.“

Förderprogramme  
und Zukunftsinvestitionen

Gerlach verwies auf die aktive 
Unterstützung der Staatsregie-
rung: „Für kleinere Krankenhäu-
ser im ländlichen Raum haben 
wir 2024 ein Sonderförderpro-
gramm mit 100 Millionen Euro 
über fünf Jahre aufgelegt. Zu-
dem haben wir die Investitions-
kostenförderung auf 800 Millio-
nen Euro erhöht und kommen 
damit der geplanten Kranken-
hausmilliarde näher.“

Weitere Instrumente

Mit dem 7-Punkte-Plan, der 
im Oktober 2023 vom Minis-
terrat beschlossen wurde, er-
halten Kliniken weitere Instru-
mente, um sich auf den Wan-

del einzustellen. Erste Erfolge 
zeichnen sich bereits ab: „Viele 
Krankenhausträger haben regi-
onenübergreifend Fördermittel 
für Gutachten beantragt, um ih-
re Umstrukturierungspläne auf 
eine fundierte Basis zu stellen,“ 
erklärte die Ministerin .

Eigenverantwortung  
der Krankenhausträger

Gerlach betonte, dass die 
Krankenhäuser keine nachge-
ordneten Behörden der Staats-
regierung seien . Entscheidun-
gen über Schließungen oder 
Standortveränderungen treffen 
die Träger eigenverantwortlich. 
Die Pflicht zur Sicherstellung 
der stationären Versorgung lie-
ge nach bayerischem Recht bei 
den Landkreisen und kreisfrei-
en Städten, nicht beim Freistaat 

Neben der finanziellen Belas-
tung dürfe man auch die Leis-
tungsfähigkeit der Kommunen 
in Krisensituationen nicht außer 
Acht lassen. Dies sei besonders 
in der aktuellen geopolitischen 
Lage notwendig, um Leib und 
Leben der Bevölkerung effektiv 
schützen zu können.

Bescheunigung der Prozesse

Mit der Beschleunigung ge-
nehmigungsrechtlicher Prozes-
se beschäftigte sich eine weitere 

V.l.: Präsident Thomas Karmasin, Staatsminister Dr. Florian Herr-
mann, MdL, und der Ausschussvorsitzende Landrat Stefan Rößle.
  Bild: Bayerischer Landkreistag

Bürokratieabbau jetzt! 
Landräte fordern entschlossenen Abbau  

von Aufgaben und Standards
Von der Impfbuchkontrolle bis zur Statistikpflicht: Bürokratie 
nervt die Bürger, lähmt die Wirtschaft und behindert die Verwal-
tung. Umso dringender ist ein Abbau von Standards und Aufga-
ben. Der Bayerische Landkreistag hat dafür zahlreiche gute Vor-
schläge gemacht und nun bei der Bayerischen Staatskanzlei 
Gehör gefunden. Mitte Januar stand Staatsminister Dr. Florian 
Herrmann, der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei, dem Baye-
rischen Landkreistag Rede und Antwort zum dringend notwendi-
gen Abbau von Bürokratie.

„Wir brauchen beim Aufga-
ben- und Standardabbau deut-
lich mehr Tempo. Viele Verfah-
ren lassen sich unserer Meinung 
nach drastisch beschleunigen 
und vereinfachen . Zum Beispiel 
im Baubereich oder im Förder-
wesen. Es braucht vor allem 
aber einen Mentalitätswandel 
in den Köpfen in der Verwaltung 

genauso wie bei den Bürgerin-
nen und Bürgern . Wo Entschei-
dungsspielräume geöffnet, wo 
Verfahren beschleunigt werden, 
da muss dann auch das Ergebnis 
akzeptiert und nicht 1000-fach 
hinterfragt werden“, so der Prä-
sident des Bayerischen Land-
kreistags, Landrat Thomas Kar-
masin, Fürstenfeldbruck.

„Die Handlungsfähigkeit der 
Landkreise hängt entscheidend 
davon ab, dass sie sich auf ih-
re Kernaufgaben konzentrieren 
können. Dazu müssen sie von 
überflüssigen Aufgaben und 
überhöhten Standards befreit 
werden. Komplexe und klein-
teilige Vorschriften, 70-seitige 
Ausführungshinweise führen zu 
unnötigem Personal- und Ver-
waltungsaufwand, verlängern 
die Bearbeitungszeiten für Bür-
ger und Unternehmen und er-
schweren praxisnahe Lösungen 
vor Ort“, verdeutlicht der Vor-
sitzende des Ausschusses für Fi-
nanzen und Sparkassen, Landrat 
Stefan Rößle, Donau-Ries.

Die Landkreise haben bereits 
konstruktive Entbürokratisie-
rungsideen eingebracht und wol-
len nun die notwendigen Schrit-
te gemeinsam mit der Staatsre-
gierung angehen . „Wir müssen 
zeitnah zu spürbaren Entlas-
tungen kommen und begrü-
ßen, dass die Kommission in der 
Bayerischen Staatskanzlei ange-
siedelt worden ist“, so Karma- 
sin und Rößle abschließend.  r

Entschließung. Zu oft bremsten 
Prüfverfahren wichtige Bauvor-
haben, beispielsweise im Be-
reich des Hochwasserschutzes. 
Deshalb fordert die FW-Frakti-
on eine Anpassung der bundes- 
und europarechtlichen Normen. 
Bauten, die dem Schutz von Leib 
und Leben dienen, sowie Vorha-
ben in den Bereichen Sicherheit 
und Verteidigung als auch allge-
mein im Bereich der kritischen 
Infrastruktur dürften nicht län-
ger durch Prüfverfahren ver-
zögert und verteuert werden. 
Besonders der Einsatz von Zu-
kunftstechnologien wie Künstli-
cher Intelligenz könne Genehmi-
gungsprozesse massiv beschleu-
nigen . Zeitgleich werde Bayerns 
Verwaltung hierdurch effizien-
ter, bürokratieärmer und rüs-
te sich gegen den grassierenden 
Fachkräftemangel.

Konsequente Digitalisierung

„Es ist nicht hinnehmbar, 
dass notwendige Bauprojekte, 
die zur Verbesserung der Infra-
struktur und der Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Wirtschaft er-
forderlich sind, wegen langwie-
riger bürokratischer Verfahren 
auf unbestimmte Zeit verzögert 
werden“, heißt es in einer Reso-
lution zur Vereinbarkeit von Ar-
tenschutz und Investitionen im 
Bausektor . „Der Zustand unse-
rer Infrastruktur und Wirtschaft 
zeigt deutlich, dass wir mit ei-
nem derartigen Ansatz nicht nur 
auf nationaler Ebene zurückfal-
len, sondern auch im interna-
tionalen Vergleich an Wettbe-
werbsfähigkeit verlieren.“

Zudem plädierten die Frei-
en Wähler für die konsequente 

Digitalisierung von Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft, denn 
sie erschließe dringend benötig-
te Potenziale. Bei Zukunftstech-
nologien dürfe die Bayerische 
Wirtschaft nicht auf Know-how 
im Silicon Valley angewiesen 
sein . Während sich in der aktu-
ellen Wirtschaftskrise zahlrei-
che Sektoren in Stagnation oder 
Rezession befänden, wachse 
die Digitalwirtschaft in Bayern 
hochdynamisch. Die FW-Frakti-
on wolle dafür sorgen, dass die-
ser Standortvorteil Bayern auch 
weiterhin auszeichnet.

Quote für‘s Heimatgefühl

In Chieming galt das Augen-
merk auch den bayerischen 
Künstlern und deren wichtiger 
Leistung für das Heimatgefühl. 
In einer entsprechenden Ent-
schließung sprachen sich die 
Freien Wähler unter anderem 
für eine Radioquote aus: Ge-
rade der öffentlich-rechtliche 
Hörfunk, der einen besonderen 
Kultur- und Bildungsauftrag ha-
be, solle verstärkt deutschspra-
chige und insbesondere heimat-
bezogene, bayerische Musik-
produktionen, die gerade das 
jüngere Publikum ansprechen, 
im Programm berücksichtigen. 
Eine freiwillige Selbstverpflich-
tung würde ein deutliches und 
willkommenes Signal der Rück-
besinnung der Sender auf ihren 
Kernauftrag darstellen, hieß es.

„Um Bayern optimal für die 
Zukunft aufzustellen“, wurden 
schließlich noch die sofortige 
Überführung des Wolfs in das 
bayerische Jagdrecht und der 
Schutz der bayerischen Imker 
gefordert .  DK

Bayern . In dieser Angelegenheit 
habe sie bereits im vergangenen 
Dezember ein Schreiben an alle 
Landrätinnen, Landräte, Ober-
bürgermeister und Oberbürger-
meisterinnen gerichtet und dar-
in die Unterstützungsangebote 
des Freistaats nochmals darge-
legt und sie aufgefordert, rasch 
davon Gebrauch zu machen. 

Die Ministerin schloss mit 
dem Appell, dass alle Beteiligten 
ihren Beitrag leisten müssten, 
um die Gesundheitsversorgung 
in Bayern nachhaltig zu sichern.

Informationen

Die Online-Informationsseite 
ist frei zugänglich:

https://www.stmgp.bayern.
de/gesundheitsversorgung/
krankenhaeuser/umsetzung_
krankenhausreform  r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/podcast/podcast-das-gute-beispiel/7112-folge-2-wenn-wir-nicht-kommen-kommt-niemand-mehr-ein-gespraech-mit-volker-eisele-vorstand-stiftung-bergwacht
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/podcast/podcast-das-gute-beispiel/7112-folge-2-wenn-wir-nicht-kommen-kommt-niemand-mehr-ein-gespraech-mit-volker-eisele-vorstand-stiftung-bergwacht
http://www.mbbm-ind.com
https://www.stmgp.bayern.de/gesundheitsversorgung/krankenhaeuser/umsetzung_krankenhausreform
https://www.stmgp.bayern.de/gesundheitsversorgung/krankenhaeuser/umsetzung_krankenhausreform
https://www.stmgp.bayern.de/gesundheitsversorgung/krankenhaeuser/umsetzung_krankenhausreform
https://www.stmgp.bayern.de/gesundheitsversorgung/krankenhaeuser/umsetzung_krankenhausreform
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die Kommunen im Landkreis 
München und in ganz Bayern 
befinden sich mitten in den 
Vorbereitungen für die bevor-
stehende Wahl. Die organi-
satorischen Anforderungen 
sind enorm: Wahllokale müs-
sen eingerichtet, Wahlunterla-
gen rechtzeitig verschickt und 
unzählige Abläufe bis ins De-
tail geplant werden, damit der 
Wahltag reibungslos über die 
Bühne geht. Es ist eine Heraus-
forderung, der sich die Städte, 
Gemeinden und Kreise mit großem Engagement 
widmen. Denn jede Wahl – und ganz besonders 
die anstehende Bundestagswahl – ist nicht nur 
ein Verwaltungsakt, sondern ein Ausdruck ge-
lebter Demokratie.

Gerade in einer Zeit, in der Krisenherde an vie-
len Orten auflodern und die Stabilität vieler Re-

gionen gefährdet ist, müssen wir unsere de-
mokratischen Rechte und Freiheiten bewahren 
und aktiv nutzen. Wir alle hoffen daher, dass 
die Bürgerinnen und Bürger in Bayern und ganz 
Deutschland die Möglichkeit nutzen, ihre Stim-
me abzugeben. Denn eine hohe Wahlbeteiligung 
ist nicht nur ein Zeichen für eine lebendige De-
mokratie, sondern auch eine Verpflichtung ge-
genüber kommenden Generationen.

Gleichzeitig stehen wir vor enormen wirt-
schaftlichen Herausforderungen. Die äußeren 
Rahmenbedingungen für Kreise und Kommunen 
sind derzeit alles andere als einfach. Die wirt-
schaftliche Lage hat sich in vielen Bereichen ver-
schlechtert. Steigende Kosten und sinkende Ein-
nahmen zwingen uns politisch Verantwortliche 
dazu, die Haushalte kritisch zu prüfen und Priori-

täten zu setzen. Vielfach bleibt 
nichts anderes übrig, als frei-
willige Leistungen zu reduzie-
ren oder Projekte zu verschie-
ben. Das ist schmerzhaft, aber 
oft unvermeidbar, um finan- 
zielle Stabilität zu gewährleis-
ten.

Hinzu kommt der Fachkräf-
temangel, der auch die kom-
munalen Verwaltungen im-
mer stärker betrifft. Dies stellt 
uns vor die Aufgabe, mit be-
grenzten personellen Ressour-
cen weiterhin den Service zu 
bieten, den unsere Bürgerin-
nen und Bürger erwarten und 

verdienen. Um dieser Herausforderung zu be-
gegnen, müssen wir unsere Anstrengungen in 
der Digitalisierung weiter intensivieren. Der Ein-
satz moderner Technologien kann Prozesse nicht 
nur effizienter gestalten, sondern auch dazu bei-
tragen, den Zugang zu kommunalen Dienstleis-
tungen einfacher und bürgerfreundlicher zu ma-
chen.

Trotz all dieser Schwierigkeiten blicke ich mit 
Zuversicht nach vorne. Denn ich weiß, dass un-
ser Zusammenhalt und unser gemeinsames En-
gagement eine große Stärke sind. Gerade in 
den vergangenen Jahren hat sich gezeigt, dass 
die Bürgerinnen und Bürger bereit sind, Verant-
wortung zu übernehmen und zum Wohle der Ge-
meinschaft beizutragen. Auch die Verwaltungen 
selbst arbeiten unermüdlich daran, Lösungen zu 
finden und innovative Wege zu gehen.

Mit Blick auf die bevorstehende Wahl werde 
ich nicht müde an alle Wahlberechtigten zu ap-
pellieren: Nutzen Sie Ihr Wahlrecht, bringen Sie 
sich ein und tragen Sie dazu bei, unsere Demo-
kratie zu stärken. Gleichzeitig sollten wir die ak-
tuellen Herausforderungen als Ansporn nehmen, 
uns weiterhin für eine zukunftsfähige, bürgerna-
he und stabile Kommunalpolitik einzusetzen.

Mit Engagement, Weitsicht und der Bereit-
schaft, Verantwortung zu übernehmen, können 
wir auch schwierige Zeiten meistern. Davon bin 
ich überzeugt.

Mit den besten Grüßen

GZ KOLUMNE
Christoph Göbel

Mit Zuversicht  
nach vorne

Liebe Leserinnen
und Leser,

30 . Januar 2025

Ihr Christoph Göbel
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises München

 15.3.2025
Anmeldung ab 14:00 Uhr
Beginn 15:00 Uhr

Schlossgut Odelzhausen
www.landratsamt-dachau.de/
benefi zschafk opf2025

Schirmherren:
Landrat Stefan Löwl (Landkreis Dachau), 
Landrat Thomas Karmasin (Landkreis Fürstenfeldbruck) und 
Oberbürgermeister Dieter Reiter (Stadt München)

Anmeldung nur digital unter: 
www.landratsamt-dachau.de/benefi zschafk opf2025 

Startgeld: 50 €/Person

1. Platz Reisegutschein im Wert von 400 €
2. Platz Preis im Wert von 200 €
3. Platz Preis im Wert von 150 €
Benefi zgewinne: Jeder und jede spielt für einen 
guten Zweck, der bei Anmeldung angegeben wird.

Mitspielen dürfen alle Freunde der Kommunalpoliti k

Schlossgut Odelzhausen
Am Schlossberg 1, 85235 Odelzhausen 
www.schlossgut-odelzhausen.de

Benefi z-
Schafk opfrennen
für kommunalpoliti sche Mandatsträger
und Freunde

Anmeldung ab 14:00 Uhr

Jahresbilanzen Messe München und NürnbergMesse:

Mit Umsatzrekorden 
fit für die Zukunft

Mit Rekordergebnissen warteten Messe München und Nürn-
bergMesse im Rahmen ihrer Jahresbilanz-Pressekonferenzen 
auf. Während die Messe München für das Jahr 2024 einen Re-
kord-Konzernumsatz von 530 Mio. Euro verbuchen kann und sich 
dieser positive Trend auch 2025 fortsetzt, schloss die Nürnberg-
Messe das Jahr ihres 50. Jubiläums mit einem neuen Umsatzre-
kord von rund 360 Mio. Euro ab.

Wie die CEO-Doppelspit-
ze Reinhard Pfeiffer und Stefan 
Rummel erläuterte, lief das Ge-
schäft der Messe München be-
sonders im Ausland hervorra-
gend; am Hauptsitz liegt der Um-
satz bei rund 330 Mio. Euro. „In 
diesem wirtschaftlich schwieri-
gen Umfeld in Deutschland zeigt 
sich die Stärke unseres Portfo-
lios mit zwölf Weltleitmessen 
und einem robusten Kernge-
schäft“, unterstrichen die Mes-
sechefs das positive Ergebnis: 
„Die Anziehungskraft unserer 
Veranstaltungen ist nach wie vor 
ungebrochen.“ In Zeiten wie die-
sen seien Messen als Treffpunk-
te wichtiger denn je. „Es kom-
men die Entscheider, und das ist 
für die Geschäftsanbahnung auf 
einer Messe wichtig.“ Oberstes 
Ziel sei es, „unsere Schulden aus 
eigener Kraft zu tilgen und in die 
Zukunft zu investieren“.

Steigerung über 10 Prozent

2024 organisierte die Messe 
München 16 Veranstaltungen 
in der Landeshauptstadt mit 
rund 1,3 Mio. Besuchern und 
32.000 Ausstellern, dazu kamen 
93 Gastveranstaltungen und 47 
Veranstaltungen im Ausland . 
Zu den eigenen Veranstaltun-
gen in München kamen gegen-
über den Vorveranstaltungen 

sechs Prozent mehr Besucher 
und neun Prozent mehr Aus-
steller . Der Anteil ausländischer 
Aussteller lag bei rund 50 Pro-
zent – eine Steigerung von über 
zehn Prozent.

Als Höhepunkte in der Lan-
deshauptstadt nannten Pfeif-
fer und Rummel die electroni-
ca, die ceramitec sowie die Um-
welttechnologiemesse IFAT mit 
50 Prozent Besuchern aus dem 
Ausland und 55 Prozent auslän-
dischen Ausstellern. Die EXPO 
REAL verbreitete auf dem kri-
selnden Immobilienmarkt Zu-
versicht. Und auch die einzi-
ge Publikumsmesse der Messe 
München, die Urlaubs- und Frei-
zeitmesse f.re.e., war mit der 
Partnerregion Oberbayern sehr 
erfolgreich . „Mit dem hohen 
Auslandsanteil bei Veranstal-
tungen in München und mit un-
seren Messen im Ausland bieten 
wir dem Mittelstand eine inter-
nationale Plattform“, hoben die 
Messechefs hervor .

Veranstaltungen

Mit Blick auf internationale 
Gastveranstaltungen als wichti-
gen Teil des Kerngeschäfts wie-
sen die CEOs auf die smarter E 
Europe hin, die sich mit ihrem 
Schwerpunkt auf erneuerba-
re Energien zu der mit Abstand 
größten Gastveranstaltung ent-
wickelt habe. Ein spektakuläres 
Highlight seien zudem die zehn 
Konzerte des Weltstars Ade-
le mit 730 .000 Besuchern in ei-
ner eigens für sie gebauten Pop-
Up-Arena auf dem Gelände der 
Messe München ein spektakulä-
res Highlight gewesen. „Wenn es 
der eng getaktete Messekalen-
der zulässt, sind wir gesprächs-
bereit für solche außergewöhn-
lichen Events. Klar ist aber: Un-
ser Kerngeschäft bleiben Mes-
sen und Kongresse.“

Nach einem „intensiven Jahr 
2024“ betrachtet die Messe 
München das laufende Jahr vol-
ler Zuversicht. Dabei handelt 
es sich laut Pfeiffer und Rum-
mel um ein „Megajahr mit allein 
acht Weltleitmessen, wie es das 
nur alle zwölf Jahre gibt“. Allein 
am Standort in München gehen 
die CEOs von einem Rekordum-
satz von über 500 Mio. Euro aus. 
Im Januar startete das Jahr 2025 
mit der BAU . Im April folgt die 
bauma, die flächenmäßig größ-
te Messe der Welt, die zuletzt 
2022 eine halbe Million Besu-
cher anzog.

Effiziente Reiseplanung

Dass Reisen zu einer Mes-
se nachhaltig sind, belegt ei-
ne neue Studie im Auftrag des 
Messe-Dachverbands Auma, 
für die 3.000 Messebesucher 
aus dem In- und Ausland be-
fragt wurden. Alle Teilnehmer 
hatten durchschnittlich 13,1 Ge-
schäftskontakte pro Messetag. 
Dank des Messebesuchs konn-
ten 5,1 zusätzliche Reisen ver-
mieden werden . Denn Messe-
besuche werden hocheffizient 
geplant: Deutlich mehr als ein 
Viertel der Besucher (28 Pro-
zent) verbindet den Messebe-
such mit zusätzlichen geschäft-
lichen Terminen und weitere 17 
Prozent kombinieren ihren Mes-
sebesuch mit einem privaten 
Aufenthalt. Nach der Studie pro-
fitieren internationale Besucher 
besonders von Messebesuchen: 
Sie sparen sich dadurch fast acht 
zusätzliche Dienstreisen.

Mit viel Rückenwind macht 
sich auch die NürnbergMes-
se fit für die Zukunft. Mit dem 
neuen Umsatzrekord von rund 
360 Mio . Euro wird laut Peter 
Ottmann, CEO NürnbergMes-
se Group, nicht nur das turnus-
mäßig vergleichbare Messejahr 
2022 mit 257 Mio . Euro Mio . 
deutlich übertroffen, sondern 
auch die bisherige Rekordmar-
ke von 315 Mio . Euro aus dem 
Messejahr 2018.

Rückenwind  
bei der NürnbergMesse

Eine starke Nachfrage er-
lebten die weltweit 140 Ver-
anstaltungen der Nürnberg-
Messe . Group mit ihren insge-
samt 33.900 Ausstellern (Vor-
jahr: 28.153) und 1,56 Mio. 
Besuchern (Vorjahr: 1,28 Mio.). 
Gleichzeitig stelle die Nürnberg-
Messe mit der Übernahme der 
WEKA Fachmedien GmbH und 
der ALTENPFLEGE, der Leitmes-
se der Pflegewirtschaft, wich-
tige Weichen für den Messe-
standort. Vor dem Hintergrund 
des demografischen Wandels 
wolle die NürnbergMesse mit 
ihrem Cluster Sozialmessen wei-
terwachsen, betonte Ottmann.

Insgesamt fanden im Mes-
sezentrum Nürnberg 71 Ver-
anstaltungen statt, auf denen 
sich 23 .800 Aussteller auf einer 
Nettofläche von 880.000 Qua-
dratmetern vor 930 .000 Besu-
chern präsentierten. Dabei setz-
ten insbesondere die Eigen- 
und Partnerveranstaltungen im 
zweiten Halbjahr wie FACHPACK 
(+26 Prozent Aussteller), Chill-
venta (+20 Prozent Aussteller) 
und it-sa (+33 Prozent Besucher) 
starke Signale für ihre jeweiligen 
Branchen .

Internationale Beteiligung

Vor dem Hintergrund einer 
unverändert schwächeren Kon-
junktur in Deutschland profi-
tierten die Fachmessen in Nürn-
berg von ihrer hohen internati-
onalen Beteiligung mit einem 
Anteil von 51 Prozent an inter-
nationalen Ausstellern. Insge-
samt verzeichneten die Eigen- 
und Partnerveranstaltungen in 
der Norisstadt ein Plus von 15 
Prozent bei den Ausstellern, +19 
Prozent bei der Nettofläche und 
+29 Prozent bei den Besuchern.

Um den Kunden ein eindrucks-
volles, aber auch effizientes Mes-
seerlebnis zu bieten, setze man 
auf digitale Innovationen, wie 
CEO Ottmann berichtete. 2024 
sei mit der Entwicklung einer 
neuen E-Commerce-Plattform 
begonnen worden, über die Kun-
den künftig Zugang zu einer gro-
ßen Vielfalt an Produkten und 

Dienstleistungen haben werden. 
Ebenso halte Künstliche Intelli-
genz verstärkt Einzug auf dem 
Messegelände . Auf Veranstal-
tungen ermöglichten KI-gestütz-
te Dienste die Live-Übersetzun-
gen von Vorträgen in verschiede-
ne Sprachen .

Nachhaltigkeit

Zudem arbeite die Nürnberg-
Messe weiter daran, den Mes-
sebesuch so nachhaltig wie 
möglich zu gestalten. Planmä-
ßig voran schreite auch die Ent-
wicklung des Mitarbeitercen-
ters NXT74, in dem bis Ende 
2025 neue Arbeitswelten und 

Büros für die Belegschaft ent-
stehen. Das Gebäude am Ein-
gang Mitte wird energetisch sa-
niert, nachhaltig modernisiert 
und barrierefrei gestaltet. Ziel 
ist es, das Gebäude durch die 
Deutsche Gesellschaft für Nach-
haltiges Bauen (DGNB) zertifi-
zieren zu lassen. Bis 2026 sollen 
dort rund 250 Mitarbeiter ei-
nen modernen Arbeitsplatz fin-
den, die bislang an einem ex-
ternen Zweit-Standort in Nürn-
berg-Langwasser tätig sind.

Für 2025 stehen derzeit welt-
weit 140 Veranstaltungen im 
Messekalender, davon 76 in 
Nürnberg. Eine Neuheit ist 
die Gastveranstaltung Inter-

lift (AFAG). Die Weltleitmesse 
der Aufzugsbranche wird durch 
den langjährigen Partner AFAG 
durchgeführt, der mittlerwei-
le zehn Gastmessen im Messe-
zentrum Nürnberg organisiert. 
Erstmals findet im Mai auch der 
Deutsche Sparkassentag, der als 
einer der größten wirtschafts- 
und finanzpolitischen Kongresse 
Europas gilt, in Nürnberg statt.

„Aufgrund der positiven An-
meldestände für die Veranstal-
tungen im ersten Halbjahr 2025 
blickt die NürnbergMesse op-
timistisch ins neue Messejahr. 
„Wir erwarten einen Umsatz von 
rund 350 Mio. Euro“, machte Ott-
mann abschließend deutlich.  DK

Bayern stimmt  
Reform des ÖRR zu

Der Ministerrat hat dem zwi-
schen den Ländern beschlosse-
nen Staatsvertrag zur Reform des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
zugestimmt. Dieser umfasst Än-
derungen des Medien-, ARD-, 
ZDF- und Deutschlandradio- 
staatsvertrags sowie des Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrags. 
Der öffentlich-rechtliche Rund-
funk wird moderner, digitaler und 
schlanker . Bayern war von Anfang 
an Treiber der Reform, insbeson-
dere im Hinblick auf Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit .

Das Reformpaket setzt baye-
rische Forderungen wie die Re-
duktion der Sparten- und Hör-
funkkanäle um. Auch bei pres-
seähnlichen Angeboten erfolgt 
eine Nachschärfung zugunsten 
der Verleger, um Konkurrenz zu 
privaten Verlagen zu vermeiden. 
Kosten für den teuren Sport-
rechteerwerb werden gede-
ckelt, die Zusammenarbeit der 
Rundfunkanstalten gestärkt und 
außertarifliche Gehälter über-
prüft. Institutionelle Neuerun-
gen wie ein Medienrat mit exter-
nen Sachverständigen sollen die 
Qualität der Angebote sichern.

Zudem werden die Öffent-
lich-Rechtlichen verpflichtet, mit 
meinungs- und vielfaltsrelevan-
ten privaten Rundfunkanbietern 
zu kooperieren. Neuerungen wie 
das sog. Embedding – die Verlin-
kung öffentlich-rechtlicher Inhalte 
auf privaten Plattformen – tragen 
den Anforderungen der moder-
nen Medienlandschaft Rechnung.

Der Vertrag wird dem Bayeri-
schen Landtag vorgelegt und soll 
am 12. März 2025 bei der Minis-
terpräsidentenkonferenz unter-
zeichnet und anschließend von 
den Landesparlamenten ratifiziert 
werden. Das Inkrafttreten ist für 
den 1. Dezember 2025 geplant. 
Die Anpassung des Rundfunk-
beitrags und ein neues Finan-
zierungsverfahren sind nicht Teil 
des Reformstaatsvertrags.        r

https://forms.landratsamt-dachau.de/frontend-server/form/provide/11824/
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(Fortsetzung von Seite 1)
pitalmarktkultur in Deutschland 
zu stärken.
7. Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken verfügen über ein 
eigenes, funktionierendes Siche-
rungssystem, das sich seit Jahr-
zehnten bewährt hat und über 
die gesetzlich vorgeschriebenen, 
betraglich limitierten Absiche-
rungen hinausgeht. Die Ablösung 
effizienter nationaler Absiche-
rungsmechanismen zugunsten 
eines pauschalen EU-Abwick-
lungsregimes (CMDI-Review) 
lehnen wir entschieden ab.
8. Die geplante Vergemein-
schaftung der EU-Einlagensiche-
rung (EDIS) verstößt elementar 
gegen deutsche Interessen und 
ist abzulehnen. Solange kein ho-
mogener EU-Bankenmarkt exis-
tiert, führen vergemeinschafte-
te Risiken zu falschen Anreizen 
und damit zu einer Destabilisie-
rung. In Folge dieser Haftungs-
gemeinschaft wären die Kredit-
vergabemöglichkeiten der Klein-
banken eingeschränkt.
9. Die Übererfüllung von eu-
ropäischen Standards schadet 
dem deutschen Wirtschafts-
standort massiv . Auf sogenann-
tes Goldplating ist künftig zu 
verzichten. Vor allem muss Un-
ternehmen ausreichend Zeit ge-
geben werden, um EU-Gesetze 
zu implementieren. Nationale 
Gesetze, die durch neue EU-Ge-
setzgebung obsolet werden, wie 
das Lieferkettensorgfaltspflich-
tengesetz, sind abzuschaffen.
10. Die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung steigert nicht die 
Nachhaltigkeit von Firmen. Wir 
fordern besonders für KMU 
mehr freiwillige Regelungen und 
Ausnahmen. Nur so lässt sich 
Rechtssicherheit und ein fairer 
Wettbewerb für deutsche Un-
ternehmen garantieren.

Kapital für den kommenden 
Aufschwung finanzieren

„Die Sparkassen sowie Volks- 
und Raiffeisenbanken sind je-
derzeit bereit und in der La-
ge, der Wirtschaft das notwen-
dige Kapital zur Verfügung zu 
stellen, um einen kommenden 
Aufschwung dauerhaft und zu-
verlässig zu finanzieren“, be-
tonte der Präsident des Spar-

kassenverbands Bayern, Mat-
thias Dießl. „Damit das gelingt, 
braucht es klare politische Wei-
chenstellungen, um Planungs-
sicherheit für alle Akteure zu 
schaffen. Als Stimmen des bay-
erischen Mittelstands bieten 
wir den politischen Entschei-
dungsträgern gerne unsere Zu-
sammenarbeit an“, ergänzte 
der Chef des Genossenschafts-
verbands Bayern, Stefan Müller. 
Mut, Entschlusskraft und ver-
lässliche Rahmenparameter sei-
en notwendig, um Deutschland 
gemeinsam auf einen nachhal-
tigen Wachstumspfad zurück-
zubringen, sind sich beide Präsi-
denten einig . 

Kursschwenk  
zu nachhaltigem Wachstum

„Als Regionalbanken kennen 
unsere Mitglieder die neuralgi-
schen Punkte des Mittelstands 
genau. Und auch die mittelstän-
dischen Kreditinstitute selbst 
kämpfen mit den gleichen Hür-
den wie die Wirtschaft in den 
Regionen Bayerns“, unterstrich 
Müller. Dießl zufolge „bietet un-
ser Plan praxisorientierte Ansät-
ze, die auf einen Kursschwenk zu 
nachhaltigem Wachstum einzah-
len“. Damit Deutschland wieder 
wettbewerbsfähiger werden kön-
ne, „bringen sich Sparkassen so-
wie Volks- und Raiffeisenbanken 
jederzeit gerne in die notwendi-
gen Umstrukturierungen ein“.

Beide Präsidenten unterstri-
chen die einmalige Präsenz der 
Regionalbanken. Diese verstün-
den die spezifischen Bedürf-
nisse der Menschen und Un-
ternehmen vor Ort und böten 
passgenaue Finanzlösungen an. 
Sparkassen sowie Genossen-
schaftsbanken unterstützten 
kleine und mittelständische Un-
ternehmen insbesondere durch 
Kredite dabei, zu expandieren 
und neue Arbeitsplätze zu schaf-
fen . Damit förderten sie die wirt-
schaftliche Entwicklung der ge-
samten Region. Oftmals böten 
sie nicht nur finanzielle Unter-
stützung, sondern stünden den 
Betrieben mit Rat und Tat zur 
Seite, um etwa Geschäftsmodel-
le zu optimieren, nachhaltiger 
auszurichten und geeignete För-
derprogramme einzubinden.  DK
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sion mit Jörg Dittrich, Präsident 
des Zentralverbands des Deut-
schen Handwerks und Präsident 
des Deutschen Handwerkskam-
mertags . 

Was es für Bayern bedeuten 
würde, Olympia 2040 ins Land 
zu holen, diskutierte die Frakti-
on mit Jörg Ammon, Präsident 
des Bayerischen Landes-Sport-
verbands, Sportjournalist und 
-kommentator Marcel Reif, Jo-
sia Topf, Schwimmer und dreifa-
cher Medaillengewinner der Pa-
ralympics 2024 in Paris und Hei-
no Zeidler, Vater und Trainer von 
Oliver Zeidler, Goldmedaillenge-
winner der Olympischen Spie-
le 2024 in Paris . Alle waren sich 
einig, dass in Bayern nachhaltige 
Spiele möglich sind, die die Men-
schen begeistern sowie dem 
Sport und auch der Wirtschaft 
Aufschwung bringen können. 

Bayern ist Sportland

In der einstimmig beschlos-
senen Resolution „Bayern ist 
Sportland: Ja zu Olympischen 
und Paralympischen Spielen in 
Bayern!“ verspricht sich die CSU 
von erneuten Sommerspielen 
in München sowohl eine Bele-
bung des Leistungs- und Spit-
zensports als auch des Brei-
tensports, einen gesellschaftli-
chen Impuls für das Ehrenamt, 
wirtschaftliche Impulse und ei-
ne Stärkung des Tourismus, ei-
nen Modernisierungsschub für 
die Infrastruktur, neuen Wohn-

raum und ein „Fest der Völker-
verständigung“. München sei in 
der Lage, ökologische und res-
sourcenschonende Spiele um-
zusetzen: „Große Sportstätten 
sind in München bereits vorhan-
den und müssen nicht erst neu 
gebaut werden. Ein deutsches 
Konzept sollte sich an den er-
folgreichen Spielen in Paris 2024 
orientieren, bei denen es ein-
drücklich gelungen ist, moderne 
Technologien umweltfreundlich 
einzusetzen“, heißt es in dem 
Beschluss .

Spitzenplatz  
in der Landwirtschaft

Mit Günther Felßner, Präsi-
dent des Bayerischen Bauern-
verbands, erörterten die Abge-
ordneten, wie Bayern auch wei-
terhin seinen Spitzenplatz in 
der Landwirtschaft halten kann. 
„Wirtschaftswende jetzt!“ lau-
tete das Motto der Diskussi-
on mit Dr. Rainer Dulger, Präsi-
dent der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbän-
de, der sich klar für eine Wen-
de in der Wirtschaftspolitik und 
für „Vorfahrt für mehr Wettbe-
werbsfähigkeit“ aussprach. 

„Es braucht eine echte Zeiten-
wende in der inneren Sicherheit, 
dazu gehört ein ganzheitlicher 
Ansatz“, hob Prof. Dr. Peter Neu-
mann vom renommierten King’s 
College in London hervor . Wie 
es nach der Bildung der neuen 
EU-Kommission weitergeht, er-
läuterte Prof. Dr. Angelika Nie-

bler, Vorsitzende der CSU-Euro-
pagruppe im Europäischen Par-
lament. Dr. Richard Lutz, Vor-
sitzender des Vorstands der 
Deutschen Bahn AG, skizzier-
te, wie eine leistungsfähige Ver-
kehrsinfrastruktur mit einem at-
traktiven Wirtschafts- und Le-
bensstandort zusammenhängt. 

Lösungen aus der Krise

Über mögliche Lösungen aus 
der Krise im Schulterschluss mit 
den bayerischen Kommunen 
diskutierten die Abgeordneten 
mit Thomas Karmasin, Präsident 
des Bayerischen Landkreistags, 
Franz Löffler, Präsident des Bay-
erischen Bezirketags und Mar-
kus Pannermayr, Erster Vorsit-
zender des Bayerischen Städte-
tags . Karmasin und Pannermayr 
verwiesen auf das Problem der 
Krankenhausfinanzierung, das 
auch durch die in Berlin geplan-
te Reform nicht gelöst werde. 
Der Freistaat wiederum dürfe 
Standortentscheidungen nicht 
allein den Landkreisen und 
kreisfreien Städten überlassen. 
Der Städtetagschef forderte ex-
plizit „einen Durchgriff der Pla-
nungsbehörde“.   

Sprunghafter Anstieg 
der Bezirksausgaben

Bezirketagspräsident Löffler 
verwies auf den sprunghaften 
Anstieg der Bezirksausgaben 
für sozialpolitische Aufgaben. 
Die Standards dafür seien stel-
lenweise ein Stück weit über-
trieben. So führe etwa das 
neue Bundesteilhabegesetz da-
zu, dass am Unterricht teilneh-
mende Kinder mit körperlichen, 
geistigen oder seelischen Be-
hinderungen Anspruch auf je-
weils einen erwachsenen Schul-
begleiter haben. Somit säßen im 
Extremfall ein Handvoll Schul-
begleiter in einer Klasse. Zudem 
seien die Bezirke früher bei ei-
nem Drittel der Pflegebedürfti-
gen für Kosten aufgekommen . 
Heute seien es zwei Drittel der 
Menschen, die das wegen der 
hohen Kosten in Anspruch neh-
men müssen . 

Verschlankung  
des Sozialstaats

Um die Leistungen für tat-
sächlich Bedürftige aufrechter-
halten zu können, hält Holet-
schek eine Verschlankung des 
Sozialstaats für erforderlich: 
„Wir müssen uns verabschieden 
von dem, was bis jetzt als Sozi-
alstaat definiert worden ist“, er-
klärte der Fraktionsvorsitzen-
de. Mit Blick auf das Thema Bü-
rokratie regte er das Einrichten 
von Modellregionen an, in de-
nen bestimmte Regelungen wie 
Statistik-Pflichten nicht mehr 
gelten sollen. Es brauche „dis-
ruptive Prozesse“, um den Un-
ternehmen zu ermöglichen, sich 
auf ihre eigentlichen Aufgaben 
zu konzentrieren. 

Grundlegend reformiert wer-
den soll nach dem Willen der 
CSU-Landtagsfraktion das Be-
schaffungswesen bei gleicharti-
gen Feuerwehrfahrzeugen. Ziel 
ist es, den Kommunen in Bay-
ern künftig auch einen alterna-
tiven, zentralisierten Beschaf-
fungsweg anzubieten, um Kos-
ten zu senken und den Verwal-
tungsaufwand zu reduzieren. 
Aktuell ermitteln und beschaf-
fen die Kommunen den Bedarf 
an Feuerwehrfahrzeugen und 
Ausrüstungsgegenständen ei-
genständig, was oft mit der Be-
auftragung externer Büros ver-
bunden ist. Holetschek zufolge 
hat sich in anderen Bundeslän-
dern die zentrale Beschaffung 
über staatliche Kompetenzzen-
tren bereits bewährt.

„Wir haben die schlimmste 
Wirtschaftskrise seit Jahrzehn-
ten“, hob Ministerpräsident 
Söder in seiner Grundsatzre-
de hervor . „Deutschland hat ei-
ne schlechte und inkompetente 
Wirtschaftspolitik.“ Der Arbeits-
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auch zusätzlicher Mittel, damit al-
le Förderzwecke erreicht werden 
können. Neben einer wachsen-
den Finanzausstattung muss eine 
überjährige Verwendungsmög-
lichkeit der Mittel abgesichert 
werden“, betont der DStGB.  

Auch eine Nutzung des Ins- 
truments GRW zur Realisierung 
strategischer Großprojekte wer-
de nicht ohne Auswirkungen auf 
andere bedeutende Entwick-
lungsvorhaben in den Kommu-
nen bleiben. Als eingespieltes 
System der Strukturförderung 
sei die GRW bereits heute über-
zeichnet, weshalb sich der Ver-
band für eine dynamische An-
hebung der GRW-Mittel in den 
kommenden Jahren einsetzt. 

Dorfentwicklungskonzepte

Mit Blick auf das zentrale na-
tionale Förderinstrument für die 
ländliche Entwicklung, die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK), wird dar- 
auf verwiesen, dass in den ver-
gangenen Jahren in zahlreichen 
Kommunen gezielt Dorfent-
wicklungskonzepte erstellt wor-
den seien, deren konkrete Um-
setzung nun von der Verfügbar-
keit an GAK-Mitteln abhängt. 
Auch Mittel aus dem europäi-
schen ELER seien oftmals an eine 
GAK-Förderung gebunden, wes-
halb Kürzungen im Bundeshaus-
halt bei der GAK fatal wären. 

Verlässliche Perspektive

Vielmehr bedürfe es einer An-
hebung der Mittel und vor al-
lem einer verlässlichen Perspek-
tive, damit Maßnahmen für at-
traktive und lebendige Ortsker-
ne ebenso wie Investitionen für 
eine bessere Infrastruktur und 
Grundversorgung auf dem Land 
oder die Stärkung des Touris-
mus umgesetzt werden können. 
„Der im Jahr 2024 abgeschaffte 
Sonderrahmenplan bei der GAK 
stellte sicher, dass Mittel für die 
ländliche Entwicklung im Rah-
men der GAK nicht durch ande-
re Förderzwecke, insbesonde-
re die Agrarförderung und die 
Forstwirtschaft entzogen wer-
den . Bund und Länder sind auf-
gefordert, die GAK-Mittel für die 
ländliche Entwicklung langfris-
tig abzusichern“, heißt es in dem 
Papier .

Finanzierungsperspektiven

Im Sinne einer Politik zur Stär-
kung des wirtschaftlichen, so-
zialen und territorialen Zusam-
menhalts der EU und einer be-
sonderen Aufmerksamkeit auf 
ländliche Gebiete sei darüber 
hinaus „eine angemessene und 
wachsende Mittelausstattung 
der zweiten Säule der Gemein-
samen Agrarpolitik“ (GAP) zwin-
gend erforderlich. Angezeigt sei 
auch eine Dynamisierung der 
Mittel, um den ländlich gepräg-
ten Kommunen und Akteuren 
vor Ort eine sichere Finanzie-
rungsperspektive zu bieten.

Insbesondere im Bereich der 
etwa 370 LEADER-Regionen in 
Deutschland hätten sich in den 
vergangenen Jahrzehnten er-
folgreiche Strukturen der Re-
gionalförderung und -entwick-
lung gebildet. Diese müssten in 
der Förderperiode ab 2028 er-
halten und mittels des ELER mit 
Leben gefüllt werden. Eine Na-
tionalisierung der Regionalent-
wicklung erachtet der DStGB da-
bei als falschen Weg. Stattdes-
sen sollten eine Anwendung des 
erfolgreichen LEADER-Ansat-
zes auf den EFRE und den ESF ab 
2028 geprüft werden. Dies be-
treffe auch die Nutzung von Re-
gionalbudgets analog der GAK, 
„denn somit können unbürokra-
tisch Mittel für passgenaue Pro-
jekte in die Regionen fließen“. 

Die Hauptkritik an den EU-
Fonds betrifft laut DStGB häufig 
die komplexe Bürokratie, von der 
Antragstellung bis zu Dokumen-
tationspflichten. „Dies führt auf-
grund fehlender Verwaltungs-
kraft in den Kommunen nicht 
selten zur Nicht-Beantragung 
oder Aufgabe von Projekten und 
nicht zuletzt für Unverständnis 
bei den politischen Verantwort-
lichen und in der Bevölkerung . 
Es braucht daher einen Paradig-
menwechsel hin zu einer Verein-
fachung und Digitalisierung von 
Antragsverfahren sowie eine 
Angleichung bei der Abwicklung 
unterschiedlicher Fonds.“

Regionale Kompetenzzentren

Kurze Projektskizzen und eine 
verbesserte Beratung, etwa auf 
Landesebene oder durch regio-
nale Kompetenzzentren, könn-
ten den Zugang zu Fördermit-
teln erleichtern. Verwaltungs-, 
Kontroll- und Dokumentations-
verfahren sollten auf das Not-
wendige beschränkt werden. 
Zudem sollten kommunale und 
professionell arbeitende Pro-
jektträger ebenso als vertrau-
enswürdig gelten wie regiona-
le Gremien und Mandatsträger . 
Bei unvorhersehbaren Verzö-
gerungen sei es ratsam, Fristen 
einfach zu verlängern. 

Kofinanzierungssätze

Zu häufig sind finanzschwache 
Kommunen bislang nicht in der 
Lage, die notwendigen Eigenan-
teile aufzubringen. Daher müs-
sen nach Auffassung des DSt-
GB die Kofinanzierungssätze für 
ländliche und strukturschwache 
Regionen attraktiv und realisier-
bar sein und zusätzliche Verwal-
tungskosten berücksichtigen. 
Bund und Länder sollten nied-
rige Fördersätze gezielt aufsto-
cken, um Struktureffekte dort 
auslösen zu können, wo sie be-
nötigt werden. Weitere Erleich-
terungen könnten durch die Be-
rücksichtigung sonstiger Pro-
jektkosten und das Prinzip einer 
einzigen Prüfung erfolgen. Auch 
könnte die Einführung von Ba-
gatellgrenzen für geringfügige 
Verstöße die Bereitschaft stei-
gern, an Förderprogrammen zu 
partizipieren.  DK

Für eine wettbewerbs...

Vertrauen stärken ... platzabbau schreite voran, die 
Inflation steige und die Wettbe-
werbsfähigkeit sinke deutlich. 
Das bekomme auch Bayern zu 
spüren . Die Bundestagwahl sei 
eine „Richtungsentscheidung 
für unsere Demokratie und ganz 
Europa“. 

Steuersenkungen 
sind unumgänglich

Um Deutschland wieder in 
Ordnung zu bringen, seien Steu-
ersenkungen für Mittelstand 
und Gastronomie unumgäng-
lich. Die Kürzungen bei der 
Landwirtschaft müssten rück-
gängig gemacht werden, ebenso 
müssten die Pendlerpauschale 
erhöht und das Bürgergeld ab-
geschafft werden. Söder forder-
te eine Bauoffensive für das Ei-
gentum, um Bauhandwerk und 
Bauindustrie zu stabilisieren. In 
den kommenden Wochen wer-
de er zu einem bayerischen Bau-
gipfel einladen .

Im Gegensatz zum Bund, der 
die Investitionen in Innovati-
on gekürzt hat, habe Bayern die 
Mittel seit 2018 um 36 Prozent 
erhöht, fuhr Söder fort. Innova-
tion sei die Grundlage für dauer-
hafte wirtschaftliche Stärke. Bei 
KI und Supertech sei der Frei-
staat stärker als größere euro-
päische Staaten. Exemplarisch 
nannte der Ministerpräsident 
den neuen Superrechner in Gar-
ching mit 7 Trillionen Rechnun-
gen pro Sekunde . Mit 550 Un-
ternehmen und 12 Milliarden 
Umsatz sei die Luft- und Raum-
fahrt eine der wichtigsten Zu-
kunftsbranchen in Bayern. Der 
Freistaat vergesse dabei aber 
auch die Automobilindustrie 
nicht, die mit einem eigenen Au-
toplan gestärkt werden solle . 

Zukunftstechnologie 

Für die Zukunftstechnologie 
Kernfusion gelte: „Nicht wie-
der eine Technologie verschla-
fen, nicht wieder eine Techno-
logie anderen Ländern überlas-
sen“, erklärte Söder. Die Ener-
giepolitik müsse fundamental 
anders werden . Bayern mache 
seine Hausaufgaben beim Zu-
bau erneuerbarer Energien und 
sei hier führend in Deutschland . 
Dabei sei die Förderung nicht 
nur auf Windkraft zu beschrän-
ken, sondern auf Biomasse, Pho-
tovoltaik und Geothermie aus-
zuweiten. Zudem erteilte Sö-
der den Plänen der Ampelregie-
rung eine Absage, das deutsche 
Stromnetz an ausländische In-
vestoren zu verkaufen. 

Politikwende

Im Zuge der Politikwende 
müsse darüber hinaus die Migra-
tion begrenzt werden. Da NGOs 
nicht entscheiden dürften, wer 
ins Land kommt, brauche es ei-
nen Visa-Stopp . Erforderlich sei-
en auch Zurückweisungen an 
der Grenze und das Zurückschi-
cken von Straftätern. Ausreise-
pflichtigen müssten die Leistun-
gen gekürzt werden, „zudem 
wollen wir das Turbo-Staatsbür-
gerschaftsrecht der Ampel rück-
gängig machen“. Söder kündigte 
überdies massive Investitionen 
in Deutschlands Sicherheit an . 
Angedacht seien 10 .000 neue 
Stellen bei der Bundespolizei. 
Um die äußere Sicherheit zu ver-
teidigen, forderte der Minister-
präsident 3,5 Prozent vom Brut-
toinlandsprodukt für die Bun-
deswehr . Zudem plädierte er für 
die Stationierung von amerika-
nischen Raketen in Deutschland 
sowie die Wiedereinführung der 
Wehrpflicht.

Auch weiterhin werde die CSU 
für die Mütterrente kämpfen, 
machte Söder deutlich . Sie sei ei-
ne Frage der Gerechtigkeit und 
leiste einen Beitrag gegen Alters- 
armut. „Es ist unverständlich, 
dass man Mütter, deren Kinder 
vor 1992 geboren sind, das Recht 
auf eine etwas verbesserte Ren-
te abspricht“, so Söder.  DK

Regional- und Struktur...

Bayerische Landesausstellung 2025 in Regensburg:
Ludwig I. – Bayerns größter König?

1825 übernimmt Ludwig I. ein bankrottes Bayern. Klosterauf-
hebungen, Reformen und Umwälzungen hatten das Land zer-
rüttet. Fürsorge und Bildung lagen am Boden. Ludwig moderni-
siert mit Kunst, Eisenbahn und Kanalbau, während die Industria-
lisierung erste Schatten wirft. München wird zur Kunstmetropo-
le ausgebaut, doch andere Regionen wie Niederbayern und die 
Oberpfalz bleiben zurück.

Ab den 1830er-Jahren fühlt sich Ludwig durch Revolutionen in 
Europa bedroht. Zensur und Unterdrückung liberaler Stimmen 
prägen seine Regierung. Das Volk reagiert mit Protesten. Wirt-
schaftliche Krisen und soziale Unruhen verschärfen die Lage.

Ludwigs Affäre mit Lola Montez ruiniert seinen Ruf endgül-
tig. Spott und Kritik zwingen ihn, am 20. März 1848 abzutreten. 
Trotz seines Rücktritts prägen Ludwigs Bauprojekte Bayern bis 
heute. Die Bayerische Landesausstellung im Haus der Bayeri-
schen Geschichte in Regensburg erzählt seine Geschichte vom 
10. Mai bis 9. November 2025. Infos: www.hdbg.de  .  r

http://www.hdbg.de
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Investieren Sie in die Zukunft. 

Unternehmen, die in nachhaltige Transformation 
investieren möchten, brauchen einen Finanzpartner, 
der ihre Anforderungen versteht. Wir Volksbanken 
Raiffeisenbanken kennen den Mittelstand und 
fi nanzieren einen erfolgreichen Wandel mit 
individuellen Lösungen und den passenden 
Fördermitteln. Mehr Infos unter 
transformation-fi nanzieren.de

Energie gewinnen.

Transformation

finanzieren.

Von Energieprojekten bis IT: 

Genossenschaften stärken 
Bayerns Regionen

Die Genossenschaftsidee erlebt in Bayern weiterhin eine beein-
druckende Erfolgsgeschichte. Insgesamt 33 neu eingetragene Ge-
nossenschaften im Jahr 2024 belegen, dass das Modell nach wie 
vor attraktiv ist. Besonders im Bereich der Erneuerbaren Energi-
en hat sich der Gründungsboom fortgesetzt: 23 der neu eingetra-
genen Genossenschaften dienen der gemeinschaftlichen Umset-
zung von Wind-, Photovoltaik- und Wärmeprojekten.

„Das Genossenschaftsmodell 
bietet Lösungen für viele aktuel-
le Herausforderungen der Men-
schen und ihrer Regionen“, er-
klärt Stefan Müller, Präsident 
des Genossenschaftsverbands 
Bayern (GVB), in München: „Ge-
rade bei der Energiewende kom-
men Bürgerinnen und Bürger zu-
sammen, um gemeinsam nach-
haltige Projekte zu realisieren 
und unabhängiger von globalen 
Energiemärkten zu werden.“ Die 
neuen Energiegenossenschaf-
ten investieren knapp 70 Millio-
nen Euro und beantragten För-
dermittel in Höhe von rund 18 
Millionen Euro. Diese Projekte 
tragen dazu bei, Kapital, Arbeit 
und Rohstoffe nachhaltig in den 
Regionen einzusetzen und ei-
ne Energiewende in Bürgerhand 
umzusetzen.

Auch außerhalb des Energie-
sektors bleibt die Vielfalt der 
Gründungen beachtlich. Kul-
tur-, Handels-, Handwerks- und 
IT-Genossenschaften stehen für 
innovative Konzepte und eine  
aktive Bürgerbeteiligung. Sie zei-
gen, dass das Genossenschafts-
modell in einer Vielzahl von 
Branchen zukunftsfähige Per- 
spektiven bietet. Die Grün-
dungsberatung des GVB beglei-
tete alle 33 Neugründungen und 

unterstützt diese in Fragen der 
Organisation, Finanzierung und 
Governance.

Bürgerbeteiligung stärken, 
Regionen voranbringen

Ein Vorteil der Genossenschaf-
ten liegt in ihrer demokratischen 
Struktur: Die Geschäftsführung 
der neu gegründeten Genossen-
schaften liegt in den Händen von 
96 ehrenamtlichen Vorständen, 
die von 158 ebenfalls ehrenamt-
lichen Aufsichtsratsmitgliedern 
unterstützt und kontrolliert wer-
den. „Dieses ehrenamtliche En-
gagement unterstreicht die star-
ke Identifikation der Mitglieder 
mit der jeweiligen Region. Ge-
meinsam lassen sich viele gesell-
schaftliche Herausforderungen 
besser meistern“, sagte Müller.

Die Vielfalt und Innovati-
onskraft der neuen Genossen-
schaften beweisen, wie wert-
voll dieser Ansatz für die ge-
sellschaftliche und wirtschaft-
liche Entwicklung in Bayern ist. 
Auch international leisten Ge-
nossenschaften einen wichti-
gen Beitrag: Sie fördern regio-
nales Unternehmertum, ermög-
lichen den Zugang zu Märkten 
und bekämpfen Armut und so-
ziale Ausgrenzung. Um dies zu 

feiern, haben die Vereinten Na-
tionen 2025 zum Internationa-
len Jahr der Genossenschaften 
ausgerufen. „Ich gehe fest da-
von aus, dass Genossenschaften 
auch in diesem genossenschaft-
lichen Festjahr ihre Attraktivität 
und ihr Potenzial unter Beweis 
stellen werden“, erklärte Müller.

Der Genossenschaftsverband 
Bayern e.V. (GVB) vertritt seit 
mehr als 130 Jahren die Inter-
essen bayerischer Genossen-
schaften. Zu seinen 1.201 Mit-
gliedern zählen 180 Volksbanken 
und Raiffeisenbanken (davon 27 
Banken mit Warengeschäft) so-
wie 1.021 Unternehmen aus 
Branchen wie Landwirtschaft, 
Energie, Handel, Handwerk und 
Dienstleistungen. Sie bilden mit 
rund 50.000 Beschäftigten und 
2,8 Millionen Anteilseignern eine 
der größten mittelständischen 
Wirtschaftsorganisationen im 
Freistaat. (Stand: 31.12.2024). r

Tortendiagramm Mitglieder. Bild: GVB

LfA Förderbank Bayern:

Neue Erklärung zum 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex

Nachhaltiges Handeln ist in der DNA der LfA Förderbank Bayern 
verankert. Seit Langem richtet die Förderbank deshalb sowohl ih-
re Fördertätigkeit als auch ihre internen Bankprozesse nach dem 
Nachhaltigkeitsprinzip aus. Das dokumentiert die jetzt neu vorlie-
gende Erklärung der Förderbank zum Deutschen Nachhaltigkeits-
kodex (DNK) für das Berichtsjahr 2023 erneut. 

Mit der Veröffentlichung des 
neuen Berichts macht die LfA ih-
re Nachhaltigkeitsleistungen und 
-aktivitäten nach festgelegten 
Kriterien systematisch, transpa-
rent und vergleichbar öffentlich. 
20 qualitative Kriterien und zu-
sätzliche Leistungsindikatoren 
ermöglichen einen kompakten 
Überblick über ökologische, sozi-
ale und Governance-Aspekte des 
internen Bankbetriebs und des 
Produktangebots der LfA. Eine 
transparente Berichterstattung 
ist eine der zentralen Nachhal-
tigkeitsanforderungen von Stake-
holdern wie z.B. Geschäftspart-
nern und Ratingagenturen, aber 
auch von regulatorischer Seite.

Mit der nun vorliegenden Erklä-
rung setzt die LfA ihre langjährige 

Nachhaltigkeitsberichterstattung 
fort. Bereits seit 2012 hatte die 
Förderbank alle zwei Jahre einen 
Nachhaltigkeitsbericht veröffent-
licht, der jetzt von der DNK-Erklä-
rung als Berichtsformat abgelöst 
wurde. Der Deutsche Nachhaltig-
keitskodex ist ein branchenüber-
greifender Transparenzstandard 
für die Berichterstattung unter-
nehmerischer Nachhaltigkeits-
leistungen. Bundesweit nutzen 
1.400 Unternehmen das Format 
für ihre Berichterstattung.

Ergänzt wird die Nachhaltig-
keitsberichterstattung der LfA 
durch den jährlich einzureichen-
den Fortschrittsbericht (COP) des 
UN Global Compact, dem die LfA 
2023 beigetreten ist. Mit der Mit-
gliedschaft in der weltgrößten 

Initiative für unternehmerische 
Nachhaltigkeit hat sich die LfA 
dazu verpflichtet, ihre Strategien 
und Abläufe konsequent an uni-
versellen Grundsätzen in den vier 
Bereichen Menschenrechte, Ar-
beit, Umwelt und Korruptionsbe-
kämpfung auszurichten.

Ausschlusskriterien

Ein wichtiger Fortschritt, der in 
beiden Berichten Erwähnung fin-
det, sind die 2024 eingeführten 
Ausschlusskriterien, sowohl für 
das Kredit- als auch für das Fi-
nanzanlagengeschäft. Diese Aus-
schlusskriterien stellen sicher, 
dass keine Mittel an Kreditneh-
mer oder Emittenten fließen, 
durch deren Aktivitäten aus LfA-
Sicht inakzeptable negative Aus-
wirkungen auf bestimmte As-
pekte im Bereich Umwelt, Sozi-
ales und Governance zu erwar-
ten sind.

Bayerns Wirtschaftsminister 
und LfA-Verwaltungsratsvorsit-

zender Hubert Aiwanger kom-
mentiert: „Zu den Stärken des 
Wirtschaftsstandorts Bayern ge-
hören die intakte Umwelt, die 
attraktive Infrastruktur und die 
leistungsfähigen und innovativen 
Unternehmen. Mit ihren Förder-
angeboten trägt die LfA spürbar 
zur nachhaltigen Entwicklung der 
bayerischen Wirtschaft bei. Im 
kommenden Jahr bauen wir die 
Finanzierungshilfen der LfA zum 
Wohle Bayerns weiter aus.“

Dr. Bernhard Schwab, Vor-
standsvorsitzender der LfA, er-
läutert: „In der LfA wird Nachhal-
tigkeit gelebt. Um uns weiter ste-
tig zu verbessern, messen, doku-
mentieren und veröffentlichen 
wir unsere Nachhaltigkeitsleis-
tungen regelmäßig. Die jetzt vor-
liegende Erklärung zeigt nicht nur, 
dass wir im internen Bankbetrieb 
immer nachhaltiger handeln, son-
dern auch dass unsere Förder-
tätigkeit darauf ausgerichtet ist, 
Bayerns Mittelstand nachhaltig 
zukunftsfest zu machen.“ r
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Wettbewerb „Schwamm|statt|Hitze“:

Bayerische Sparkassenstiftung 
würdigt schulische Umweltprojekte
Das Klima geht alle an. Je früher man sich mit dem Thema beschäf-
tigt, desto mehr wird man sensibilisiert und kann etwas gegen den 
fortschreitenden Klimawandel tun. Die Bayerische Sparkassenstif-
tung setzte deshalb in Kooperation mit dem Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Kultus und Unterricht und der Arbeitsgemeinschaft 
Natur- und Umweltbildung (ANU) Bayern e.V. einen Wettbewerb  
im Rahmen von Schulprojekten rund um das Thema Schwamm-
stadt/Schwammdorf für Schulen in Bayern auf. Nun stehen die Sie-
ger fest. Ausgezeichnet wurden Umweltprojekte des Gymnasiums 
Königsbrunn und der Georg-Hipp-Realschule Pfaffenhofen.

Der Wettbewerb wurde ins 
Leben gerufen, um das Konzept 
der Schwammstadt bekannt zu 
machen – ein Ansatz, bei dem 
in der Siedlungsplanung gezielt 
Regenwasser lokal gespeichert 
wird, um Städte vor Überflutun-
gen zu schützen, die Vegetati-
on zu bewässern und das Mik-
roklima zu verbessern. Schulen 
in ganz Bayern wurden eingela-
den, eigene Ideen für ihre Um-
gebung zu entwickeln.

Gymnasium Königsbrunn

Das mit dem ersten Preis be-
dachte Gymnasium Königsbrunn 
überzeugte mit einem innovati-
ven Ansatz, der darlegt, wie sich 
das Konzept der „Schwamm-
stadt“ auch im Schulumfeld um-
setzen lässt. Das Team der Kli-
ma-AG entwickelte einen Plan 
zur Begrünung des stark versie-
gelten Pausenhofs. Ziel ist es, die 
Hitzeentwicklung im Sommer zu 
mildern, Regenwasser besser 
aufzunehmen und so gleichzei-
tig die Artenvielfalt zu fördern. 
Das Projekt sieht vor, Betonflä-
chen durch wasserdurchlässige 
Böden zu ersetzen und eine grü-
ne Fassade an der Schule zu ge-

stalten. Diese Maßnahmen ver-
bessern das Mikroklima, redu-
zieren Lärm und speichern Was-
ser, wodurch die Umgebung 
nachhaltig gekühlt wird.

gelung dringend notwendig ist.
Die Bayerische Sparkassen- 

stiftung unterstützt die Umset-
zung des Gewinnerprojekts mit 
einer Förderung in Höhe von 
25.000 Euro. Dadurch können 
die Entsiegelung des Schulhofs 
sowie die Begrünung der Fassa-
de realisiert werden.

Georg-Hipp-Realschule 
Pfaffenhofen

Die mit dem Sonderpreis ge-
würdigte Klasse 8c der Georg- 
Hipp-Realschule Pfaffenhofen 
widmete sich einer nachhalti-
gen, grüneren Gestaltung des 
neuen Pausenhofs. Die neue 
Fläche war durch den Abriss der 
Sporthalle bzw. des Hallenbads 
entstanden. Mit der Auszeich-
nung wird eine neue Sonnenlie-
ge auf dem Schulhof finanziert.

„Das Gymnasium Königsbrunn 
und die Realschule in Pfaffen-
hofen haben mit ihren Projek-
ten wegweisende Beiträge ge-
leistet, wie Bildung und Klima-
schutz Hand in Hand gehen kön-
nen“, betonte Dr. Ingo Krüger, 
Geschäftsführender Vorstand 
der Sparkassenstiftung. Laut 
Kultusministerin Anna Stolz sind 
die ausgezeichneten Projekte 
eindrucksvolle Beispiele dafür, 
wie junge Menschen engagiert 
an Lösungen arbeiten und den 
Herausforderungen durch den 
Klimawandel begegnen. „Initiati-
ven wie diese sind Leuchttürme 
der Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung an unseren Schulen, 
sie verbinden Lernen mit kon-
kretem Handeln.“ DK

Team S-International Business. Bild: Stadtsparkasse Augsburg

Kompetenzbündelung im Internationalen Geschäft:

Weitere Sparkassen schließen sich 
der S-International Business an

Zum 01.01.2025 schlossen sich die Sparkassen Bad Tölz-Wolfrats-
hausen und Oberland dem größten Kompetenzzentrum für das In-
ternationale Geschäft in Südbayern – der S-International Business 
in Augsburg – an. Durch die Fusion der Sparkassen Dillingen-Nörd-
lingen und Donauwörth zur Sparkasse Nordschwaben wächst das 
Geschäftsgebiet der S-International Business zudem weiter.

Im Jahr 2008 bündelten da-
mals acht Sparkassen ihre Ex-
pertise im Internationalen Ge-
schäft und gründeten die S-In-
ternational Business mit Sitz im 
Herzen von Augsburg. Von hier 
aus und mit den Kollegen vor Ort 
betreut die Gesellschaft ihr Ge-
schäftsgebiet, das inzwischen 
vom Bodensee bis Neuburg und 
von Neu-Ulm bis zum Ammersee 
reichte. Mit den Sparkassen Bad 
Tölz-Wolfratshausen und Ober-
land kommt nun noch das schö-
ne Voralpenland dazu.

Partner für  
mittelständische Unternehmen

Derzeit befindet sich die deut-
sche Wirtschaft mit ihren vielen 
mittelständischen Unternehmen 
aufgrund der geopolitischen und 
geoökonomischen Themen in be-

sonders herausfordernden Zei-
ten, die gleichwohl auch Chancen 
bieten. Ein verlässlicher und leis-
tungsfähiger Finanzpartner mit 
der Verantwortung, Kunden auch 
im internationalen Geschäft um-
fassend zu begleiten ist dabei un-
erlässlich. 

Diese Kundenanforderung ha- 
ben die Sparkassen Bad Tölz- 
Wolfratshausen, Oberland und 
Donauwörth zum Anlass genom-
men, sich dem Kompetenzcen-
ter S-International Business an-
zuschließen. Mit diesem Schritt 
beschreitet man neue Wege und 
stellt die Kompetenz im interna-
tionalen Geschäft noch mehr in 
den Fokus. Ein Team aus erfahre-
nen Auslandsexperten und Spe-
zialisten für alle Bereiche, ein-
gebettet in das weltweite Netz-
werk der Sparkassen-Finanzgrup-
pe, macht die S-International zu 

einem idealen Partner für grenz- 
überschreitende Geschäfte. Dies 
betrifft sowohl den Auslandszah-
lungsverkehr bis hin zum Zins-, 
Währungs- und Rohstoffmanage-
ment. 

Erfahrung und  
Leistungsfähigkeit im  
internationalen Geschäft

Die Spezialisten der S-Interna-
tional Business stehen für ein in-
dividuelles Betreuungskonzept, 
das diverse Lösungsansätze für 
den Kunden bündelt. „Beson-
ders die Nähe vor Ort zu den mit-
telständischen Kunden der Spar-
kasse spielt dabei eine zentra-
le Rolle“, wie Dominik Mittring, 
Geschäftsführer der S-Interna-
tional erklärt. Kurze Wege und 
schnelle Reaktionszeiten bei Ver-
handlungen mit internationalen 
Geschäftspartnern können pro-
blemlos gewährleistet werden. 
Dies erhöht die Planungssicher-
heit für die heimischen Unter-
nehmen und bietet gleichzeitig 
die wirtschaftliche Sicherheit, 
vorhandene Risikofaktoren be-
reits bei der Geschäftsanbah-
nung zu minimieren.

Der starke Sparkassenverbund, 
gute internationale Beziehun-
gen und ein weltumspannendes 
Partnernetz machen die S-Inter-
national Business zu einem idea-
len Partner für das Internationa-
les Geschäft - getreu dem Mot-
to „Wir eröffnen unseren Kunden 
die globalen Märkte“.

Weitere Informationen unter 
www.s-iba.eu. r

Dr. Ingo Krüger. Bild: SVB

Die Schülerinnen und Schüler 
analysierten für das Projekt mit 
Wärmebildkameras die Tempe-
raturentwicklung des Schulhofs 
und testeten die Wasserdurch-
lässigkeit verschiedener Boden-
arten. Die Ergebnisse zeigten, 
dass beispielsweise eine Entsie-

BaFin-Kontenvergleich: 

Kosten und Leistungen von 
6.900 Girokonto-Modellen

Mitte Januar startete die Finanzaufsicht BaFin eine neue Website für 
die Suche nach dem passenden Zahlungskonto (Girokonto): Der Ba-
Fin-Kontenvergleich zeigt erstmals übersichtlich die Kosten und Leis-
tungen aller Girokonten für Privatpersonen in Deutschland. Damit un-
terstützt die neue Website Verbraucher bei der eigenverantwortlichen 
Entscheidung für ein Girokonto, das ihren Bedürfnissen entspricht.

Wer ein Girokonto sucht, das zu 
den eigenen Bedürfnissen passt, 
kann ab sofort ein neues Informa-
tionsangebot der BaFin nutzen. 
Die Finanzaufsicht bietet erstmals 
in Deutschland eine Website mit 
einer aktuellen Übersicht aller ver-
fügbaren Girokonten für Privatper-
sonen. Insgesamt sind fast 6.900 
unterschiedliche Kontenmodelle 
von rund 1.100 Anbietern enthal-
ten, mit Informationen wie monat-
liche Gebühren, Preise für Debit- 
und Kreditkarten sowie Haben- 
und Überziehungszinssätze.

Neben Girokonten führt der Ba-
Fin-Kontenvergleich sog. Basiskon- 
ten auf, die Banken seit 2016 an-
bieten müssen, sowie Kontenmo-
delle für Minderjährige, Auszu-
bildende, Studenten oder Rent-
ner. Um sich über die Einzelhei-
ten zu informieren und das Konto 
schließlich zu eröffnen, müssen 
sich Verbraucher direkt an den je-
weiligen Kontoanbieter wenden. 
Die BaFin ist dabei nicht einge-
bunden.

Grundlage des BaFin-Kontenver-
gleichs ist die EU-Zahlungskonten-
richtlinie. Sie schreibt unter ande-
rem vor, dass jeder Mitgliedstaat 
der Europäischen Union für Ver-
braucherinnen und Verbraucher 
einen entgeltfreien Zugang zu ei-
ner privat oder staatlich betrie-

benen Vergleichswebsite für Zah-
lungskonten sicherstellen muss. 
Im Zahlungskontengesetz (ZKG) 
hat der Gesetzgeber die BaFin mit 
diesem wichtigen Verbraucher-
schutz-Projekt beauftragt. Feder-
führend waren dabei die Bundes-
ministerien für Finanzen (BMF) 
sowie für Umwelt und Verbrau-
cherschutz (BMUV).

Für den Aufbau und den Betrieb 
des BaFin-Kontenvergleichs sind 
Zahlungsdienstleister wie Banken 
und Sparkassen, Neo-Banken und 
FinTechs, die private Girokonten 
anbieten, gesetzlich verpflichtet, 
Vergleichskriterien wie das mo-
natliche Entgelt oder die Höhe des 
Überziehungszinssatzes an die Fi-
nanzaufsicht zu melden.

Suchfunktionen und Filter

Mit wenigen Mausklicks kön-
nen die Nutzer Merkmale für ihr 
Wunschkonto festlegen, wie Kon-
toführungsgebühr, unentgeltliche 
Bargeldauszahlung im Ausland 
oder Ausgabe einer Kreditkarte. 
Die Suchergebnisse werden neu- 
tral und werbefrei dargestellt. Der 
BaFin-Kontenvergleich verfolgt 
kein kommerzielles Interesse und 
gibt keine Empfehlung für ein Kon-
to oder einen Anbieter. Vielmehr 
ermöglicht er eine Vorauswahl aus 

dem großen Girokonto-Angebot 
und bietet die erforderliche Trans-
parenz für eine erste Einordnung.

Die Kontenmodelle werden an-
hand von 27 Vergleichskriterien 
dargestellt. Ziel ist es, die große 
Bandbreite unterschiedlicher Kon-
tenmodelle mit vielen Nebenbe-
dingungen vergleichbar zu ma-
chen. Anhand von Such- und Fil-
terfunktionen können Nutzer das 
Angebot nach ihrem Bedarf ein-
grenzen. Suchergebnisse lassen 
sich online speichern, weiterleiten 
und herunterladen. Dabei verzich-
tet die Website auf Cookies. Zudem 
enthält der BaFin-Kontenvergleich 
Inhalte in leichter Sprache und 
lässt sich barrierefrei bedienen.

Für die Richtigkeit der Angaben 
sind die Kontoanbieter selbst ver-
antwortlich. Nach Meldung wer-
den die Daten ohne weitere Prü-
fung oder Bearbeitung durch die 
BaFin an den Kontenvergleich 
übertragen. Die Aufnahme in den 
Kontenvergleich ist kein BaFin-Gü-
tesiegel für Kontoanbieter oder 
deren Zahlungskonten, sondern 
gesetzlich vorgegeben. Die Ba-
Fin führt jedoch stichprobenhaf-
te Qualitätschecks durch. Die Nut-
zerinnen und Nutzer müssen sich 
über die Einzelheiten eines Kon-
tenmodells beim jeweiligen Kon-
toanbieter informieren. r

http://www.s-iba.eu
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nachhaltigen
Transformation Ihres
Unternehmens.

Weil’s ummehr als Geld geht.

Sparkassenverband Bayern: 

Vorreiter für attraktive 
Arbeitsbedingungen

Der Sparkassenverband Bayern, die Dachorganisation der 56 baye-
rischen Sparkassen, setzt neue Marken im Ausbau seiner Attraktivi-
tät als fortschrittlicher Arbeitgeber der Sparkassen-Finanzgruppe. 
Ausgehend von einem bereits hohen Niveau an Lohnzusatzleistun-
gen eines öffentlich-rechtlich organisierten Unternehmens bietet 
er seinen rund 400 Mitarbeitern sukzessive eine weitere Vielzahl 
von Zusatzangeboten, die eine ausgewogene Work-Life-Balance 
fördern. In einer Zeit, in der die Ansprüche an Arbeitgeber stetig 
steigen, hebt sich der Sparkassenverband Bayern damit durch sein 
umfassendes Angebot hervor. 

Dies wird durch das Top Com-
pany-Siegel 2025 beim Arbeitge-
ber-Bewertungsportal kununu 
bestätigt, das an die 5 Prozent 
der am besten bewerteten Un-

ternehmen vergeben wird. Die-
ser Arbeitgeber-Award zeichnet 
Unternehmen mit hoher Mit-
arbeitenden-Zufriedenheit aus 
und wird ausschließlich auf Basis 

unabhängiger Bewertungen auf 
der Arbeitgeber-Bewertungs-
plattform kununu vergeben. 

In den vergangenen zwei Jah-
ren konnte der Sparkassen-
verband Bayern 62 neue Kol-
leginnen und Kollegen einstel-
len. Matthias Dießl, Präsident 
des Sparkassenverbands Bay-
ern freut sich darüber, weiß aber 
auch, dass Arbeitgeber ange-
sichts des engen Personalmarkts 
am Ball bleiben müssen: „Rec-
ruiting heißt heutzutage nicht 
mehr nur, gute Mitarbeitende zu 
gewinnen – es geht immer mehr 

darum, dafür zu sorgen, dass sie 
sich wohlfühlen und sie damit 
auch langfristig zu halten. Über 
die Mitarbeiterbindung setzen 
wir im nächsten Schritt auch auf 
Weiterempfehlungen durch un-
sere Mitarbeitenden, um so wei-
tere Talente in unsere Teams zu 
holen. Deshalb stecken wir viel 
Energie in die Gestaltung eines 
positiven Arbeitsumfelds, damit 
unsere Wertschätzung bei den 
Kolleginnen und Kollegen an-
kommt.“

Dießl: „Recruiting bedeutet 
Mitarbeiterbindung“

Zu den herausragenden Plus-
punkten zählen umfangreiche 
Mobile Office-Möglichkeiten 
(bis zu 60 Prozent der Monatsar-
beitszeit) mit flexiblen Arbeits-
zeiten. Mitarbeitende können 
so ihre beruflichen und privaten 
Verpflichtungen optimal mitein- 
ander vereinbaren. Dießl ist 
überzeugt, dass die fachliche Ar-
beit davon deutlich profitiert: 
„Unsere Mitarbeitenden gehen 
motivierter und konzentrierter  
an ihre Aufgaben, wenn sie ih-
re Arbeit und ihr Privatleben 
beweglich verzahnen können. 
Auch wenn einige Unternehmen 
zurzeit ihre Homeoffice-Quoten 
wieder reduzieren, haben wir 
den Kolleginnen und Kollegen 
gerade vertrauensvoll weitere 
Spielräume eröffnet. Mit Blick 
auf ein künftig noch flexibleres 
Arbeiten auch in den Räumen 
des Sparkassenverbands sehen 
wir hier eine Voraussetzung für 
eine verteilte und agile zeitge-
mäße Arbeitswelt.“

Bereits langjährig eröffnet der 
Sparkassenverband Bayern sei-
nen Mitarbeitern Gruppenan-
gebote für Unfallversicherung 
und zahlreiche Gesundheitsvor-
sorgeuntersuchungen, -semina-

re und -kurse sowie Impfungen 
im Betrieb. Über den Mitarbei-
ter-Assistance-Partner pme Fa-
milienservice können Mitarbei-
tende in herausfordernden Le-
benssituationen breite und di-
rekte Unterstützungsangebote 
in Anspruch nehmen. Auch die 
Möglichkeit der Kantinennut-
zung oder das arbeitgebergeför-
derte Job-Radleasing sind Ange-
bote, um das Wohlbefinden der 
Mitarbeitenden zu unterstüt-
zen. 150 Mitarbeitende nehmen 
außerdem die Förderung des 
Deutschlandtickets oder ande-
rer ÖPNV-Angebote als Job-Ti-
cket in Anspruch. 

Zum Jahresende 2024 wur-
de das Angebot nochmals deut-
lich erweitert – der Sparkassen-
verband übernimmt mehr als 50 
Prozent des Monatsbeitrags für 
eine Mitgliedschaft im Sport- 
und Wellness-Netzwerk EGYM 
Wellpass, das freien Zugang zu 
rd. 9.000 Fitness- und Yogastu-
dios, Schwimmbäder, Boulder-
hallen etc. und 4.000 Online-
kursen in den Bereichen Sport, 
Ernährung und Meditation er-
öffnet. Im Sparkassenverband 
Bayern stößt das neue, aus dem 
Kreis der Mitarbeitenden initi-
ierte Angebot bereits auf großes 
Interesse – 84 sportbegeisterte 
Mitarbeitende kosten den Well-
pass bereits in vollen Zügen aus.

Ein neues Highlight für al-
le Mitarbeitenden seit Jahres-
beginn 2025 ist weiterhin ei-
ne neue kostenfreie betriebli-
che Krankenzusatzversicherung, 
die im Bereich Zahnersatz oder 
Brillen Leistungen übernimmt, 
die von eigenen Krankenversi-
cherungen oft nicht vollständig 
übernommen werden. Dießl er-
läutert: „Wir beteiligen uns hier, 
um Versorgungslücken zu schlie-
ßen und eine solide Grundla-
ge für mögliche Erweiterungen 

des individuellen Versicherungs-
schutzes zu eröffnen. Dabei den-
ken wir auch an Lebenspartner 
und Kinder unserer Mitarbeiten-
den – auch sie können von unse-
rem neuen Versicherungsschutz 
profitieren. Wir wollen mit die-
sen Vorsorgeleistungen Verant-
wortung übernehmen und bei 
der Umsetzung sozialer Nachhal-
tigkeit in der Sparkassen-Finanz-
gruppe Bayern vorangehen.“ 
Der Sparkassenverband Bayern 
ist daher auch Gründungsmit-
glied der „Initiative Soziale Ver-
antwortung“ der uptodate Ven-
tures GmbH, einer Tochter des 
Konzerns Versicherungskammer, 
die in Kooperation mit der TU 
München Unternehmen zertifi-
ziert, die sich nachweislich über 
gesetzliche Vorgaben hinaus für 
eine sozial nachhaltige Entwick-
lung einsetzen.

Der Sparkassenverband Bay-
ern nimmt die Bedürfnisse sei-
ner Mitarbeitenden ernst und 
fördert sie aktiv. Auch die 56 
bayerischen Sparkassen bieten 
ihren Mitarbeitenden ein attrak-
tives Arbeitsumfeld. Viele Wer-
te und Angebote des Sparkas-
senverbands finden sich in ähn-
licher Form auch in den ein-
zelnen Sparkassen wieder, die 
sich durch ein starkes Gemein-
schaftsgefühl und folglich ein 
hohes Maß an Mitarbeiterzufrie-
denheit auszeichnen.

Der Sparkassenverband und 
die Sparkassen stehen für ei-
ne Unternehmenskultur, die auf 
Wertschätzung, Gesundheit und 
Flexibilität setzt. Alle Interessier-
ten, die Teil dieser erfolgreichen 
Gemeinschaft werden und die 
Vorteile eines Arbeitgebers erle-
ben wollen, der die Zukunft sei-
ner Mitarbeitenden aktiv gestal-
tet, finden weitere Informatio-
nen auf https://sparkassenver-
band-bayern.de/Karriere. r

Vermögensbarometer 2024:

Licht am Horizont
Trotz schwieriger Jahre mit geopolitischen und wirtschaftlichen Her- 
ausforderungen nimmt die finanzielle Zufriedenheit der Menschen 
hierzulande wieder etwas zu. Laut dem „Vermögensbarometer 2024“ 
des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV) bewerten 38 
Prozent der Befragten ihre eigene finanzielle Lage als gut oder sehr 
gut, ein Anstieg um vier Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr.

Besonders auffällig ist, dass 
die jüngeren Generationen deut-
lich optimistischer sind als älte-
re. Knapp die Hälfte der unter 
40-jährigen schätzt die eigene fi-
nanzielle Situation als gut oder 
sehr gut ein. Gerade die Gruppe 
der 50- bis 59-Jährigen zeigt hin-
gegen größere Skepsis: Hier sieht 
sich nur jeder Dritte gut aufge-
stellt; ebenso viele bewerten ih-
re finanzielle Lage als schlecht.

Ein ähnliches Bild zeigt sich 
beim Blick in die Zukunft. Gerade 
die ganz Jungen erwarten hier viel 
Gutes. In den kommenden sechs 
Monaten rechnen 50 Prozent der 
14- bis 29-Jährigen mit einer Ver-
besserung ihrer finanziellen Si-
tuation. Das ist im Vergleich zu 
2023 ein Plus von acht Prozent-
punkten. Mittelfristig gehen so-
gar 70 Prozent (2023: 63 Prozent) 
von einer Verbesserung aus. Ähn-
lich zuversichtlich ist die Gruppe 
der 30- bis 39-Jährigen (kurzfris-
tige Verbesserung: 36 Prozent, in 
zwei Jahren: 49 Prozent).

Weiterhin drängend bleiben al-
lerdings die Sorgen um die Rente. 
39 Prozent der Befragten bleiben 
zurückhaltend, wenn es um ihre 
Altersvorsorge geht. Als Grund 
dafür nennen 21 Prozent der 14- 
bis 29-Jährigen, 15 Prozent der 
30- bis 39-Jährigen und 16 Pro-
zent der 40- bis 49-Jährigen, sie 
hätten sich mit dem Thema noch 
nicht beschäftigt. Elf Prozent der 
über 60-Jährigen halten ihre Ren-
tenansprüche für ausreichend. 
Deutlich skeptischer sehen dies 
die jüngeren Altersgruppen: Nur 
zwei Prozent der 14- bis 29-Jähri-
gen und der 40- bis 49-Jährigen, 
drei Prozent der 50- bis 59-Jähri-
gen und vier Prozent der 30- bis 
39-Jährigen erwarten, dass die 
gesetzliche Rente reicht.

2024 erklärten 61 Prozent der 
Befragten, drei Prozentpunkte  
mehr als im Vorjahr, bereits Maß-
nahmen für ihre Altersvorsorge 
getroffen zu haben. Unter diesen 
61 Prozent sind 31 Prozent, die dar- 
über hinaus keine weiteren Maß-
nahmen planen. Gestiegen ist der 
Anteil derjenigen, die heute schon 
etwas für die eigene Altersvorsor-
ge tun und weitere Schritte vorbe-
reiten. Es sind 21 Prozent (2023: 
17 Prozent). Neun Prozent ma-
chen derzeit nichts, haben aber 
zumindest Maßnahmen im Blick. 
Über die Hälfte der 14- bis 29-Jäh-
rigen gibt an, sich bereits mit dem 
Thema Altersvorsorge beschäftigt 
zu haben. 20 Prozent haben Maß-
nahmen ergriffen und planen im 
Moment keine weiteren, 29 Pro-
zent wollen künftig noch mehr für 
die Altersvorsorge tun.

Wie DSGV-Präsident Prof. Dr. 
Ulrich Reuter vor der Presse er-
läuterte, „sind viele Menschen 
unsicher, ob ihre bisherigen Spar-

maßnahmen für eine gute Ab-
sicherung im Alter ausreichen 
werden. Es ist deshalb notwen-
dig, dass sowohl private als auch 
staatliche Maßnahmen zur Al-
tersvorsorge weiter gestärkt wer-
den.“ Reuter begrüßt, dass die 
Bundesregierung wichtige Schrit-
te in diese Richtung skizziert ha-
be. Entscheidend sei, dass jeder 
Euro Eigenbetrag gefördert wer-
den soll und auch ein Bonus für 
Geringverdiener und Berufsein-
steiger sowie Zulagen für Famili-
en mit Kindern geplant sind.

Das Vermögensbarometer be-
leuchtet seit 2005 nicht nur die 
finanzielle Stimmung in Deutsch-
land, sondern auch die Auswir-
kungen auf das Sparverhalten. 
Passend zum 100. Jubiläumsjahr 
des Weltspartags gaben 37 Pro-
zent an, dass sie ihr Sparverhal-
ten aufgrund der gestiegenen 
Zinsen bereits angepasst haben 
oder dies beabsichtigen.

Vor allem die Jüngeren haben 
ihr Sparverhalten verändert oder 
haben vor, dies zu tun. Das erklä-
ren 51 Prozent der 14- bis 29-Jäh-
rigen, 48 Prozent der 30- bis 
39-Jährigen und 39 Prozent der 
40- bis 49-Jährigen. Etwas zurück-
haltender verhalten sich die älte-
ren Befragten. Von den 50- bis 
59-Jährigen haben 32 Prozent ihr 
Sparverhalten an die aktuelle Si-
tuation angepasst. In der Gruppe 
über 60 Jahre sind es 24 Prozent.

Plädoyer für 
langfristige Sparstrategie

Dazu betonte Reuter die Be-
deutung einer langfristigen Spar-
strategie: „Ein Blick auf die aktu-
ellen Entwicklungen beim DAX 
zeigt, wie wertvoll die Teilnah-
me am gesamtwirtschaftlichen 
Wertzuwachs sein kann.“ Derzeit 
halten sich nur 39 Prozent der 
jungen Menschen unter 30 Jah-
ren für gut über Wertpapiere in-
formiert, bei den Älteren sind es 
sogar noch weniger. „Deswegen 
müssen wir dafür sorgen, dass 
das Wertpapierwissen in der Be-
völkerung weiter gestärkt wird. 
Hier müssen wir ansetzen, um 
die finanzielle Zukunft breiter ab-
zusichern“, unterstrich Reuter.

Widerstandsfähig zeigt sich 
trotz der nach wie vor hohen 
Preise der Konsum in Deutsch-
land. Zwar haben 56 Prozent der 
Menschen ihr Kaufverhalten ein-
geschränkt, doch tun dies viele 
bewusst und strategisch, indem 
sie gezielt Preise vergleichen, An-
gebote nutzen und bei weniger 
wichtigen Ausgaben sparen.

Gespart wird demnach vor al-
lem beim Einkauf. 15 Prozent ge-
hen weniger einkaufen und ge-
ben insgesamt weniger Geld aus. 
„Preise vergleichen“ oder „güns-

tiger einkaufen“ ist für zwölf Pro-
zent eine Option. Elf Prozent ach-
ten auf Angebote oder auf redu-
zierte Artikel. Zehn Prozent der 
Befragten geben an, nur noch 
das Nötigste zu erwerben. Ge-
nauso groß ist die Gruppe derje-
nigen, die in allen Lebensberei-
chen einspart. Reisen bleibt al-
lerdings vielen Befragten wichtig. 
An diesem Haushaltsposten spa-
ren die Menschen nach Möglich-
keit gar nicht. Nur acht Prozent 
wollen weniger reisen, planen 
keine Flugreisen oder streichen 
einen Urlaub. Besonders bei den 
Jüngeren zeigt sich eine positi-
ve Entwicklung des Konsumver-
haltens: 27 Prozent der 14- bis 
29-Jährigen haben ihren Konsum 
sogar ausgeweitet.
Über alle Altersgruppen hin- 
weg träumen wieder mehr Men-
schen vom eigenen  Häuschen 
oder der eigenen Wohnung. Je-
doch schrecken hohe Immo-
bilienpreise und die gestiege-
nen energetischen Anforderun-
gen an Gebäude Interessenten 
ab. Wie das Vermögensbarome-
ter zeigt, ist unter den Jüngeren 
der Wunsch nach einer Immo-
bilie ungebrochen. 55 Prozent 
der 20- bis 29-Jährigen und 39 
Prozent der 30- bis 39-Jährigen 
planen den Kauf von Haus oder 
Wohnung. Das sind in beiden 
Altersgruppen je acht Prozent-
punkte mehr als 2023.

Sprunghaft angestiegen ist 
der Immobilienwunsch bei Män-
nern. 46 Prozent erklärten 2024, 
den Kauf einer Immobilie zu pla-
nen. Im Vorjahr waren es noch 35 
Prozent. Leicht angestiegen ist 
der Anteil der kaufwilligen Frau-
en. 32 Prozent, vier Prozentpunk-
te mehr als 2023, überlegen, sich 
Haus oder Wohnung zuzulegen. 
61 Prozent der Befragten im Alter 
zwischen 20 und 50 Jahren pla-
nen keinen Immobilienkauf. Die 
Gründe gegen einen Erwerb sind 
gegenüber 2023 unverändert: 51 
Prozent geben an, nicht genü-
gend Eigenkapital zu besitzen. 18 
Prozent sind die aktuellen Immo-
bilienpreise oder die Kosten für 
Neubauten (16 Prozent) zu hoch.

Grundsätzlich spielt Vertrauen 
bei Geldgeschäften eine wichtige 
Rolle. Genauso wichtig sind Er-
wartungen: Menschen setzen dar- 
auf, ihr Erspartes sicher und ge-
winnbringend anzulegen. Sparen 
beginnt für die meisten mit klei-
neren Beträgen. Doch welchem 
Geldinstitut würde man die Sum-
me am ehesten anvertrauen? 
Für 36 Prozent der Befragten ist 
die Sache ganz klar: Wenn sie et-
was Geld übrighätten, wären die 
Sparkassen erste Wahl. An zwei-
ter Stelle folgen mit deutlichem 
Abstand die Volks- und Raiffei-
senbanken (19 Prozent). Für die 
ING entschieden sich 14 Pro-
zent. Commerzbank und Deut-
sche Bank nennen je neun Pro-
zent der Befragten. Auf Postbank 
und DKB entfallen je fünf Pro-
zent. Das Schlusslicht bildet N26 
mit drei Prozent. DK
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V.l.: Monika Kagermeier, Cathleen Winkler, Nina Ferg, Carola  
Kossak, Dylbe Danushi, Chiara Ptach (SEJ Praktikantin).
 Bild: Ingo Knott, Stadt Abensberg

Kindergarten „Lummerland“ in Abensberg:

Zebra-Kinder 
fühlen sich wohl

Die Stadt Abensberg und ihre Ortsteile verzeichnen seit vielen 
Jahren ein stabiles Plus der Bevölkerungszahlen. Damit einherge-
hend verändern sich laufend die Anforderungen an die Betreu-
ungs- und Bildungseinrichtungen. Zum Start des Kindergarten-
jahrs 2024/2025 mussten deshalb im Kindergarten „Lummerland“ 
an der Römerstraße zusätzliche Räume für eine sechste Kinder-
gartengruppe geschaffen werden. Zu einem abschließenden Ge-
spräch traf sich Bauingenieurin Monika Kagermeier von der Stadt 
Abensberg mit den Verantwortlichen vor Ort. 

Susanne Kammerer, stellver-
tretende Leiterin im „Lummer-
land“, stellte zu Beginn des Tref-
fens fest, dass sich die Situation 
als sehr entspannt darstelle. Die 
Zebragruppe gibt es als Vormit-
tags- und als Nachmittagsgrup-
pe mit jeweils 25 Kindern.

Die neue Gruppen und die da-
für nötigen Räumlichkeiten wur-
den in Modulbauweise ermög-
licht – sieben Module sind für 
diese beiden Gruppen nötig. 
Drei für den Gruppenraum, ei-
ner für einen Nebenraum, da-
mit Platz für Extraprojekte ge-
boten ist, einer für sanitäre An-
lagen und zwei, die als Gardero-
ben genutzt werden. 

Hochwertiger Wärmeschutz

Cathleen Winkler, Leiterin des 
Kindergartens, verwies auf den 
hochwertigen Wärmeschutz, 
der gemütliches Beisammen-
sein ermöglicht, und die Klima-
anlage für wärmere Tage. Auch 
Schallschutz wurde von Anfang 
an berücksichtigt. „Gerade El-
tern, die die Gruppe wechseln 
mussten, waren skeptisch“, be-
richtete Winkler. Die Skepsis ha-
be sich aber angesichts der Um-
setzung schnell gelegt.

Vormittags liegt die Gruppen-
leitung in den Händen von Caro-
la Kossak, nachmittags hat Nina  

Ferg die Gruppenleitung. Die 
Kinderpflegerinnen Sandra Lich-
teblau und Dülbe Danushi ge-
hören zum Zebra-Team, ebenso 
Chiara, die als Praktikantin das 
Soziale Erziehungsjahr absol-
viert – das erste von fünf Jahren 
Ausbildung zur Erzieherin. 

„Die Kinder fühlen sich wohl“, 
so Cathleen Winkler. Alles ist 
neu, auch die Spielsachen – sie 
ist zufrieden. „Die Ängste ha-
ben sich schnell gelegt“, sagt 
sie. Auch die Sprachbarrieren 
haben sie mit den Kindern ge-
meistert. Winkler dankte Kager-
meier herzlich für die unkompli-
zierte und enge Zusammenar-
beit zum Wohle der Kinder. „Es 
ging schnell, aber es klappt! Lie-
ber diese Lösung als zu große 
Gruppen.“

Aktuell laufen noch Umbau-
ten im Bestand, die schon län-
ger geplant waren, und nun 
noch an die neuen Gegeben-
heiten angepasst werden muss-
ten. In diesem Zuge wird u.a. 
die Haustechnik im Kindergar-
ten modernisiert und der Sozi-
al- und Sanitärbereich des Per-
sonals vergrößert und somit an 
die gestiegenen Anforderun-
gen und Personalzahlen ange-
passt. Diese Umbauten werden 
derzeit abgeschlossen und bald 
kann der Kindergarten wieder 
die komplette Fläche nutzen. r

Kabinett beschließt 
Gebäudetyp-e-Gesetz

Bayerische Architektenkammer begrüßt die Reform  
des Bürgerlichen Gesetzbuches

Der durch Bundesjustizminister Buschmann vorgelegte Entwurf zur 
Umsetzung des Gebäudetyp-e im Architekten- und Bauvertrags-
recht wurde vom Kabinett beschlossen. Damit ist ein wesentlicher 
Schritt für die Umsetzung des Gebäudetyp-e auf Bundesebene ge-
tan. Die Bayerische Architektenkammer, die den Planungsansatz zur 
Vereinfachung des Bauens angestoßen hat, freut sich, dass Planer-
innen und Planer die Änderungen nun konkret anwenden können. 
Das Gebäudetyp-e-Gesetz geht jetzt in das parlamentarische Ver-
fahren und wird voraussichtlich im Frühjahr 2025 in Kraft treten.

Digitaler Bauantrag:

Positive Jahresbilanz
Nach Angaben des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, 
Bau und Verkehr erfreut sich der Digitale Bauantrag im Freistaat 
großer Beliebtheit. An den bislang teilnehmenden Ämtern werden 
monatlich rund 2.500 digitale Anträge eingereicht. „Die Planerin-
nen und Planer können die Bauanträge dank des digitalen Verfah-
rens viel einfacher stellen und die Bauaufsichtsbehörden können 
sie leichter bearbeiten. Die analoge Antragstellung bleibt aber auch 
weiterhin möglich“, unterstrich Staatsminister Christian Bernreiter.

Der Planungsansatz Gebäu-
detyp-e reduziert die Normen-
flut und schafft Handlungsspiel-
räume beim Planen und Bau-
en. „Einfaches“ oder „experi-
mentelles“ (Um)Bauen nach 
dem Gebäudetyp-e ist suffizient 
und damit kostengünstiger und 
nachhaltiger. Angesichts hoher 
Baukosten und Wohnraumman-
gels war eine Reform des Bür-
gerlichen Gesetzbuches drin-
gend notwendig. Mit der Ände-
rung von §§ 650 a ff BGB wird 
fachkundigen Unternehmen 
und ihren Planern ermöglicht, 
gezielt für das jeweilige Vorha-
ben Vereinbarungen zu treffen. 
Technische Normen und Re-
geln, die ausschließlich Komfort- 
oder Ausstattungsmerkmale be-
treffen, sind künftig ohne aus-
drückliche Vereinbarung nicht 
mehr Gegenstand der vertrag-
lichen Leistungspflicht. Dies be-
trifft auch solche Normen und 
Regeln, die in einer Rechtsver-
ordnung bestimmt werden, weil 
sie die Nutzung von innovati-
ven, nachhaltigen oder kosten-
günstigen Bauweisen erheblich 
erschweren.

In Bayern gilt bereits seit Au-
gust 2023 ein „Recht auf Ab-
weichung“ in Art. 63 der Bay-
erischen Bauordnung. Im De-
zember 2023 starteten nach ei-
nem Beschluss des Bayerischen 
Landtags 19 Pilotprojekte in 
Bayern, die den Gebäudetyp-e 
in der Praxis erproben und wei-

teren Regulierungsbedarf iden-
tifizieren. Auf Bundesebene 
wurde entsprechend dem bay-
erischen Modell die Musterbau-
ordnung angepasst.

Prof. Lydia Haack, Präsiden-
tin der Bayerischen Architekten-
kammer: „Die Bayerische Archi-
tektenkammer hat mit viel Elan 
und Ausdauer auf die Umset-
zung ihrer Initiative hingewirkt, 
wir sind froh und stolz, dass das 
Gesetz nun kommen wird. Mein 
Dank gilt an dieser Stelle allen, 
die uns dabei auf Bundes- und 
Landesebene unterstützt ha-
ben, vor allem der Bundesar-
chitektenkammer und den Bay-
erischen Staatsministerien für 
Wohnen, Bau und Verkehr so-
wie der Justiz. Damit wird das 
Bauen in Deutschland insge-
samt schneller, einfacher und 
kostengünstiger.“

Wunsch der Architekten-
kammer ist es, dass die in Bay-
ern laufenden Pilotprojekte 
nun bundesweit Schule machen 
und einen neuen, vereinfach-
ten Standard setzen. Es bleibt 
zu hoffen, dass die amtierende 
Bundesregierung das Vorhaben 
auf den letzten Metern zielge-
richtet zu Ende führt. Entschei-
dend ist aber auch, dass die 
Rechtsverordnung für die Nor-
men, deren Einhaltung dann 
nicht mehr automatisch ver-
traglich geschuldet ist, noch 
mutig und entschlossen auf den 
Weg gebracht wird. r

Zum Jahresanfang 2025 boten 
bereits 106 Städte und Land-
ratsämter den Digitalen Bauan-
trag an, weitere neun befinden 
sich im Probebetrieb. Neu hinzu 
kamen in diesem Jahr die Land-
ratsämter Coburg, Dillingen a. d. 
Donau, Erlangen-Höchstadt, 
Forchheim, Haßberge, Lichten-
fels, Neuburg-Schrobenhausen, 
Rhön-Grabfeld und Schweinfurt 
sowie die Städte Deggendorf, 
Germering, Lindau (Bodensee) 
und Waldsassen. Zusammen 
sind dies mehr als drei Viertel al-
ler bayerischen Bauaufsichtsbe-
hörden, die sogar über 90 Pro-
zent der bayerischen Bevölke-
rung abdecken.

Echter Standortvorteil

Wie Bayerns Digitalminister  
Dr. Fabian Mehring betonte, 
„bauen wir mit dem Digitalen 
Bauantrag Barrieren für die An-
tragsteller ab und beschleuni-
gen die Bearbeitung ihrer An-
liegen im Sinne einer schlan-
ken, unbürokratischen und effi- 

zienten Verwaltung. Daraus er-
wächst ein echter Standortvor-
teil für unsere heimische Bau-
wirtschaft.“

Beschleunigte Bearbeitung

Der Digitale Bauantrag ermög-
licht es, Bauanträge und weitere 
Anträge über Online-Formulare 
direkt beim zuständigen Land-
ratsamt, der kreisfreien Stadt, 
Großen Kreisstadt oder Dele-
gationsgemeinde einzureichen. 
Auch die am Computer entwor-
fenen Pläne können unmittelbar 
am Online-Antrag angehängt 
werden. Beim Ausfüllen werden 
zahlreiche Hilfestellungen gege-
ben, zum Beispiel wird auf er-
forderliche Bauvorlagen hinge-
wiesen. Dadurch werden Bau-
anträge vollständiger und die 
Bearbeitungszeiten reduziert. 
Für die Beratung von Bauherren 
oder Planern sind weiterhin die 
Gemeinden erste Ansprechpart-
ner. Diese werden auch in den 
Genehmigungsprozess mitein-
bezogen. DK

Zirkuläres Bauen: 

Marktplatz für 
gebrauchte Bauteile

In Deutschland gehen bis zu 60 Prozent der gesamten Rohstoff-
gewinnung sowie mehr als die Hälfte der Abfälle auf das Konto 
des Bausektors. Diese Zahlen zeigen: Gerade im Bau- und Gebäu-
desektor bieten die Prinzipien der Kreislaufwirtschaft ein beson-
deres Potenzial. Daher wird die Landeshauptstadt München in 
Zusammenarbeit mit weiteren europäischen Partnerstädten und 
-regionen sowie Partnerorganisationen im Rahmen des EU-Ho-
rizon-Projekts „CirCoFin“ Konzepte für einen Marktplatz für ge-
brauchte Bauteile, die wiederverwendet werden sollen, entwi-
ckeln. Die EU unterstützt das Gesamtprojekt in den Jahren 2025 
bis 2028 mit insgesamt sechs Millionen Euro.

Die europäischen Projektpart-
ner trafen sich jüngst zum Pro-
jektstart in München. Neben 
München sind am CirCoFin-Pro-
jekt drei weitere Städte und Re-
gionen beteiligt: Lissabon, Zero 
Waste Schottland und Kopen-
hagen. Jede Stadt beziehungs-
weise Region entwickelt in ei-
nem lokalen Pilotprojekt sehr 
konkrete technische, rechtli-
che, operative und wirtschaft-
lich tragfähige Pläne für eine lo-
kale Bauteilbörse. Koordiniert 
wird das Gesamtprojekt vom 
Referat für Klima- und Umwelt-
schutz, wobei das Kommunalre-
ferat das Münchner Pilotprojekt 
verantwortet.

Bausektor als weltweit 
größter Klimakiller

Christine Kugler, Referentin 
für Klima- und Umweltschutz: 
„Ich freue mich sehr, dass wir 
nun den Startschuss für die Ent-
wicklung einer finanzierungsfä-
higen Bauteilbörse in München 
gegeben haben. Mit bis zu 70 
Prozent des globalen CO2-Aus-
stoßes ist der Bausektor der 
weltweit größte Klimakiller. Dar- 
über hinaus gehen 35 Prozent 
des gesamten Mülls weltweit 
aufs Konto der Baubranche. Hier 
können und wollen wir klima- 
freundlicher und ressourcenef-
fizienter werden. Eine Bauteil-
börse wird es uns ermöglichen, 
kreislauffähig zu bauen und Be-
standteile aus Abriss- und Um-
bauprojekten im Sinne eines 
‚Urban Mining‘ wiederzuver-
wenden. Dabei freue ich mich 
besonders auf eine gewinnbrin-
gende Zusammenarbeit und den 
Austausch mit unseren europäi-
schen Projekt-Partner*innen.“

Praktische Ansätze 
und Erfahrungen

Jacqueline Charlier, Kommu-
nalreferentin: „Mit unserem lo-
kalen Projekt ‚Zirkuläres Bau-
en‘ in der ehemaligen Bayernka-
serne liefern wir praktische An-
sätze und Erfahrungen für das 
EU-Projekt CirCoFin. Der Aufbau 
einer Bauteilbörse als Münchner 
Pilotprojekt basiert auf drei Säu-
len: Abbruchmaterialien an ei-
nen festen Standort bringen, wo 
sie vor einem Neueinsatz auf-
bereitet, gereinigt und gelagert 
werden. Flächen zur Zwischen-
lagerung identifizieren – das mi-
nimiert Transportwege. Drittens 
sollen Lösungen entwickelt wer-
den, die bereits vor dem Ab-
bruch potenzielle Bauteile digi-
tal erfassen, so dass Kunden die 
verfügbaren Bauteile online ein-
sehen können. Die Entwicklung 
einer Bauteilbörse ergänzt un-
sere weiteren Maßnahmen, die 
in unserem Zero-Waste-Kon-
zept verankert sind. Denn der 
Grundstein zur Müllvermeidung 
und Wiederverwertung liegt im 
Bausektor, dem ressourcenin-
tensivsten Wirtschaftssektor.“

Weitere Partner

Neben den europäischen Part- 
nerstädten und -regionen sind 
auch neun weitere Partner an Cir-
CoFin beteiligt – unter anderem das 
Gründungs- und Innovationszen-
trum UnternehmerTUM GmbH, 
die Bayrische Forschungsallianz, 
das auf Nachhaltigkeit ausgelegte 
Gemeindenetzwerk ICLEI, das auf 
wiederverwendete Bauteile  
spezialisierte Start-up Concular 
und das Deutsche Institut für Nor-
mung (DIN). r

Zum Ende des dritten Quartals 2024:

Bayernweit 14,9 Prozent weniger  
Wohnungsbaugenehmigungen

Nach Auskunft der Fachgruppe im Bayerischen Landesamt für 
Statistik werden von den unteren Bauaufsichtsbehörden in Bay-
ern von Januar bis September 2024 insgesamt 36.379 Wohnungs-
baugenehmigungen (einschließlich Genehmigungsfreistellungen) 
erteilt. Somit geht die Zahl der zum Bau freigegebenen Wohnun-
gen um 6.361 beziehungsweise 14,9 Prozent gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum zurück.

Fast zwei Drittel der neuen 
Wohnungen sind für Mehrfamili-
enhäuser sowie Wohnheime ge-
nehmigt. Die Zahl der Bauge-
nehmigungen für Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern reduziert 
sich allerdings im Vorjahresver-
gleich um 16,8 Prozent. Wohnun-
gen in Wohnheimen verzeichnen 
ein Minus von 42,8 Prozent. Ge-
nehmigungen für Einfamilienhäu-
ser fallen um 20,7 Prozent.

Alle Regierungsbezirke bei  
Baugenehmigungen im Minus 

Im Vergleich der Regierungs-
bezirke verbuchen die Oberpfalz, 
Niederbayern, Unterfranken, Mit-
telfranken und Oberfranken un-
gefähr ein Viertel weniger Woh-

nungsbaugenehmigungen als im 
Vorjahr. Die Genehmigungen in 
Oberbayern gehen um 7,8 Prozent 
zurück und in Schwaben um 0,5 
Prozent. Schwaben wies zuletzt 
zum Halbjahr als einziger Regie-
rungsbezirk noch ein Plus von 3,5 
Prozent auf. 

Städte und Landkreise:  
Ähnliche Entwicklungen bei 
Wohnungsgenehmigungen

Der Blick auf die Kreise Bayerns 
zeigt ähnliche Entwicklungen in 
Stadt und Land: Kreisfreie Städ-
te weisen 16,7 Prozent weniger  
Wohnungsgenehmigungen auf, 
bei den Großstädten sind es -13,3 
Prozent und bei den Landkrei-
sen -13,9 Prozent. r

Regierung der Oberpfalz.

Seminar zur flächeneffizienten 
Siedlungsentwicklung

Schutz von Natur, Klima und Umwelt, geringere Kosten und Erhalt 
von Lebensqualität – das sind nur einige der vielen Vorteile, die eine 
flächeneffiziente Siedlungsentwicklung bietet. Patrick Dichtler und 
Markus Roth von der Regierung der Oberpfalz setzen sich dafür ein, 
platzsparende Planungen voranzutreiben, Mehrfachnutzungen von 
Flächen aufzuzeigen und größere Siedlungsgebiete gezielt dort zu 
fördern, wo bereits eine gut ausgebaute Infrastruktur vorhanden ist.

Grundlage dazu ist die 2023 
vom Bayerischen Landtag be-
schlossenen Teilfortschreibung 
des Landesentwicklungspro-
gramms (LEP). Deswegen luden 
Patrick Dichtler und Markus Roth 
jetzt Bürgermeisterinnen, Bür-
germeister sowie Fachleute aus 
Planungsbüros und Bauverwal-
tungen zu einem Seminar ein, um 
über die neuen LEP-Festlegungen 
zum Flächensparen zu informie-
ren. Ein voller Erfolg - über 70 In-
teressierte meldeten sich an und 
verfolgten die Erläuterungen und 
Beispiele aus der Praxis.

Innenentwicklung hat Vorrang 
vor Außenentwicklung. Das wird 
als Ziel im LEP klar festgesetzt, so 
Patrick Dichtler. Die neuen Grund-
sätze im LEP, wie „Ressourcen 
schonen“ und „Integrierte Sied-
lungsentwicklung“, unterstützen  
zudem eine flächeneffiziente 
Siedlungsentwicklung. Markus 
Roth betonte die praktische Rele-
vanz für die Kommunen: „Bei der 
Bedarfsbegründung müssen die 
Gemeinden ihre Baulücken und 
Leerstände z.B. genau prüfen, mit 
dem Ziel diese möglichst bald nut-
zen zu können.“ Dafür wurde ei-
ne praktische Auslegungshilfe er-
arbeitet, die klar zeigt, welche An-
forderungen bei der Ausweisung 
neuer Siedlungsflächen gelten.

Ein inspirierendes Praxis-Bei-
spiel lieferte die Gemeinde Sün-

ching im Landkreis Regensburg. 
Christian Stern, Sachgebietslei-
ter der Bauabteilung, berichtete, 
wie es gelungen war, freie Bau- 
flächen im Innenbereich zu nut-
zen und ungenutzte Gebäude 
wiederzubeleben. „Es war kein 
Bauland auf der grünen Wiese 
verfügbar. Deshalb konzentrier-
te sich die Gemeinde auf die Inne-
nentwicklung. Die Nähe zum Regi-
onalzentrum Regensburg und die 
Unterstützung durch die Städte-
bauförderung haben uns dabei 
enorm geholfen“, so Stern. Das Er-
gebnis: Ein attraktiveres Ortsbild, 
eine Stärkung des Ortszentrums 
und eine Wertsteigerung der Im-
mobilien.

Ein weiterer Höhepunkt des Se-
minars war das Beispiel zum digi-
talen Siedlungsmanagement im 
Landkreis Cham. Dr. Ulrich Huber 
und Lisa Rehm vom Landratsamt 
Cham präsentierten ein innovati-
ves interkommunales Leerstands- 
und Baulückenkataster, das auf 
einem Geoinformationssystem 
(GIS) basiert. „Dieses Projekt bie-
tet den 39 Kommunen nicht nur 
eine aktuelle Übersicht über In-
nenentwicklungspotenziale, son-
dern auch Prognosemodelle für 
Leerstände“, erklärten die bei-
den GIS-Experten. Der Ansatz 
sei zudem auf andere Landkreise 
übertragbar, erläuterten sie ab-
schließend. r
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ABC der heimischen Rohstoffgewinnung
Serielles Bauen

Mehr Effizienz für kommunale Bauvorhaben
Die wachsenden Anforderungen im Wohnungs-
bau, bei Infrastrukturprojekten und öffentlichen 
Einrichtungen stellen Gemeinden und Landkrei-
se vor erhebliche Herausforderungen. Aspek-
te wie Termintreue, Qualität und Nachhaltigkeit 
sind oft schwer mit Kostensicherheit und fehlen-
den Fachkräften in Einklang zu bringen. In die-
sem Kontext bietet der Einsatz von Betonfertig-
teilen eine effiziente Alternative. Serielles Bauen 
setzt neue Maßstäbe in Bauqualität, Wirtschaft-
lichkeit und Zeitersparnis und gewinnt zuneh-
mend an Bedeutung.

Hohe kalkulierbare Qualität 

Fertigteile aus Beton werden in hochspeziali-
sierten Produktionsanlagen hergestellt und im 
Anschluss direkt auf die Baustelle geliefert. Stan-
dardisierte Fertigungsprozesse in Hallen gewähr-
leisten eine konstant hohe Qualität und machen 
die Herstellung unabhängig von der Witterung. 
Hinzu kommt, dass bereits in der Planungs- bzw. 
Fertigungsphase Vorrichtungen für die Haus- 
installation berücksichtigt werden. 

Kostensicherheit  
und wirtschaftliche Effizienz

Laut einer Studie von McKinsey aus dem Jahr 
2019 können Bauprojekte mit vorgefertigten Ele-
menten bis zu 50 Prozent schneller und bis zu 20 
Prozent kostengünstiger realisiert werden, weil 
Rohstoffe, Personal und Maschinen exakt ge-
plant und effizient eingesetzt werden. Der Einsatz 
schlanker Bauteile ermöglicht zudem flächen- 
effizientes Bauen. Darüber hinaus unterstützt die 
Wärmespeicherfähigkeit des Betons den Heiz- 

oder Kühlbedarf von Gebäuden. Dieser verrin-
gert im Jahresverlauf Temperaturschwankungen, 
steigert die Energieeffizienz und trägt dazu bei, 
CO2-Emissionen zu senken. Allein diese Einspar-
potenziale bieten insbesondere für Kommunen 
mit begrenztem Budget immense wirtschaftliche 
und klimarelevante Vorteile.

Ressourcenschonender Einsatz von  
Rohstoffen durch optimierte Produktion

Durch Vielfachnutzung der Schalung und bei 
Fertigung großer Serien werden Abfälle vermie-
den und Reste, die bei der Produktion anfallen, 
aufbereitet und wiederverwendet. Die Beweh-
rung besteht in der Regel zu 100 Prozent aus 
Recyclingmaterial. Und der Einsatz von Recycling-
beton trägt zudem zur Ressourcenschonung bei. 
Diese Nachhaltigkeitsaspekte machen die langle-
bigen Betonfertigteile, die selbst wiederum re- 
cyclebar sind, besonders zukunftsfähig. r

Begriffserläuterungen

• Betonfertigteile: Decken, Innen- und Außen-
wände, Tragwerke, Balkone, Treppen, Fassa-
den, Pflaster, Kanalrohre, Lichtschächte bis hin 
zu Fertigkellern. Außerdem: Viele architektoni-
sche Ideen, wie z.B. spezielle Fassadenformen 
oder Skateparks und Kletterwände können erst 
durch die Vorfertigung in speziellen Schalungen 
flexibel umgesetzt werden.
• Einsatz: Im Hochbau für Wohngebäude, Ge-
werbebauten, kommunale Gebäude wie Schulen 
und Kindergärten, Straßen und Brücken, im GaLa- 
Bau für Gehwege und Freizeitanlagen, im Tiefbau 
für die Kanalisation.

Wohnen und Wohlfühlen“ steht als Motto auf 
dem Raiffeisenhaus.  Bilder: Raiffeisenbank Parkstetten

Anton Ismair, Vorstand der Raiffeisenbank Parkstet-
ten, mit Raiffeisenhaus-Bewohner Hans Kohlhofer.

Als Genossenschaft 
der Gesellschaft etwas zurückgeben

Autorin: Dr. Verena Rudolf, Redaktion „Profil“
Nachdem die Raiffeisenbank Parkstetten mit ihrer Filiale in Oberal-
teich umgezogen war, eröffnete sich die Möglichkeit, das alte Bank-
gebäude einer neuen Nutzung zuzuführen. Die demografische Ent-
wicklung zeigt, dass unsere Gesellschaft immer älter wird. „Und alt 
werden sollen die Menschen in Würde“, betont Anton Ismair, Vor-
stand der Raiffeisenbank Parkstetten. Getreu diesem Leitgedanken 
war es der Genossenschaftsbank ein Herzensanliegen, den Men-
schen in ihrer Region etwas Gutes zu tun. So entstand das Raiffei-
senhaus – ein modernes, barrierefreies Wohnkonzept mit Betreu-
ung, das den Bedürfnissen älterer Menschen gerecht wird.

„Wir haben uns gefragt, was 
wir als Genossenschaft der Ge-
sellschaft zurückgeben können“, 
erklärt Ismair. Die Antwort: Die 
Bank schuf in Oberalteich im nie-
derbayerischen Landkreis Strau-
bing-Bogen das „Raiffeisenhaus“ 
– eine Wohnanlage für Men-
schen ab 65 Jahren oder Perso-
nen mit Pflegebedarf. Seit Mai 
2024 stehen dort 19 barrierefreie 
Zwei- und Dreizimmerwohnun-
gen zur Verfügung, die betreutes 
Wohnen ermöglichen.

Das Konzept war in der Regi-
on bisher einzigartig. „Betreutes 
Wohnen gab es bei uns vorher 
nicht“, betont Ismair.

Investition  
in ehemalige Bankfiliale

Der Ursprung des Projekts 
liegt im Umzug der Oberalteicher 
Bankfiliale. Diese wurde in den 
Neubau eines Edeka-Marktes in-
tegriert. Das alte Bankgebäude 
hätte saniert werden müssen, 
doch stattdessen entschied sich 
die Bank für eine neue Nutzung.

„Mit dem Gedanken, eine Ta-
gespflege anzubieten, spielten 
wir schon länger. Doch dieses 
Projekt realisierten wir schließ-
lich in der ehemaligen Kloster-
schenke“, so Ismair. Als später 
auch das Nachbargrundstück der 
alten Filiale verfügbar wurde, 
entstand die Idee, beide Gebäu-
de für eine betreute Wohnanlage 
zu nutzen.

Das Konzept richtete sich an äl-
tere Menschen, die im eigenen 
Haus oft mit Problemen kämp-
fen: zu große Räume, fehlende 
Barrierefreiheit oder Einsamkeit. 
„Ein Heim ist für viele keine Op-
tion – vor allem, wenn es wei-
ter weg liegt“, weiß Ismair. Die 
Lösung: eine Zwischenform des 
Wohnens, die Sicherheit und Ge-
meinschaft bietet.

Erfahrung  
mit Immobilienprojekten

Die Raiffeisenbank hatte be-
reits Erfahrung mit ähnlichen 
Vorhaben. Ein früheres Projekt 
verwandelte ein altes Lagerhaus 
in eine Wohnanlage mit 20 Woh-
nungen. „Jetzt gingen wir einen 
Schritt weiter, um den großen Be-
darf an betreutem Wohnraum zu 
decken“, sagt Ismair.

Das Ziel war, nicht nur nach-
haltig Erträge zu generieren, son-
dern auch einen Mehrwert für 
die Region zu schaffen. Der Auf-
sichtsrat war von der Idee über-
zeugt, und so wurde aus dem 
Umbau der ehemaligen Filiale ein 
„Reputationsprojekt“.

Vier Jahre Planungszeit

Von der ersten Idee bis zur Fer-
tigstellung vergingen rund vier 

Jahre. „Zwei Jahre benötigten wir 
allein für die Baugenehmigung - 
es war ein langwieriger Prozess“, 
erinnert sich Ismair. Doch dank 
der Beharrlichkeit der Genos-
senschaft wurde das Projekt um-
gesetzt. Heute trägt das Gebäu-
de den Schriftzug „Wohnen und 
Wohlfühlen“.

Die ersten Bewohner zogen im 
Mai 2024 ein, bis Weihnachten 
sind alle 19 Wohneinheiten be-
legt. Für 13 Wohnungen besteht 
eine Zusammenarbeit mit dem 
Bayerischen Roten Kreuz (BRK), 
das Pflegeleistungen übernimmt. 
Die übrigen sechs Wohnungen 
bieten ebenfalls die Möglichkeit, 
BRK-Dienste bei Bedarf hinzuzu-
buchen. Alle Einheiten verfügen 
über einen Hausnotruf, der rund 
um die Uhr Sicherheit bietet.

Gemeinschaft  
statt Einsamkeit

Der Schritt, das eigene Haus 
zu verlassen, fiel vielen Bewoh-

nern schwer. Doch die Vortei-
le überwiegen: „Herzstück unse-
rer Wohnanlage ist der Gemein-
schaftsraum“, berichtet Ismair. 
Dort treffen sich die Mieter zum 
Kochen, Plaudern oder Feiern. 
„So können sie etwas gegen Ein-
samkeit im Alter unternehmen.“

Die Lage des Raiffeisenhau-
ses ist ein weiterer Pluspunkt: Le-
bensmittelgeschäfte, Drogerie 
und eine Bushaltestelle sind in-
nerhalb von 500 Metern fußläu-
fig erreichbar. Das Haus liegt in 
einer ruhigen Wohngegend von 
Oberalteich, einem Ortsteil der 
Stadt Bogen.

Auch die Bankfiliale ist nah – 
ein zusätzlicher Vorteil. „Das Pro-
jekt ist eine Win-win-Situation: 19 
Wohneinheiten bedeuten auch 
19 Bankkunden“, sagt Ismair.

Genossenschaftliches  
Handeln

Für die Raiffeisenbank Parkstet-
ten ist das Raiffeisenhaus ein Vor-
zeigeprojekt. „Wir wollten etwas 
schaffen, das die Menschen mit 
ihrer Region verbindet“, erklärt 
Ismair. „Lieber selbst handeln, 
bevor ein Großinvestor etwas in 
fünffacher Größe baut.“ Die Ge-
nossenschaftsbank zeigt, wie in-
novative Projekte für ältere Men-
schen erfolgreich umgesetzt wer-
den können und zugleich die Re-
gion gestärkt wird.  r

Gemeinde Niederbergkirchen: 

Effiziente 
Straßensanierung

Die Gemeinde Niederbergkirchen, die zur Verwaltungsgemeinschaft 
Rohrbach gehört, hat in Zusammenarbeit mit der Panmax GmbH 
und dem Ingenieurbüro ING Altötting GmbH einen wichtigen Schritt 
zur Verbesserung ihrer Infrastruktur unternommen. Die Sanierung 
von fünf Straßenabschnitten im November 2024 markiert ein erfolg-
reiches Projekt, das durch innovative Technologien und eine hervor-
ragende Kooperation aller Beteiligten geprägt war.

Aufgrund der jahrelangen Be-
anspruchung und des Verschlei-
ßes war eine umfassende Er-
neuerung der betroffenen Stra-
ßen dringend erforderlich. Be-
reits 2022 hatte Panmax GmbH 
eine kleinere Maßnahme in der 
Gemeinde erfolgreich umgesetzt 
und so das Vertrauen der Ver-
antwortlichen gewonnen. Dieses 
Vertrauen bildete die Grundlage 
für die erneute Zusammenarbeit 
bei diesem größeren Projekt.

Das Panmax-Verfahren:  
Innovation und Effizienz

Das Sanierungsverfahren der 
Panmax GmbH zeichnet sich 

durch eine Kombination aus Bo-
denstabilisierung und moderner 
Nanotechnologie aus. Die einzel-
nen Schritte des Projekts waren 
wie folgt:

1. Vorbereitende Maßnahmen 
durch die Gemeinde

Die Gemeinde Niederbergkir-
chen leistete im Vorfeld einen 
entscheidenden Beitrag zur Trag-
fähigkeit der Straßen. Mit Unter-
stützung des gut ausgestatteten 
Bauhofs und der ortsansässigen 
Firma Huber wurden in Teilbe-
reichen Kiesvorlagen eingebaut. 
Diese dienten als stabile Grundla-
ge für die weiteren Arbeiten.

2. Stabilisierung mit dem  
Panmax-Verfahren 

Vorher. Nachher.  Bilder: Panmax

Im Kern des Projekts stand die 
Stabilisierung des Straßenunter-
grunds. Dabei wurde Zement auf 
der Straßenoberfläche verteilt 
und anschließend mit einem Bo-
denstabilisierer eingefräst. Der 
innovative Einsatz der Nanotech-
nologie FixiFest® vermengte die 
bestehende Schicht mit dem vor-
gelegten Kies und Zement zu ei-
ner hochstabilen Basis. Dieses 
Verfahren gewährleistet eine 
langfristige Belastbarkeit und Wi-
derstandsfähigkeit der Straßen.

3. Bituminöse Behandlung 
und Absplittung

Nach der Stabilisierung wur-
de die neue Schicht mit Bitu-
men versiegelt, um sie vor Witte-
rungseinflüssen zu schützen. Eine 
anschließende Absplittung sorg-
te für eine griffige Oberfläche, die 
bereits vor der finalen Asphaltie-
rung befahrbar war.

4. Endgültige Fertigstellung 
mit Asphaltierung

Nach einer Aushärtungszeit von 
drei Tagen wurde die Straße mit ei-
ner sechs cm dicken Asphalt-Trag-
deckschicht fertiggestellt. Die ge-
wählte AC 16-Körnung bietet eine 
witterungsbeständige und belast-
bare Oberfläche, die den Anfor-
derungen des Verkehrs langfristig 
standhält.

Ergebnisse und Vorteile

Die Sanierung der Straßen in 
Niederbergkirchen konnte ter-
mingerecht und zur vollsten Zu-
friedenheit aller Beteiligten ab-
geschlossen werden. Das Ingeni-
eurbüro ING Altötting GmbH be-
gleitete das Projekt beratend, 
überwachte die Arbeiten und 
prüfte die Abrechnung. 

Die wichtigsten Vorteile des 
Projekts sind:
• Erhöhte Tragfähigkeit: Die 
Kombination aus Kies, Zement 
und der Nanotechnologie Fixi-
Fest® sorgt für eine stabile Basis.
• Langlebigkeit: Die Straßenqua-
lität reduziert langfristig die War-
tungskosten.
• Effizienz: Dank der zügigen Um-
setzung war der Zeitaufwand mi-
nimal.

Die erfolgreiche Sanierung der 
fünf Straßenabschnitte in Nie-
derbergkirchen verdeutlicht die 

Vorteile des innovativen Pan-
max-Verfahrens. Durch die ex-
zellente Zusammenarbeit zwi-
schen der Gemeinde, der Panmax  
GmbH und dem Ingenieurbüro ING 
Altötting GmbH konnte ein nach-
haltiges Ergebnis erzielt werden. 
Die Einwohner der Gemeinde Nie-
derbergkirchen profitieren nun 
von sicheren und belastbaren Stra-
ßen, die den Anforderungen des 
modernen Verkehrs gerecht wer-
den. Geo-Koordinaten der Projekt-
standorte: Bayernatlas Geo-Punkt 
https://v.bayern.de/8pRgS. r

Hallenbad-Neubau in Moosburg a. d. Isar:

Begeisterte Premierengäste
Was lange währt, wird endlich gut. Mehr als viereinhalb Jah-
re nach dem Spatenstich und zwei Jahre später als geplant, 
wurde Mitte Dezember 2024 das neue Hallenbad in der  
Drei-Rosen-Stadt offiziell seiner Bestimmung übergeben. „Es 
ist eine Investition, um die uns viele Kommunen beneiden 
werden“, unterstrich Erster Bürgermeister Josef Dollinger. 
Das Hallenbad, direkt neben dem städtischen Freibad gele-
gen, stelle eine „Bereicherung für das Mittelzentrum Moos-
burg“ dar und sei ein „weiterer Meilenstein für den Schul- und  
Vereinssport“.

Bis zum Happy End war der Weg allerdings äußerst steinig. 
Dollinger erinnerte bei der feierlichen Eröffnung daran, dass 
der Bauzeitplan wegen Mängeln an der Bauausführung durch-
einandergeraten sei. Der teils über 20 Zentimeter dicke Estrich 
sei unsachgemäß eingebaut worden. Der aufgedeckte „Pfusch“ 
habe für Stillstand am Bau gesorgt, es folgten Gutachten, ein 
zäher Rechtsstreit mit den Verantwortlichen sowie schließlich 
die Sanierung ab Jahresende 2023. Die Gesamtkosten belaufen 
sich nunmehr auf rund 16 Millionen Euro, abzüglich 2,7 Millio-
nen Euro Förderung.

Hubboden als Attraktion

Im ersten Stock des hellen und weiträumigen Gebäudes be-
findet sich ein Lehrschwimmbecken mit fünf wettkampftaug-
lichen 25-Meter-Bahnen, dessen Wassertiefe per Hubboden 
zum Nichtschwimmerbereich umfunktioniert werden kann. 
Der längs geteilte Hubboden, deutschlandweit einzigartig, um-
fasst drei der fünf Bahnen. So kann dieser Bereich von zwei 
Gruppen gleichzeitig genutzt werden, etwa für Schwimmkur-
se oder Vereinstraining, während nebenan zwei komplette 
25-Meter-Bahnen zum Beispiel für die Öffentlichkeit zur Ver-
fügung stehen. Im abgeschirmten Kinderbereich wartet ein Be-
cken mit 21 Wasserattraktionen auf die kleinen Besucher und 
deren Eltern. Höchsten Standards entspricht auch die Barrie-
refreiheit – unter anderem führen Liftanlagen in die Halle und  
direkt ins Becken.

Nach der Einweihung unterzogen mehrere Stadträte das Bad 
einem persönlichen Test und zeigten sich ebenso wie die rest-
lichen Premierengäste, darunter Vizelandrätin Anita Meinelt, 
in deren Amtszeit als Moosburger Bürgermeisterin der Hallen-
bad-Neubau initiiert wurde, begeistert. DK

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/4948-gz-19-2022-abc-der-heimischen-rohstoffe
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/4948-gz-19-2022-abc-der-heimischen-rohstoffe
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/4948-gz-19-2022-abc-der-heimischen-rohstoffe
https://v.bayern.de/8pRgS


V E R K E H R  ·  B A U10 GZ30. Januar 2025

Zurück in die Zukunft
Mobilitätsentwicklung für die Metropolregion München

Die Internationale Bauausstellung IBA findet zum ersten Mal in Bay-
ern statt. Sie will bis 2034 die Mobilitätswende in der Metropolre-
gion München im Schulterschluss mit den Kommunen, Städte und 
Gebietskörperschaften schaffen. Unter dem IBA-Motto „Räume der 
Mobilität“ wurden 120 Projektideen nun vorgestellt.

Speed-Dating für Zukunftsvi-
sionen für die Metropolregion 
München: In nur 180 Sekunden 
wurde im Dezember in München 
je ein Projekt von den 120 einge-
reichten Ideen Vertretern aus 
Kommunen, Politik, Wirtschaft 
und Verbänden vorgestellt, das 
in 3.650 Tagen umgesetzt wer-
den soll. Die IBA, die unter dem 

Motto „Räume der Mobilität“ 
steht, läuft bis 2034 und will mit 
den realisierten Bauprojekten 
eine Mobilitätswende im Schul-
terschluss mit den Landkreisen, 
Gemeinden und Bürgern schaf-
fen. Bei der IBA Metropolregion 
München sollen die Projektide-
en Stadt und Land in der Mobi-
litätsinfrastruktur besser vernet-

zen. Die Münchener Stadtbaurä-
tin und Aufsichtsratsvorsitzende 
der IBA, Prof. Dr. (Univ. Florenz) 
Elisabeth Merk, sagt: „Die IBA ist 
ein Motor und Innovationspro-
gramm für eine integrierte Stadt- 
entwicklung, die den Grundstein 
für eine gestiegene Lebensquali-
tät legt, von der alle profitieren. 
Die IBA bringt Projekte aus der 
Region zusammen und sollen bis 
2034 größtenteils realisiert wer-
den.“ Prof. Dr. Oliver Weigel – 
seit Oktober 2024 ist er der neue 
Geschäftsführer der IBA GmbH – 
betont: „Die Bauausstellung bie-

tet den Raum zu experimentie-
ren und zu diskutieren. Eine sozi-
al, wirtschaftlich und ökologisch 
nachhaltige Mobilität ist Grund-
lage für eine zukunftsfähige Ent-
wicklung von Stadt und Region. 
Die IBA will neue Wege aufzei-
gen und die Mobilität von Mor-
gen in der Metropolregion maß-
geblich mitgestalten, weil hier-
von der wirtschaftliche Erfolg, 
mehr Umweltschutz und die Zu-
kunftsfähigkeit der Region ab-
hängt.“

Projekteinreichung  
weiterhin möglich

Die meisten Projektideen stam- 
men aus München, Kaufbeuren, 
Augsburg, Ingolstadt und Land-
kreis Freising. Eine auffallende 
„Projekt-Wüste“ in der Landkar-
te sind die Landkreise München, 
Ebersberg, Landsberg am Lech, 
Landshut und Mühldorf am Inn, 
die keine Projekte einreichten. 
Auch für die „Projekt-Wüste“ ist 
der Zug noch nicht abgefahren: 
Weitere Projektideen können 
laufend bei der IBA noch einge-
reicht werden.

Projektbeispiele

Im Juli 2019 fand in München 
das Bürgerbegehren für eine bes-
sere Radinfrastruktur statt. Der 
Zuspruch von über 160.000 Un-
terschriften von Bürgern macht 

Vier gewinnt für die Mobilitätswende
Vier IBA-Projektideen im Fokus 

Die IBA Internationale Bauausstellung in der Metropolregion Mün-
chen will während ihrer 10-jährigen Laufzeit (2024-2034) neue Lö-
sungen für eine vernetzte Mobilität zwischen Stadt und Land um-
setzen. Viele der 120 Projektideen, die Landkreise und Städten 
einreichten, sollen bis 2034 realisiert werden. 

Drohnen-Logistik  
für Medikamente

Elf Projektideen stammen aus 
Kaufbeuren, der Stadt der Zu-
kunftsideen oder frei im Allgäuer 
Dialekt: „Ned umanand ratscha, 
irgendebbes pfundig ausdenkt.“ 
„Mit der IBA können wir flächen-
deckend in der Metropolregion 
München die Mobilität der Zu-
kunft aktiv mitgestalten. Für eine 
stressfreiere und schnellere An-
bindung überlegten wir uns, wie 
die Mobilitätsarten zu Fuß, Rad, 
Auto, Schiene oder in der Luft bis 
2034 einen Beitrag leisten könn-
ten“, sagt Andreas Bauer, Leiter 
des Referats Wirtschaft der Stadt 
Kaufbeuren. Eines der einge-
reichten Projekte unter dem Ti-
tel „Mobilität der 3. Dimension“ 
sieht den Aufbau eines Logistik-
netzwerkes mit Drohnen vor, die 
Krankenhäuser mit Medikamen-
ten von Apotheken beliefern sol-
len. Die Vorteile der Belieferung 
aus der Luft sind: Verkürzung der 
Lieferzeiten und Erhöhung der 
Versorgungssicherheit der Bevöl-
kerung. 

Brücken bauen für  
die Mobilität von Morgen

Eines der spannenden und bei 
der IBA eingereichten Brücken-
bauprojekte stammt vom Verein 
Isarlust, der die seit 1981 still ge-
legte Braunauer Eisenbahnbrü-
cke bis 2034 in eine Fußgänger- 
und Radfahrerbrücke und einen 
neuen kulturellen Aufenthaltsort 
mit Sitzflächen und Kiosk verwan-
deln will. „Aufgrund des Mobili-
tätsschwerpunkts der IBA wür- 
de die Neunutzung der Brücke 
hervorragend passen. Fußgän-
ger und Radfahrer kämen mit 
dem neuen Isarweg ohne lange 
Umwege von der einen Isarseite, 
dem Münchner Stadtteil Giesing, 
auf die andere in das Dreimüh-
lenviertel. Hiervon profitieren 
die Bürger, die Stadt und die Um-
welt gleichermaßen“, sagt Benja-
min David, Vorsitzender des Ver-
eins Isarlust. 

Ein neues Wahrzeichen für 
München über die Isar soll ent-
lang des rund 25 Kilometer lan-
gen Flussabschnitts zwischen 
Grünwald und Ismaning mit der 
Frei-Otto-Brücke errichtet wer-
den, benannt nach dem Entwick-
ler der Zeltdachkonstruktion für 
Olympia 1972. Der Entwurf die-
ser nachhaltigen Brücke mit inte-
grierten PV-Paneelen und einer 

vertikalen Begrünung zwischen 
den Fahrspuren stammt von Ar-
chitektur-Professorin Xiaoping 
Xie und Dipl.-Ing. Heiko Fech-
ner (Institut für Bautechnik der 
TU Dresden). So soll zwischen 
den Bögen der 18 Meter breiten 
und 120 Meter langen Brücke, 
die aus dem umweltfreundlichen 

bahn. Die Gondeln auf den Schie-
nen-Hochtrassen sind für den An-
trieb mit Solarzellen ausgestattet 
und funktionieren nach einem 
on-demand-Prinzip. Die Fahrka-
bine bestellt der ÖPNV-Nutzer in-
dividuell und bequem mit dem 
Smartphone.  Dr. Patrik Hof

Weitere Informationen

Auf www.gemeindezeitung.de 
haben wir weitere Informatio-
nen in Text und Bild zu den Pro-
jekten bereitgestellt.  r

Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth 
Merk. Bild: Michael Nagy

Prof. Dr. Oliver Weigel.
 Bild: Dr. Patrik Hof

Die Braunauer Eisenbahnbrücke heute und vielleicht in Zukunft. Bild: Dr. Patrik Hof, Grafik: Agentur Zeichen & Wunder

nun den Radentscheid für den 
Münchner Stadtrat bindend. 
Doch von der im Koalitionsver-
trag des rot-grünen Rathausbünd-
nisses anvisierten Summe von 1,6 
Milliarden Euro, die für die Um-
setzung des Radentscheids vor-
gesehen waren, sind gerade ein-
mal 4,4 Prozent investiert wor-
den. Bei der Projektpräsentation 
zur IBA wurden auch zahlreiche 
Ideen für den Ausbau eines zu-
kunftsfähigen Radwegnetzes prä-
sentiert, die zeitnah umgesetzt 
werden könnten, wie z. B. die Pi-
pelane. Diese von Bernhard Duf-
ter entworfene Röhre – ein Fahr-
rad-Highway auf Stelzen, errich-
tet entlang an Straßen – ermög-
licht sicheres Radfahren zu allen 
Tages- und Jahreszeiten und stellt 
eine kreuzungsfreie Radschnell-
verbindung dar. 

Eine Lösung gegen urbane Hit-
ze in den Sommermonaten in den 
Innenstädten – asphaltierte Flä-
chen erhitzen sich aufgrund des 

Klimawandels schnell auf 45 Grad 
– ist die Vision von Kälteinseln von  
Alexandra von Bartschikowski. 
In ihrer eingereichten Abschluss-
arbeit an der Technischen Hoch-
schule Augsburg entwickelte sie 
Bushaltestellen mit einem Moos-
dach und einem integrierten 
Wassertank, die nicht gepflanz-
te Schattenbäume ersetzen kön-
nen. Bei ihren Forschungen kam 
sie zum Ergebnis, dass ein Quad-
ratmeter Moos hinsichtlich Luftfil-
terung, Kühlung, Feinstaubreduk-
tion die gleiche Wirkung wie neun 
Bäume hat.

Nach der Vorstellung der Pro-
jektideen werden nun in einem 
mehrstufigen Prozess die Kandi-
daten ausgewählt, die das Label 
realisierbares IBA-Projekt erhal-
ten. Das übergeordnete Ziel ist es, 
dass bis spätestens bei der nächs-
ten bayerischen Kommunalwahl 
(8. März 2026) die Projekte fixiert 
sind, so dass diese bis 2034 umge-
setzt werden. Dr. Patrik Hof

Kabine der Ottobahn mit Gründer Marc Schindler und die Vision. Bild und Grafik: Ottobahn

Baumaterial Carbonbeton beste-
hen soll, eine 420 Quadratmeter 
große Zeltfläche mit integrier-
ten Solar-PV-Paneele gespannt 
werden. Nach Fertigstellung soll 
dann die Sonne die gewonne-
ne Energie für die Beleuchtung 
der Brücke und für die in Brü-
ckennähe befindlichen Ladesta-
tionen für Elektrofahrzeuge und 
E-Fahrräder liefern. Prof. Dr. Xie 
erklärt ihre Brückenidee. „In un-
serem Institut untersuchen wir 
Anwendungspotenziale innovati-
ver Materialien und Technologi-
en im Bausektor, wie jetzt für un-
sere Frei-Otto-Brücke die organi-
schen Photovoltaikzellen“, sagt 
Prof. Xie. 

Eine Hängebahn  
für on-demand-ÖPNV

Die neue Generation der 
„Wuppertaler Schwebebahn“ 
ist die Ottobahn, die den ÖPNV 
in den Gemeinden Bergkirchen, 
Gröbenzell, Karlsfeld, Maisach, 
Odelzhausen, Pfaffenhofen an 
der Glonn und Sulzemoos ver-
bessern soll. Der regionale Wirt-
schaftsverband WestAllianz will 
diese aufgeständerte Hochbahn 
für eine bessere Mobilität in den 
Landkreisen bauen. „Die Otto-
bahn bietet den Komfort des In-
dividualverkehrs und die Nach-
haltigkeit des ÖPNV. Inzwischen 
haben wir die Hochbahn tech-
nisch so weit entwickelt, das sie 
nach kurzer Planungs- und Bau-
zeit einsetzbar ist“, sagt Marc 
Schindler, der Gründer des Tauf-
kirchner Unternehmens Otto-

AKDB übernimmt OTS AG: 

Ausbau der Digitalisierung 
im Bauwesen

Die AKDB gibt den Kauf der OTS Informationstechnologie AG 
(OTS) bekannt. Die OTS AG ist seit über 30 Jahren ein führender 
Anbieter von Softwarelösungen für kommunale Bauämter und 
Banken, insbesondere aus dem öffentlichen Sektor.

Bayerischer Denkmalpflegepreis:

Oscar für 
Ingenieurskunst

Sechs bayerische Baudenkmäler und ihre Bauherrschaften wurden im 
Schloss Schleißheim mit dem Bayerischen Denkmalpflegepreis 2024 
ausgezeichnet. Drei der prämierten Bauwerke stehen in Oberbayern, je 
eines in Oberfranken, Unterfranken und Niederbayern. Den Preis über-
reichten Prof. Dr. Norbert Gebbeken, Präsident der Bayerischen Ingeni-
eurekammer-Bau sowie Bayerns Bauminister Christian Bernreiter.

AKDB und OTS verbindet ei-
ne langjährige erfolgreiche Zu-
sammenarbeit im Baugenehmi-
gungsbereich von Kommunen. 
Die Übernahme markiert einen 
wichtigen Schritt, um diese Part-
nerschaft weiter zu vertiefen 
und gemeinsam innovative Lö-
sungen zu entwickeln.

Rudolf Schleyer, Vorstandsvor-
sitzender der AKDB, erklärt dazu: 
„Wir freuen uns, mit der OTS AG 
einen weiteren starken Partner 
in die AKDB-Unternehmensgrup-
pe aufzunehmen. Die Vertiefung 
unserer Zusammenarbeit bietet 
die Möglichkeit, die Anforderun-
gen unserer kommunalen Kun-
den noch schneller und geziel-
ter umzusetzen. Besonders er-
freulich ist, dass Günter Erdl als 
Vorstandsvorsitzender der OTS 
AG weiterhin an Bord bleibt. Ge-
meinsam werden wir die erfolg-
reiche Partnerschaft zum Nutzen 
der Kunden weiter ausbauen.“

Günter Erdl, Vorstandsvorsit-
zender der OTS AG: „Ich bin zu-
versichtlich, dass die OTS AG und 
ihre Kunden durch die Integrati-
on in die AKDB-Gruppe erheblich 
profitieren werden. Vor allem  

sehe ich große Potenziale im Aus-
bau unseres Software-as-a-Ser-
vice-Angebots, das derzeit stark 
nachgefragt wird. Zusätzlich bie- 
ten sich durch die Integration 
von KI-Technologien in unsere 

Sieger bei den öffentlichen 
Bauwerken sind die ehemalige 
Abteikirche St. Michael in Bam-
berg (Gold), die Grundschule an 
der Haimhauserstraße in Mün-
chen (Silber) und die Pfarrkirche 
St. Anton in Schweinfurt (Bron-
ze). Bei den privaten Denkmä-
lern wurden das Schloss Geltol-
fing in Aiterhofen (Gold), die 
Historische Mühle in Unteram-
mergau (Silber) und das Diringlo, 
ehemals Hof zum Hauser in Ohl-
stadt (Bronze), ausgezeichnet.

St. Michael in Bamberg

Der Instandsetzung des Trag-
werks der ehemaligen Abteikir-
che St. Michael in Bamberg gin-
gen laut Jury beispielgebende 
Voruntersuchungen voran. Im 
Zuge mehrjähriger Messungen 
wurden Schwankungen bei den 
Rissbreiten und den Verformun-
gen erfasst. Auf dieser Grundla-
ge entwickelte man ein nachjus-
tierbares Stahltragwerk, das den 
Bestand sichert. Der Einsatz von 
Messtechnik und umfangreiche 
Voruntersuchungen ermöglich-
ten eine besonders wirtschaft-
liche und denkmalgerechte In-
standsetzung des Tragwerks. 
Besonders hervorzuheben sei-
en auch das interdisziplinäre Pla-
nungsteam und die eng getakte-
ten Abstimmungsprozesse zwi-
schen den einzelnen Disziplinen.

Grundschule an  
der Haimhauser Straße

Im Zuge der Voruntersuchun-
gen an der Grundschule an der 
Haimhauser Straße in Mün-
chen wurden die ehemaligen 
Lüftungsschächte aus dem Jahr 
1897 lokalisiert und dokumen-
tiert. Es gelang anschließend, 
die Schächte instand zu setzen 
und dadurch das bauzeitliche 
freie Lüftungssystem wieder 
herzustellen. Auf den Einbau ei-
ner energie- und kostenintensi-

ven raumlufttechnischen Anla-
ge konnte somit verzichtet wer-
den. Bei der statischen Ertüchti-
gung der Decken erfolgte eine 
Reduzierung der Lasten durch 
Veränderungen im Bodenauf-
bau. Hierdurch konnte auf zu-
sätzliche Tragsysteme verzich-
tet, die Sicherheit erhöht und 
die Substanz des Baudenkmals 
geschont werden. „Insgesamt 
handelt es sich um eine außer-
ordentlich nachhaltige Instand-
setzung des Denkmals“, heißt es 
in der Jurybegründung.

St. Anton in Schweinfurt

Die Umgestaltung der Be-
tonrahmenkirche St. Anton in 
Schweinfurt ist einem massiven, 
gesellschaftlich motivierten Ver-
änderungsdruck geschuldet. Die 
Aufgabe bestand darin, funkti-
onierende Nachnutzungsräume 
zu schaffen und trotzdem noch 
einen kleineren, aber schlüssi-
gen Sakralbau zu erhalten. Die 
zentrale Ingenieurleistung war 
es, das aus vielen Einzelteilen 
bestehende, rund 27 Tonnen 
schwere Fenster vorsichtig aus 
dem Bestand zu lösen und um 
18 Meter zu verschieben, ohne 
dass die empfindlichen Schei-
ben oder die nur schwach be-
wehrten Rippen Schaden neh-
men. Zudem ist das ursprüng-
liche Baudenkmal weiterhin 
ablesbar, ebenso wie die denk-
malkonformen Veränderungen. 
Dem kreativen Ansatz des Inge-
nieurteams sei es zu verdanken, 
dass dies gelungen ist.

„Der Erhalt historischer Bau-
substanz ist Vorbild für den 
nachhaltigen Einsatz von Roh-
stoffen. Das ist ressourcenscho-
nendes Bauen par excellence“, 
lobte Kammerpräsident Gebbe-
ken. Minister Bernreiter ergänz-
te: „Unsere historischen Gebäu-
de und Denkmäler sind es wert, 
für die Nachwelt erhalten zu 
werden.“ DK

V.r.: Rudolf Schleyer (AKDB) mit 
Günter Erdl (OTS AG). Bild: AKDB

Produkte neue Chancen. 
Mit der AKDB haben wir einen 

starken und zuverlässigen Eigen-
tümer gefunden, der langfristige 
Kundenbeziehungen weiterhin in 
den Fokus stellt.“

Mit der Übernahme der OTS 
AG stärkt die AKDB ihre Positi-
on als führender Anbieter digita-
ler Lösungen für den öffentlichen 
Sektor und treibt die Digitalisie-
rung in Deutschland nachhaltig 
voran. Die gemeinsame Vision 
beider Unternehmen basiert auf 
Innovation, Effizienz und Kun-
denorientierung. Vertragsbezie-
hungen und Leistungen zu Kun-
den sind durch den Kauf nicht 
betroffen. r

http://www.gemeindezeitung.de
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Auch RSV soll erfasst werden
Hohe Kosten für das Abwassermonitoring auf Viren stoßen zum Teil auf Kritik

Längst ist Corona keine kaum einschätzbare Gefahr mehr. Doch wer 
weiß, was noch geschieht. Wir müssen, heißt es, darauf eingestellt 
sein, dass eine neue Pandemie kommt. Wir müssen vorbeugen. Das 
geschieht zunehmend über das Abwasser. Dort befindet sich, wenn-
gleich in geringen Mengen, genetische Information von Krankheits-
erregern. Über Abwassermonitoring in bayerischen Kläranlagen 
werden Infektionslasten qualitativ erfasst. 

Es steht außer Frage, dass man 
eine Situation nur dann rich-
tig einschätzen kann, wenn man 
Daten hat. Bei der Datenerhe-
bung wiederum gilt es, auf ein 
adäquates Verhältnis zwischen 
Aufwand und Nutzen zu achten. 
Das Abwassermonitoring auf Er-
reger verschlingt Millionen. Und 
damit Geld, das zum Beispiel im 
Gesundheitssystem fehlt. Ver-
wunderlich ist aber auch, sagt 
der Münchner Immunologe Pe-
ter Schleicher, dass einerseits so 
viel Geld dafür ausgegeben wird, 
Erreger zu identifizieren. Ande-
rerseits flössen kaum Mittel in 
die Aufklärung darüber, was je-
der zur Stärkung seines Immun-
systems tun kann.

Die sei aber wichtig, da es kein 
direktes Therapeutikum gegen 
Viren gebe: „Nur ein intaktes Im-
munsystem kann Bakterien, Vi-
ren und Pilze kontrollieren.“ Ge-
stärkt werden könne das Immun-
system zum Beispiel dadurch, 
dass darauf geachtet wird, mög-
lichst wenig Schwermetalle und 
Hormone zu sich zu nehmen so-
wie Alkohol und Nikotin zu re-
duzieren. Weiter gebe es Medi-
kamente wie Ivermectin, die das 
Eindringen des Virus in die Zel-
le verhindern. Der Münchner 
Arzt würde sich wünschen, dass 
die Politik mehr Geld in die Hand 
nimmt, um dieses Wissen zu ver-
breiten. Statt derart stark auf Ab-
wassermonitoring zu setzen.

Bay-VOC nennt sich das Pro- 
jekt, durch das der Freistaat Ab-
wassermonitoring unter an-
derem auf Fragmente von 
SARS-CoV-2-Varianten sowie In-
fluenza A- und B-Viren fördert. In 
Bay-VOC fließen Gelder aus Bay-
ern sowie vom Bund. Letzterer 
lässt SARS-CoV-2, Influenza- und 
Polioerreger im Abwasser durch 
das bis Ende 2025 laufende Pro-
jekt AMELAG (Abwassermonito-
ring für die epidemiologische La-
gebewertung) überwachen. Ziel 
ist es, SARS-CoV-2 in bis zu 175 
Kläranlagen aufzuspüren. Außer-
dem soll die Überwachung suk-
zessive auf andere Erreger ausge-
weitet werden.

Nicht direkt vergleichbar

Die beteiligten Kläranlagen las-
sen ihr Abwasser zweimal wö-
chentlich molekular untersu-
chen. Das Ganze ist kompliziert. 
Da jedes Abwasser anders ist, 
lassen sich die Viruslasten abso-
lut nicht vergleichen. Für jeden 
Standort werden deshalb „rela-
tive Genkopien“ errechnet. Im 
Januar 2024 lag dieser Wert im 
Münchner Abwasser bei 70. Im 
April sank er gegen Null. Mit fast 
87 erreichte er am 9. Oktober ei-
nen Spitzenwert.

Auch in Erlangen werden Erre-
ger im Abwasser aufgespürt. Laut 
Jörg Holzapfel vom städtischen 
Entwässerungsbetrieb begann 
das Monitoring auf SARS-CoV-2 
am 5. Dezember 2022. Auch hier 
gab es im Oktober 2024 einen  
Peak mit einem Wert von über 
70. Die jüngste Einzelmessung lag 
bei unter zehn.

Am 27. November 2023 began-
nen die Messungen auf Influen-
za. „Es wird eine automatisier-
te 24-Stunden-Mischprobe vom 
Gesamtzulauf entnommen“, er-
klärt Jörg Holzapfel. Rund ein-
einhalb Stunden Arbeitsaufwand 
falle für das Monitoring an: „Die 
Kosten werden vergütet.“ Ana-
lysiert würden die Proben beim 
Bayerischen Landesamt für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicher-
heit (LGL). Dort wird die Erbinfor-
mation der Erreger extrahiert. 
Mittels Polymerase-Kettenreakti-

on werden die Virusgenfragmen-
te quantitativ erfasst.

Nicht alle machen mit

Nicht jede Kommune, die das 
gerne möchte, ist ins Monitoring 
einbezogen. Günzburg zum Bei-
spiel nicht. „Wir hätte ein Mo-
nitoring für uns gut gefunden, 
da damit frühzeitig die Ausbrei-
tung von Erregern erkannt wer-
den hätte können“, sagt Roland 
Baumgärtner von den Stadtwer-
ken. Er vermutet, Günzburg wur-
de nicht einbezogen, weil die 
Kommune zu klein ist: „Bei uns 
sind nur rund 25.000 Einwoh-
ner angeschlossen.“ Den Mehr-
aufwand hätte er nicht gescheut: 
„Abwasserproben werden sowie-
so regelmäßig gezogen.“ Auch in 
Würzburg, teilt Peter Stadtmüller 
vom Entwässerungsbetrieb mit, 
gibt es noch kein Abwassermoni-
toring auf Erreger.

Im Gegensatz zu Roland Baum-
gärtner ist Veronika Völker vom 
Amperverband in Olching froh, 
dass sie kein Monitoring auf Viren 
machen muss. Sie fragt sich, ob 
die enormen Kosten in einem gu-
ten Verhältnis zum Output stehen. 
Nach dem, was sie in Erfahrung ge-
bracht hat, kostet eine einzige Ana-
lyse zwischen 150 und 250 Euro. 

Und was bedeutet es eigentlich 
und was wird es womöglich künf-
tig bedeuten, wenn irgendwo ei-
ne hohe Virenlast oder ein be-
sonderer Erreger entdeckt wird? 
In München zum Beispiel wurden 
unlängst als weitgehend ausge-
rottet erklärten Erreger von Kin-
derlähmung nachgewiesen. Zu 
vermuten steht, dass die von Po-
lio-Schluckimpfungen im Ausland 
kommen. Das Robert-Koch-Ins-
titut (RKI) nahm die Entdeckung 
dennoch ernst. Durch die wei-
träumig zirkulierenden Viren, 
wurde verkündet, könnten Er-
krankungen nicht ausgeschlos-
sen werden. 

An 30 Standorten

Aktuell werden in Bayern Daten 
von 30 Standorten genutzt. Über-
wacht wird das Abwasser in Altöt-
ting, Berchtesgaden, Bad Reichen-
hall, Piding, Teisendorf, Freilas-
sing, Ebersberg, Grafing, Glonn, 
Freising, Ingolstadt, München, 
Starnberg, Passau, Straubing, Re-
gensburg, Weiden, Bayreuth, Er-
langen und Nürnberg. Außerdem 
sind Hof, Aschaffenburg, Schwein-
furt, Augsburg, Stadtbergen, Kö-
nigsbrunn, Schwabmünchen, Zu-
smarshausen, Kempten und Neu-
Ulm einbezogen. Mehr als zwei 
Millionen Euro fließen seitens des 
Freistaats in das Projekt. Damit 
sind etwa ein Viertel der Gesamt-
kosten gedeckt. Den Rest schießt 
der Bund zu.

Wobei damit noch längst nicht 
alle Kosten gedeckt sind. Ganz un-
terschiedliche Akteure mit jeweils 
reichlich Manpower machen beim 
Monitoring mit. Dazu gehören 
das Bundesgesundheits- und das 
Bundesumweltministerium. Aber 
auch der Sanitätsdienst der Bun-
deswehr ist integriert. Neben Klär-
anlagenbetreibern beteiligen sich 
außerdem die Gesundheits- und 
Abwasserbehörden von 16 Bun-
desländern, Labore, Logistikunter-
nehmen, Forschungseinrichtun-
gen und Universitäten.

Experten im Umweltbundes-
amt entwickeln fortlaufend wei-
tere Methoden zum Nachweis 
von Infektionserregern. So befin-
den sich Verfahren zur Identifizie-
rung für respiratorische und gast-
rointestinale Erreger in der Pipe-
line. Künftig soll auch das  Respi-
ratorische Synzytial-Virus (RSV) 

im Abwasser nachgewiesen wer-
den können.

Bald Routine?

Möglicherweise könnte in naher 
Zukunft ein mehrstufiger Scree- 
ning-Prozess Routine werden. Ziel 
ist es, unterschiedliche Überwa-
chungssysteme zusammenzufüh-
ren, um die jeweils aktuelle La-
ge epidemiologisch bewerten zu 
können. Je nach Resultat sollen 
„Maßnahmen für den Gesund-
heitsschutz“ abgeleitet werden.

Abwassermonitoring an sich ist 
nichts Neues. In den 1940er Jahren 
wurden erstmals Viren im Abwas-
ser nachgewiesen. Seit den 1990er 
Jahren gehört der Nachweis von 
Chemikalien- und Schadstoffein-
trägen zur Routine in Kläranlagen. 
Vor rund 25 Jahren begann das 
Screening auf illegale Drogen.

Die Aussagekraft ist laut dem 
Virologe Oliver Keppler, Vorstand 
des Münchner Max von Petten-
kofer Instituts, das Laboruntersu-
chungen zu Infektionskrankhei-
ten durchführt, zu relativieren. 
Auch wenn viele Virenfragmente 
im Abwasser gefunden werden, 
heiße das nicht, dass viele Men-
schen schwer krank wären. Man 
könne auch nicht rückschließen, 
wie viele Menschen mit dem je-
weiligen Virus infiziert sind. Un-
bekannt sei weiter, wo sich Vi-
renträger befinden und von wo 
aus also die Infektion übertragen 
werden kann.

Tausende neuer Viren

Am Berliner Max Delbrück 
Center treibt die Arbeitsgruppe 
„RNA-Biologie und posttranskrip-
tionale Regulation“ von Markus 
Landthaler das Abwassermoni-
toring voran. Über 17 Monate 
hinweg wurde das Berliner Ab-
wasser auf die Ausbreitung von 
Krankheitserregern hin unter-
sucht. Dabei wurden Tausende 
neuer Viren entdeckt.

EU-weit soll das Abwasser stär-
ker überwacht werden. Jeder 
Mitgliedstaat muss bis Herbst 
2027 ein nationales Abwasser- 
überwachungssystem eingerich-
tet haben. Zweimal im Monat soll 
damit das Abwasser von Groß-
städten ab 150.000 Einwohnern 
auf SARS-CoV-2 analysiert wer-
den. Die Ergebnisse sind an eine 
europäische Austauschplattform 
zu übermitteln.

Die Deutsche Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und 
Abfall (DWA) begrüßt dies. Das 
wird verständlich, hält man sich 
vor Augen, dass es sich um eine In-
teressensvereinigung der Wasser-
wirtschaft handelt. Sie setzt sich 
nach eigenen Angaben aktuell für 
rund 14.000 Mitglieder aus den 
Bereichen Wasserwirtschaft und 
Abfallwirtschaft ein. Die Mitglie-
der aus dem Bereich „Wasserwirt-
schaft“ könnten von einem staat-
lich subventionierte Abwasser-
monitoring durchaus profitieren.

„Die meisten Menschen las-
sen sich erst nach dem Auftre-
ten von Symptomen auf SARS-
CoV-2 testen“, wird dazu in den 
2023 veröffentlichten Leitlini-
en zur Entwicklung und Durch-
führung eines Abwasserüber-
wachungsprogramms für SARS-
CoV-2 ausgeführt. Nachdem je-
doch das Virus ausgeschieden 
werde, bevor erste Symptome 
auftreten, könne durch das Mo-
nitoring wertvolle Zeit gewonnen 
werden. Der DWA geht von ei-
nem Zeitvorsprung von bis zu sie-
ben Tagen im Vergleich zu Daten 
aus klinischen Tests aus.

Schnellere Evaluation

„Dieser Zeitgewinn ist im Fal-
le eines ansteigenden Trends von 
großem Nutzen, um die Bevölke-
rung aufzuklären, die Testkapazi-
täten zu erhöhen und die Kran-
kenhäuser vorzubereiten oder 
weitergehende Maßnahmen zu 

ergreifen“, heißt es in den Leitlini-
en. Durch „gute Kommunikation“ 
könne die Bevölkerung früh für 
eine höhere Testfrequenz, Kon-
taktbeschränkungen und Hygie-
nestrategien sensibilisiert wer-
den. Das Überwachungssystem 
biete außerdem die Möglichkeit, 
zeitnah den Effekt von Maßnah-
men zur Eindämmung der Krank-
heitsausbreitung zu evaluieren.

Da sich auch ein absinkender 
Trend frühzeitiger abbilden lasse, 
könnten Lockerungen unmittelba-
rer erfolgen. „Das SARS-CoV-2-Ab-
wassermonitoring eignet sich da-
her nicht nur als Frühwarn- son-
dern auch als Entwarnsystem“, 
führt der DWA ins Feld. Der Zeit-

vorsprung des Monitorings hängt 
dem DWA-Report zufolge aller-
dings von bestimmten Faktoren 
ab. So kommt es darauf an, um 
welche SARS-CoV-2-Variante es 
sich handelt. Auch braucht es na-
türlich ausreichend Laborkapa-
zitäten, um die vielen Proben zu 
analysieren. 

„Das Abwassermonitoring kann 
einen wichtigen Beitrag zu einem 
effizienten Pandemiemanage-
ment leisten, die Gesundheitssei-
te unterstützen und zum Gesamt-
bild der pandemischen Lage bei-
tragen“, so das Fazit der Abwas-
serexperten. Allerdings sollten die 
Abwasserdaten nicht isoliert, son-
dern im Kontext mit anderen Da-

ten betrachtet werden. Nach wie 
vor werde es klinische Test brau-
chen. Nach wie vor müsse die Be-
legung der Intensivbetten be-
trachtet werden. Nach wie vor sei 
es wichtig, die Impfquote im Blick 
zu haben.

Zudem müsse die Virus-
menge über einer bestimm-
ten Nachweisgrenze liegen, da-
mit das Ganze funktioniert. Auch 
die hängt von der jeweiligen 
SARS-CoV-2-Variante ab. Ein ne-
gatives Ergebnis im Abwasser-
test bedeutet nicht zwangsläufig, 
dass niemand infiziert ist. Ein po-
sitives Ergebnis auf der anderen 
Seite bedeutet auch nicht, dass 
jemand krank ist. Pat Christ
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Bayerischer Gemeindetag, Bayerischer Städtetag und VKU: 

Kritik am 
Grundkonzept Wassercent

Die kommunalen Spitzenverbände Bayerns sowie die VKU Lan- 
desgruppe Bayern lehnen das von den Regierungsfraktionen am 
12.12.2024 vorgestellte Grundkonzept für den Wassercent ab und for-
dern eine grundlegende Überarbeitung, um eine gerechte und nach-
haltige Lösung für den Schutz der Wasserressourcen zu gewährleisten. 
Über 99 Prozent der bayerischen Bevölkerung sind an die kommuna-
le Wasserversorgung angeschlossen, was den nachhaltigen Schutz 
der Wasserressourcen zu einer zentralen Aufgabe macht. Gleichzeitig 
müsse jedoch die Verwaltungsökonomie berücksichtigt werden.

Bernd Buckenhofer, Geschäfts-
führer des Bayerischen Städte-
tags, bemängelt, dass der An-
spruch einer „gerechten, fairen, 
einfachen und nachhaltigen“ 
Umsetzung im aktuellen Konzept 
nicht erfüllt werde. 

Die Wasserversorger formulie- 
ren drei zentrale Forderungen:

1. Messung aller Wasserent-
nahmen über 50 m³ pro Jahr: 
Statt auf Messungen setzt der 
Entwurf auf Schätzwerte, was 
zu Streitigkeiten, Bürokratie und 
Rechtsunsicherheit führe. Dabei 
seien digitale Messtechnologien 
verfügbar, die bereits in der Pra-
xis eingesetzt würden. Ohne eine 
vollständige Erfassung aller Was-
serentnahmen gingen wertvol-
le Erkenntnisse über die Wasser-
ressourcen verloren.

2. Abgabe für alle Entnah-
men: Das Konzept führe zu Un-
gleichbehandlungen:
• Die Freigrenze von 5.000 m³ 
pro Jahr sei zu hoch und begüns-
tige insbesondere Betriebe mit 
Brunnen ohne Messeinrichtun-
gen. Eine Freigrenze von 50 m³ 
wäre angemessener, um Klein-
entnahmen nicht zu belasten.
• Privatnützige Entnahmen 
könnten rechtlich bis zu 18.250 
m³ pro Jahr betragen, was eben-
falls eine Ungleichbehandlung 
darstelle.
• Nur öffentliche Wasserversor-
ger, nicht jedoch landwirtschaft-
liche oder gewerbliche Nutzer 
von Uferfiltrat oder Oberflä-
chenwasser, würden belastet.

3. Verwendung der Einnah-
men für Wasserschutz: Die ge-

plante Mittelverwendung sei un-
klar und vermische Wasserschutz 
mit landwirtschaftlicher Infra-
strukturförderung. Beispiels- 
weise könnten Bewässerungs-
maßnahmen finanziert werden,  
die den Wasserhaushalt zusätz-
lich belasten. Die angedachten 

Boni für „wasserschonende“ Me-
thoden in Gewerbe und Land-
wirtschaft seien bürokratisch 
und führten zu weiterer Un-
gleichbehandlung.

Marcus Steurer, Vorsitzender  
der VKU Landesgruppe Bayern, 
fordert eine konsequente Mes-
sung und Einbeziehung aller 
Entnahmen, um Akzeptanz und 
Wirksamkeit des Wassercents zu 
gewährleisten. Dr. Uwe Brandl, 
Präsident des Bayerischen Ge-
meindetags, warnt, dass das  
geplante Wasserentnahmeent-
gelt zu lokalen Konflikten führe, 
die die Kommunen nicht lösen 
könnten. r

BDEW-Statement zur 
PFAS-Diskussion

Im Hinblick auf die Diskussion in den Medien zur umfassenden Re-
duzierung PFAS in der Europäischen Union erläutert Martin Weyand, 
BDEW-Hauptgeschäftsführer Wasser/Abwasser: „Die Wasserwirt-
schaft ist bereits heute durch die Grenzwerte für Trinkwasser und 
die damit verbundenen Aufbereitungskosten stark von PFAS-Be-
lastungen betroffen. Gleichzeitig trifft das PFAS-Verbot die Anwen-
dungsbereiche der Energiewirtschaft und hier insbesondere die 
Schlüsseltechnologien der Energiewende und damit verbunden den 
notwendigen Einsatz der Erneuerbaren Energien zur Erreichung der 
Klimaziele. Daher gilt es, eine pragmatische Lösung zu erarbeiten.

Um beide Ziele in Einklang 
zu bringen, müssten pragmati-
sche Lösungen gefunden wer-
den, die mit dem Schutz der Be-
standsanlagen, Übergangsfristen 
und Ausnahmeregelungen sowie 
Best-Practice-Beispielen sowohl 
die technischen Anforderungen 
der Energiewirtschaft – insbe-
sondere mit Blick auf die not-
wendige Geschwindigkeit bei der 
Umsetzung der Energiewende 
– als auch die Schutzwürdigkeit 
der Umwelt bzw. der Trinkwas-
serressourcen und der mensch-
lichen Gesundheit widerspie-
geln, so Weyand. „ Hierzu gehört 
auch die Notwendigkeit einer Fi-
nanzierung von Wasseraufbe-

reitungsleistungen durch einen 
Fonds.“

Die Aufnahme von PFAS über 
die Nahrungsmittel überschrei-
tet laut Weyand die Aufnahme 
durch Trinkwasser um ein Viel-
faches. Vor diesem Hintergrund 
ist es notwendig, die PFAS-Belas-
tung an der Quelle zu reduzieren 
und ein europaweites PFAS-Ver-
bot anzustreben. Wir brauchen 
darüber hinaus eine konsequen-
te Herstellerverantwortung, die 
umweltverträglichere Produkti-
onsweisen und eine drastische 
Reduktion der PFAS-Einträge in 
die Umwelt sicherstellt. Nur so 
können wir Mensch und Umwelt 
nachhaltig schützen.“ r

https://kanalbau.com/de/
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Stadt Eibel-
stadt, die flächenmäßig kleinste 
Stadt in Bayern mit einer Fläche 
von 706 Hektar und einer Ein-
wohnerzahl von 3.210. Zudem 
bin ich Gemeinschaftsvorsitzen-
der der Verwaltungsgemein-
schaft Eibelstadt, die insgesamt 
7.800 Bürger aus den Gemein-
den Stadt Eibelstadt, Markt Fri-
ckenhausen, Markt Sommer-
hausen und Markt Winterhau-
sen umfasst.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich möchte die städtebauli-
che Entwicklung des öffentli-
chen Raums im Altort sowie im 
Sanierungs- und Gestaltungs-
bereich weiter vorantreiben. 
Außerdem ist es mir ein wich-
tiges Anliegen, Eibelstadt wei-
terhin als attraktiven Wohn- 
und Wirtschaftsstandort zu er-
halten, um damit auch die not-
wendigen Einnahmen für die 
städtischen Aufgaben zu si-
chern. Darüber hinaus werde 
ich mich dafür einsetzen, wei-
terhin gute Rahmenbedingun-
gen für ein aktives und leben-
diges Vereinsleben im Ort zu 
schaffen. 

Markus Schenk
Erster Bürgermeister der Stadt Eibelstadt

Mein Amtsantritt als Erster hauptamtlicher 
Bürgermeister war am 01.05.2014.
Welchem Beruf sind Sie vor Amtsantritt nach-
gegangen bzw. üben Sie diesen nach wie vor 
aus?

Ich bin Unternehmensberater für betriebliche 
Altersversorgung (bAV) bei der Allianz, jedoch 
ruht mein Arbeitsverhältnis derzeit.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Ich will für meinen Heimatort etwas bewegen 
und gestalten.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Eine lange Vorbereitungszeit gab es nicht, da 
zwischen der Nominierung und der Wahl lediglich 
drei Monate lagen. Dank meiner bisherigen be-
ruflichen und ehrenamtlichen Tätigkeiten verfüg-
te ich jedoch bereits über ein gutes Netzwerk zu 
Politikern auf Kreis-, Landes- und Bundesebene, 
was mich in meiner Entscheidung bestärkt hat.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Die Herausforderung bestand darin, bei der 
Wahl gegen die amtierende Zweite Bürgermeis-
terin anzutreten und gleichzeitig in die Fußstap-
fen eines Bürgermeisters zu treten, der auf 36 
Jahre Erfahrung in der Kommunalpolitik zurück-
blickte und sich aus Altersgründen nicht mehr zur 
Wahl gestellt hatte.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Derzeit beschäftige ich mich mit dem Neu-
bau des Feuerwehrgerätehauses, das ein Volu-
men von 5,8 Millionen Euro umfasst. Zudem liegt 
mein Fokus auf der Stärkung des Wirtschafts-
standortes durch die Ansiedlung von Firmen im 
neuen Gewerbegebiet „Am Thomasboden“ so-
wie der Umsetzung eines Umlegungsverfahrens. 
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 

Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Ja: Sich den täglichen Herausforderungen im 
Alltag stellen, neugierig sein, aufmerksam zu- 
hören und bei komplexen Aufgaben hartnäckig 
zu bleiben. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen, 
Bürgerinnen und Bürger, Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Ich tausche mich regelmäßig mit dem Füh-
rungskreis aus und bespreche anstehende Pro-
jekte direkt mit Mitarbeitern in der Verwaltung, 
dem Bauhofleiter oder den Hausmeistern. Ich 
frage gezielt nach, wie einzelne Mitarbeiter be-
stimmte Vorschläge beurteilen. Bürger können 
jederzeit mit ihren Anliegen zu mir kommen, da 
meine Tür stets offen steht. Bei größeren Projek-
ten wie städtebaulichen Maßnahmen halte ich 
Bürgerworkshops ab, die sich als sehr hilfreich 
erweisen. Erfahrene Mitarbeiter bieten wert- 
volle Unterstützung und sind verlässliche An-
sprechpartner für die Anliegen der Bürger inner-
halb der Verwaltungsgemeinschaft.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung hat bereits Einfluss auf die 
Kommunalpolitik genommen. Diese Entwick-
lung wird sich in Zukunft weiter fortsetzen. Vie-
le Dienstleistungen können von den Bürgern 
einfach und bequem von zu Hause aus genutzt 
und beantragt werden. Bei komplexen Aufga-
ben bleibt das persönliche Gespräch mit der Ver-
waltung oder dem Bürgermeister jedoch weiter-
hin wichtig. Leitplanken und Gesetze wie die Ge-
meindeordnung, Geschäftsordnung, Satzungen, 
Bebauungspläne, Nutzungsordnungen oder Sit-
zungsinhalte lassen sich nicht einfach über eine 
Schlagzeile oder einen Post vermitteln. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Immer optimistisch denken; dann findet sich 
ein Weg!
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Das, was der Bürgermeister Schenk in seiner 
Amtszeit mit seinem Stadtrat gemacht hat, war 
gut für Eibelstadt!  r

© Markus Schenk

Impulsgeber für das  
Amberg-Sulzbacher Land

Anschlussförderung für das Regionalmanagement
Amberg-Sulzbach. Die erfolgreiche Arbeit des Regionalmanage-
ments im Landkreis Amberg-Sulzbach kann auch in der Zukunft 
fortgeführt werden. Das Bayerische Staatsministerium für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie fördert dies mit 437.200 
Euro und unterstützt den Landkreis, innovative Projekte umzuset-
zen und die Region weiter voranzubringen. Einen entsprechenden 
Förderbescheid erhielten Landrat Richard Reisinger und Regional-
managerin Katharina Schenk nun aus den Händen von Staatsse-
kretär Tobias Gotthardt.

„Ich freue mich sehr, dass wir 
den neuen Förderbescheid er-
halten haben und somit das  
erfolgreiche Regionalmanage-
ment auch in der nächsten För-
derphase fortführen können“, 
sagte Landrat Richard Reisinger. 
Für ihn ist das Regionalmanage-
ment eine wichtige Säule der 
Zusammenarbeit vor Ort und 
ein bedeutendes Instrument zur 
strategischen Weiterentwick-
lung des Landkreises.

Regionale Identität stärken

Gerade mit dem Regionalma-
nagement habe man viel vor, 
sagte Reisinger. Künftig wol-
le man sich verstärkt der regio-
nalen Identität und der Image-
bildung des Amberg-Sulzbacher 
Landes widmen. Konkrete Maß-
nahmen sind ein Podcast, der 
im Idealfall noch in der ersten 
Jahreshälfte an den Start geht, 
sowie ein Landkreismagazin, 
das voraussichtlich erstmals im 
Herbst erscheint.

„Besonders schätze ich, dass 
in der neuen Förderphase auch 
das Kulturerbe Kirwa im Am-
berg-Sulzbacher Land im Fokus 
steht“, so der Landrat. Die Kirwan 
wurden vor zwei Jahren als Gu-
tes-Praxis-Beispiel in das Baye- 
rische Landesverzeichnis des 
Immateriellen Kulturerbes auf-
genommen; nun soll es als ers-
te geförderte Maßnahme zum 
Kirwa-Kulturerbe eine eigene 
Homepage geben, verrät Regio-
nalmanagerin Katharina Schenk. 
Die Freischaltung der Homepage 
steht unmittelbar bevor.

Auch die Stärkung der regio-
nalen Erzeugung und Nahver-
sorgung sowie die Gewinnung 
von Fachkräften sind Projekte, 
die bis September 2027 umge-
setzt werden sollen, so Schenk.

Wirtschaftsstaatssekretär To-
bias Gotthardt betonte: „Mit der 
Förderung der vier Projekte set-
zen wir gezielt Impulse für die 
Zukunft im Amberg-Sulzbacher 
Land. Im Handlungsfeld ‚Regi-
onale Identität‘ stärken wir die 
regionale Erzeugung und Nah-
versorgung, bewahren unser 
wertvolles Kulturerbe wie die 
Kirwa-Tradition und schärfen 
das Profil der Region durch ge-
zielte Imagebildung. Gleichzei-
tig leisten wir mit dem Projekt 
‚Meinen Heimatberuf kennen-
lernen’ einen wichtigen Beitrag 
zur Fachkräftesicherung und zur 
Bindung junger Menschen an ih-
re Heimat. Ein zentraler Erfolgs-
faktor des Regionalmanage-
ments ist, dass die Projektideen 

direkt aus der Region kommen. 
Die Menschen vor Ort kennen 
ihre Bedürfnisse am besten und 
können mithilfe der unbürokra-
tischen Förderung gezielt auf re-
gionale Herausforderungen re-
agieren sowie maßgeschnei-
derte Lösungen entwickeln. Re-
gionalentwicklung bleibt eine 

rung eines Genuss- und Heimat-
marktes, bei dem die regionale 
Wertschöpfung gestärkt und re-
gionale Produkte und Dienstleis- 
tungen einer breiten Öffentlich-
keit bekannt gemacht wurden.

Markenstrategie

In einem weiteren Projekt wur- 
de für die erfolgreiche Außen-
darstellung des Amberg-Sulzba-
cher Landes eine Markenstra-
tegie erarbeitet und umgesetzt. 
Mithilfe eines Imagefilms wur-
den zudem die Standortpotenzi-
ale der Region dargestellt. Auch 
die regionale Identität wurde 
durch die Etablierung eines regi-
onalen Erzeuger- und Verarbei-
ter-Netzwerks und die Heraus-
gabe eines Heimat- und Sach-
kunde-Schulbuchs für Dritt- und 
Viertklässler im Landkreis Am-
berg-Sulzbach gefördert.  r

V.l.: Alexander Bock (Regierung der Oberpfalz), MdL Bernhard Hei-
nisch, Staatssekretär Tobias Gotthardt, Regionalmanagerin Katha-
rina Schenk, Landrat Richard Reisinger, MdL Dr. Harald Schwartz, 
Niklas Scheder (Wirtschaftsministerium).            Bild: Christine Hollederer 

Gemeinschaftsaufgabe. Ich dan-
ke den Beteiligten herzlich für 
ihren Einsatz und wünsche ih-
nen viel Erfolg bei der Umset-
zung der Projekte.“

Förderung für  
65 regionale Initiativen

Bayernweit fördert das Bay-
erische Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie nahezu flächende-
ckend rund 65 regionale Initiati-
ven. Jährlich stehen hierfür rund 
10 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Für die bayerische Staats-
regierung ist es oberstes Ziel, in 
ganz Bayern gleichwertige Le-
bensverhältnisse und Arbeits-
bedingungen zu fördern. Mit Re-
gionalmanagements sollen die 
Qualitäten der bayerischen Re-
gionen gesteigert werden.

Seit Wiedereinführung des 
Regionalmanagements im Land-
kreis Amberg-Sulzbach im Som-
mer 2018 konnten bereits eini-
ge Projekte realisiert werden, 
so beispielsweise die Durchfüh-

Eine Heimat für Musikanten
Das Wirtshaus im 49gradnord Hüttendorf ist eine musikantenfreundliche Gaststätte

Regenhütte. „Wirtshaus und Musik, das hat in Bayern Tradition“, 
sagt Regens Landrat Dr. Ronny Raith und ergänzt: „Mit guter Mu-
sik lebt es sich gleich viel leichter.“ Deswegen ließ er es sich nicht 
nehmen, eine Auszeichnung persönlich zu überreichen: Raith 
übergab im Namen des bayerischen Heimatministeriums, des Ho-
tel- und Gaststättenverbandes DEHOGA und des Bezirks Nieder-
bayern die Ernennungsurkunde und das dazugehörige Metall-
schild „Musikantenfreundliches Wirtshaus“ an Birgit Müller, die 
Eigentümerin des 49gradnord Hüttendorfs in Regenhütte.

Zusammen mit ihrem lei-
der bereits verstorbenen Le-
benspartner Gunnar Schmitt 
sei Müller zu Coronazeiten das 
Wagnis eingegangen, das al-
te Hotel zu erwerben und aus-
zubauen, erinnerte sich Bür-
germeister Michael Herzog in 
seiner kurzen Ansprache. „Es 
wurde fleißig und sehr viel ge-
arbeitet“, erzählte der Rathaus- 
chef und das Ergebnis kom-
me nicht nur bei Urlaubsgäs-
ten, sondern auch im Dorf gut 
an. „Es passiert wieder was im 
Dorf“, so Herzog weiter.

Viel Herzblut

„Man sieht, dass hier viel 
Herzblut investiert wurde“, be-
tonte auch Landrat Raith. Es sei 
immer gut, wenn in den Tou-
rismus investiert werde. Wenn 
Tourismus und heimische Gas-
tronomie Hand in Hand gehen, 
dann sei dies ein guter Weg. 
„Besonders schön ist es, wenn 
dann auch Musiker eine neue 

Heimat finden“, freute sich der 
Landrat und erinnerte daran, 
dass die Auszeichnung „nicht 
nur eine Ehre ist. Sie bringt auch 
Pflichten mit sich.“ So dürfen im 
Lokal jederzeit Musiker aufspie-
len. Es darf gesungen und ge-
spielt werden. Einen Lohn müss-
ten die Wirte nicht zahlen, aber 
Getränke und eine Brotzeit dür-
fen die Musiker schon erwarten, 
erklärte Raith.

Eine Leistung des Teams

Müller versicherte, dass sie 
dies gerne macht und weiter-
hin machen wird. „Wir freuen 
uns, dass wir den Titel Musikan-
tenfreundliches Wirtshaus tra-
gen dürfen“, sagte sie und ver-
wies darauf, dass dies keine Ein-
zelleistung ist: „Dies alles macht 
nur das gute Team möglich.“ Sie 
hoffe, dass zu den Musikern, die 
das Lokal bereits jetzt regelmä-
ßig besuchen, viele weitere hin-
zukommen. Das Lokal ist mo-
mentan von Freitag bis Sonn-

tag geöffnet, in den bayerischen 
Ferien auch donnerstags. „Wir 
wollen uns weiterentwickeln 
und den Gästen etwas bieten“, 
betonte sie.

Den Glückwünschen schloss 
sich auch Wirtschaftsförderin 
Teresa Sitzberger an. Landrat 
Raith und Bürgermeister Her-
zog wünschten Müller und ih-
rem Team abschließend für die 
Zukunft alles Gute und verspra-
chen, dass sie selbst als Gäste 
wiederkommen werden.  r

Landrat Dr. Ronny Raith (re.), Bürgermeister Michael Herzog (li.) 
und Wirtschaftsförderin Teresa Sitzberger (Mitte li., hinten) bei 
der Übergabe der Auszeichnung an Wirtin Birgit Müller (Bildmitte 
mit Schild) und ihr Team mit Bernhard Wittmann (li.), dahinter 
Herbert Maier, rechts daneben Silvia Oswald und Eva Hasenkopf, 
dahinter Nadine Kirschenbauer.  Bild: Heiko Langer / Landratsamt Regen

Ferienland DONAURIES:

Kostenlose  
Infomaterialien 
die Gutes tun

Über www.ferienland-do-
nauries.de oder telefonisch 
können Interessierte kosten-
los Prospekte und Informati-
onsmaterial über das Ferien-
land DONAURIES bestellen. 
Mit dem Versand bittet das 
Ferienland in einem Begleit-
schreiben um eine freiwillige 
Spende, die an eine gemein-
nützige Organisation weiter-
geleitet wird. Seit 2021 un-
terstützt das Ferienland DO-
NAURIES jedes Jahr eine an-
dere Einrichtung. Im Jahr 
2024 konnten so 1.500 Eu-
ro an den Verein „1000 Schu-
len für unsere Welt“ gespen-
det werden. Davon stammen 
1.058 Euro aus Spenden, der 
Rest wurde vom Ferienland 
DONAURIES e. V. selbst auf-
gerundet. Mit dieser Initiati-
ve stärkt das Ferienland DO-
NAURIES die Bekanntheit der 
Region und setzt zugleich ein 
Zeichen für soziales Engage-
ment.   r

mailto:info%40gemeindezeitung.de?subject=
https://www.gemeindezeitung.de
http://www.ferienland-donauries.de
http://www.ferienland-donauries.de
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Der Wahlkampf zum Bun-
destag nimmt ja derzeit rich-
tig Fahrt auf. Wer gedacht hat, 
das Achtsame und Rücksichts-
volle, das von der Politik im 
Allgemeinen Besitz ergriffen 
hat und jede etwas überspitz-
te oder unkorrekte Bemer-
kung mit dem Bannstrahl des 
Cancelns bestraft, würde den 
Wahlkampf so langweilig wie 
eine Bundestagsdebatte ma-
chen, sieht sich getäuscht.

Im Gegenteil sieht es so aus, als würde es bis 
zum 23. Februar noch so richtig lustig werden. 
Jedenfalls hat sich die Spitze einer der die Fuß-
gängerampel tragenden Partei bei einer Demo 
gegen rechts so richtig beömmeln können, wie 
ein launiges Selfie beweist. Und der nicht sehr 
aussichtsreiche Spitzenkandidat der anderen 
Regierungspartei hat sogar den Wahlkampf-
klassiker schlechthin rausgehauen: Den Vor-
wurf der Lüge.

Nach ihm würde das Wahlvolk belogen, weil 
nicht alle Mitbewerber seiner Meinung zu-
stimmen, dass weitere Ukrainehilfen nur mit 
weiteren Schulden zu bezahlen seien. Andere 
Parteien wollen diese Hilfen in Höhe von 3 Mil-
liarden Euro durch nicht verausgabte 4 Milliar-
den Euro aus dem Verteidigungsetat finanzie-
ren (Spoiler: 3 passt in 4!) oder eine überplan-
mäßige Ausgabe. Das bringt uns zu der Frage: 
Was ist eine Lüge?

Eine gute Definition dürfte sein, dass es 
sich um „die Kommunikation einer subjekti-
ven Unwahrheit mit dem Ziel, im Gegenüber 
einen falschen Eindruck hervorzurufen oder 
aufrecht zu erhalten“ handelt. Demgegen-
über scheint es bei der Kontroverse über die  
Ukrainehilfen doch eher um die Diskussion 
verschiedener Lösungsansätze als die Kommu-
nikation einer Unwahrheit zu gehen.

Wahrheiten sind ja in sich auch sehr ambi-
valent. Die Aussage „Die Erde ist eine Kugel“ 
ist unzweifelhaft wahr, wenngleich man ein-
wenden könnte, rein faktisch ähnelt die Erde 
eher einer Kartoffel mit ihren Ecken und Fal-
ten als einer Kugel. Aber wie sieht es mit der 

Behauptung aus, „die Erde 
ist eine Scheibe“? Jedes Kin-
dergartenkind würde diese 
Feststellung empört zurück-
weisen und doch sieht man, 
wenn man aus einem einsam 
gelegenen Häuschen tritt, 
und über das Meer schaut, 
den Himmel und eine Ab-
bruchkante. Wer die Erde ei-
ne Scheibe nennt, benennt 
also im Ergebnis nur ein Bei-

spiel für das, was frühe Jünger des Propheten 
Trump einmal als alternative Fakten bezeich-
net haben.

Wahrscheinlich ist die Lüge so alt wie die 
Menschheit und wurde geboren, als ein Jäger 
zum anderen sagte, der Hirsch sei in Richtung 
Moor geflohen, obwohl er genau wusste, dass 
das gejagte Tier in den Wald gelaufen ist. Der 
eine Jäger lief ins Moor und versank, der ande-
re tötete im Wald den Hirsch und konnte da-
mit sich und seine Sippe ernähren. Da somit 
der Lügner einen evolutionären Vorteil besaß, 
ist die Lüge aus unserem Leben nicht wegzu-
denken. 

In die politische Theorie hat die Lüge kein 
geringerer als Niccolò Machiavelli in seinem 
Meisterwerk „Der Fürst“ eingeführt. Populä-
rer in Deutschland ist allerdings ein Bismarck 
zugeschriebenes Zitat, wonach niemals mehr 
gelogen werde als vor den Wahlen, während 
des Krieges und nach der Jagd. Dabei wird ger-
ne übersehen, dass der Manipulator der Em-
ser Depesche zwar kriegserfahren und durch 
seine junkersche Herkunft ein begeisterter  
Jäger, aber auch ein Demokratieverächter war 
und deshalb sicher kein verlässlicher Gewährs-
mann für die Gepflogenheiten vor Wahlen ist.

Aber ja, der Lügenbegriff gehört auch zur 
bundesrepublikanischen Politik. Berühmt die 
Steuerlüge, als die volkswirtschaftlich sinn-
volle Kompensation der Entlastung von direk-
ten durch die Erhöhung indirekter Steuern im  
Auge der breiten Masse verteufelt werden 
sollte. Allerdings redet in diesem Wahlkampf 
niemand von der Entlastungslüge, obwohl die-
ses Jahr steuerliche Entlastungen für die meis-
ten Steuerzahler durch höhere Sozialabgaben 
netto mehr als aufgefressen werden. Da ist 
noch deutlich polemische Luft nach oben.

        Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Wahrheit, Lüge  
und Wahlkampf

Gratulanten beim Geburtstagsempfang anlässlich des 65. Geburtstages von Landrat Johann Kalb, dar- 
unter auch Kommunalminister Joachim Herrmann und Melanie Huml, MdL.  Bild: Landratsamt Bamberg/Förtsch

„Weitsicht und Entschlossenheit“
Innenminister Joachim Herrmann hielt die Festrede beim Empfang  

zum 65. Geburtstag von Landrat Johann Kalb

„Deine wertvolle Arbeit ist geprägt von lösungsorientierter Weit-
sicht, Entschlossenheit und dem klaren Ziel, den Landkreis Bam-
berg weiterhin in eine erfolgreiche Zukunft zu führen.“ Bayerns In-
nenminister Joachim Herrmann würdigte beim Empfang zum 65. 
Geburtstag von Landrat Johann Kalb dessen inzwischen 35-jähri-
ges politisches Wirken.

„Besonderen Schwerpunkt 
deines Handelns hast du stets 
auf die Förderung der regiona-
len Wirtschaft gelegt“, spannte 
der Kommunalminister den Bo-
gen von der Realisierung des Le-
vi-Strauss-Museums in Butten-
heim bis zum „Zukunftsprojekt 
,Cleantech Innovation Park‘ auf 
dem ehemaligen Werksgelän-
de der Michelin Reifenwerke in 
Hallstadt. Ziel ist es dabei auch, 
Arbeitsplätze der Zukunft vor 
Ort zu sichern. Neben dem In-
novationszentrum, in dem For-
schungs- und Entwicklungspro-
jekte umgesetzt werden, soll 
mit dem Kreativforum ein Ort 
für Kommunikation und Netz-
werkbildung entstehen.“

Integration und friedliches 
Miteinander in Europa

„Ein besonders zentrales An-
liegen Deiner kommunalpoliti-
schen Arbeit ist die Umsetzung 
des europäischen Gedankens 
des friedlichen Miteinanders“, 
würdigte Herrmann kommu-
nale Partnerschaften und die 
vom Landkreis Bamberg initiier-
te erfolgreiche Bewerbung von 
17 Klosterlandschaften der Zis-
terzienser um das Europäische 
Kulturerbe-Siegel. „Die Euro-
päische Kommission bestätigte 
mit dieser Auszeichnung für die-
ses erste in Bayern entwickelte 
Projekt die herausragende Rol-
le der Zisterzienser für die Euro-
päische Integration. Ein wichti-
ges Element ist dabei der 6.400 

km lange Fernwanderweg ,Weg 
der Zisterzienser‘, der alle betei-
ligten Klosterstätten verbindet.“

„Lieber Hans, du hast noch 
viel vor“, so der Innenminister 
in seiner Gratulation. „Voller Ta-
tendrang planst du den Erwei-
terungsbau des Landratsamtes, 
setzt dich für ein zusätzliches 
Gymnasium in Hirschaid ein und 
machst dich stark für ein neu-
es Katastrophenschutzzentrum 
bei Memmelsdorf. Dein außer-
ordentliches kommunalpoliti-
sches Engagement verdient un-
seren größten Respekt.“

Auch Bezirkstagspräsident Henry  
Schramm wusste über Kalb, der 
im Bezirkstag von Oberfranken 
als Schramms weiterer Stellver-
treter fungiert, nur Lobendes zu 
berichten. In Anlehnung an die 
den Festakt umrahmenden Mu-
sikstücke bezeichnete er Kalb un-
ter anderem als „Torero“, des-
sen Zielstrebigkeit, Mut und Ent-
schlossenheit beispielhaft seien. 
„Hans Kalb ist jemand, der sich 
Herausforderungen stellt, der 
kämpft, wenn es nötig ist, und 
der dabei immer das Wohl der 
Gemeinschaft im Blick behält.“ 
Der Bezirkstag von Oberfran-
ken könne sich glücklich schät-
zen, so erfahrene Kommunalpo-
litiker wie Kalb in seinen Reihen 
zu wissen.

Der Ratsvorsitzende der Euro-
päischen Metropolregion Nürn-
berg, Peter Reiß, schloss sich 
den Glückwünschen an und 
nannte Kalb einen echten „Me-
tropoliten mit Herz“. „Du hast 

nach außen eine entspanne 
Schale, aber nach innen einen 
unglaublich treibenden Kern. Du 
bist ein echter Genussmensch 
aber auch ein Motor in der Me-
tropolregion und hast dabei ei-
niges erreicht“. So konnten et-
wa in seiner Zeit als Ratsvorsit-
zender die Fördermittel für die 
Region verdoppelt werden. Und 
weiter: „Ich kenne niemanden, 
der so sensationell vernetzt ist. 
[…] Hans Kalb ist ein echter Wirt-
schaftsförderer weit über den 
Landkreis hinaus.“

Landrat Dr. Oliver Bär, Bezirks-
vorsitzender des Bayerischen 
Landkreistages, bedankte sich 
in seinem Grußwort bei seinem 
Amtskollegen für die stets gu-
te Zusammenarbeit und beton-
te: „Ich schätze deine Aufgaben, 
deine Arbeit, deine Art.“

Söders Video-Botschaft

Als Überraschung überbrach-
te Bayerns Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder seine Glück-
wünsche in einer Videobot-
schaft: „Ich möchte auf die-
sem Wege meinen Respekt aber 
auch meine Gratulation zeigen. 
Du bist seit vielen Jahren ein lei-
denschaftlicher Kämpfer für dei-
ne Region, ein großartiger Land-
rat, einer der für die Region im 
Landkreis Bamberg steht. Dafür 
sage ich dir ein herzliches Dan-
keschön. Ich habe an dir im-
mer deine Bodenständigkeit ge-
schätzt, deine Bezogenheit zu 
deiner Region und deinen Ein-
satz als Kommunaler.“

Ziele haben und den Weg 
dorthin im Auge behalten

„Ich spüre durch eure Worte 
und Wünsche den Rückhalt un-
serer Landkreisbevölkerung“, 
bedankte sich Landrat Johan 
Kalb. In kleinen Anekdoten ver-
glich er das Jahrzehnt seiner 
Geburt mit der Gegenwart. Für 
ihn sei es immer wichtig gewe-
sen, Ziele zu haben. „Oft bringt 
dich auch der Weg dorthin wei-
ter.“ Exakt dies ist nach sei-
nen Worten auch in der politi-
schen und geistigen Transfor-
mation wichtig. „Aus Unsicher-
heit muss wieder Sicherheit 
werden. Aus der Unzuverlässig-
keit muss Verlässlichkeit wer-
den. Aus Orientierungslosigkeit 
muss Zielgerichtetheit werden. 
Packen wir’s an.“

Stellvertretender Landrat 
Bruno Kellner hatte die Gäste 
des Empfanges am traditionel-
len Tag der Einführung ameri-
kanischer Präsidenten begrüßt 
und die unermüdliche Moti-
vation des Jubilars mit einem 
leicht abgewandelten Zitat John 
F. Kennedys beschrieben: „Fra-
ge nicht, was dein Landkreis für 
dich tun kann, frage, was du für 
deinen schönsten Landkreis der 
Welt tun kannst“. Von A wie Ar-
chivpflege über F wie Feuer-
wehrwesen, W wie Wirtschaft 
bis Z wie Zivil- und Katastro-
phenschutz: „Als passionierter 
Klavierspieler beherrschst du 
die ganze Klaviatur der kommu-
nalen Selbstverwaltung.“  r

Bürgermeisterwahlen in Bayern
In der Gemeinde Prebitz (Landkreis Bayreuth) setzte sich Jörg 

Teufel (CSU) mit 52 Prozent der Stimmen knapp gegen Erna 
Eckert von der FWG Prebitz (48 Prozent) durch. Bürgermeister 
Hans Freiberger (Freie Wählergemeinschaft Engelmannsreuth) 
musste sein Amt nach 16 Jahren aus gesundheitlichen Gründen 
niederlegen. Die Wahlbeteiligung lag bei 76,6 Prozent.

Florian Meier (CSU) behielt in einer Stichwahl in der Gemein-
de Aschheim (Landkreis München) mit 56 Prozent die Ober-
hand. Er siegte gegen den geschäftsführenden Bürgermeister 
Robert Ertl (Freie Wähler), der 44 Prozent der Stimmen holte, 
und den erkrankten Rathauschef Thomas Glashauser (CSU) in 
den vergangenen beiden Jahren im Rathaus vertreten hatte. 
Wahlbeteiligung: 55,6 Prozent.

In Rüdenau (Landkreis Miltenberg) gewann mit Drittem Bür-
germeister Christof Farrenkopf (Freie Wählergemeinschaft) der 
einzige vorgeschlagene Kandidat. Auf ihn entfielen 66 Prozent 
der abgegebenen Stimmen. Farrenkopf trat die Nachfolge der 
zurückgetretenen Rathauschefin Monika Wolf-Pleßmann (SPD) 
an. Wahlbeteiligung: 54 Prozent.

Mit 71,1 Prozent der Stimmen wurde in Stetten (Landkreis 
Unterallgäu) Ewald Fischer (CSU/Unabhängige Bürger Stetten) 
zum neuen Bürgermeister gewählt. Seit dem vorzeitigen Aus-
scheiden von Uwe Gelhardt (parteilos) führte Fischer die Amts-
geschäfte kommissarisch. Sein Mitbewerber Benedikt Sassen 
(Wahlgemeinschaft Zukunft) erhielt 26,4 Prozent. Wahlbeteili-
gung: 59,6 Prozent.

Neuer Rathauschef in der Marktgemeinde Kirchenthumbach 
(Landkreis Neustadt/Waldnaab) ist Ewald Plößner (Christliche 
Wähler Gemeinschaft). Er setzte sich mit 59,8 Prozent der Stim-
men gegen Dominik Fraunholz (CSU) durch, der auf 39,9 Pro-
zent kam. Die Bürgermeisterwahl wurde vorgezogen, nach-
dem Bürgermeister Jürgen Kürzinger (SPD) aus gesundheitli-
chen Gründen das Amt niederlegen musste. Die Wahlbeteili-
gung betrug 76,5 Prozent.  DK

Startschuss für Jubiläumsjahr:

650 Jahre Stadterhebung Traunstein
Mit einem großen Jubiläumsjahr feiert die Große Kreisstadt Traun-
stein heuer die 650. Wiederkehr eines besonderen Jubiläums: Am 
7. Januar 1375 bekam Traunstein von Herzog Friedrich von Bayern 
offiziell die Stadtrechte verliehen. Zu diesem Anlass fand im Kul-
turforum Klosterkirche ein Festabend mit rund 250 Ehrengästen, 
darunter Bayerns Ministerpräsident Dr. Markus Söder, statt.

Oberbürgermeister Dr. Chris-
tian Hümmer verwies eingangs 
auf Ereignisse, die den wirt-
schaftlichen Aufschwung und 
die Entwicklung Traunsteins 
besonders geprägt haben. Da-
zu zähle der Startschuss als 
Bierstadt durch die Errichtung 
des herzoglichen Hofbräuhau-
ses 1612 und die Begründung 
der Saline als frühneuzeitliche 
Industriesiedlung 1619 mit der 
Soleleitung von Bad Reichen-
hall als erste Pipeline der Welt. 
Von beiden Maßnahmen Herzog 
Maximilians hätten sowohl die 
Stadt wie auch der Hof als neue 
Einnahmequelle deutlich profi-
tiert. Ein weiterer wegweisen-
der Impuls, der Traunstein auch 
städtebaulich vorangebracht 
habe, sei 1860 der Anschluss 
der Stadt an die neue Bahnstre-
cke München – Salzburg unter 
der Regentschaft von König Ma-
ximilian II. gewesen.

Hochschulstadt

Zudem sei Traunstein seit 11. 
Oktober 2022 offiziell Hoch-
schulstadt. Kaum eine andere 
Entscheidung werde deren Ent-
wicklung in den kommenden 
Jahrzehnten derart nachhaltig 
positiv beeinflussen, zeigte sich 
Hümmer überzeugt. Der Cam-
pus Chiemgau mit einer För-
derzusage von über 30 Millio-
nen Euro durch die Bayerische 

Staatsregierung werde die Gro-
ße Kreisstadt verändern und 
nicht nur für die Studenten, son-
dern für alle Bürger neue Chan-
cen und umfangreiche Möglich-
keiten bieten.

Jahrhundertchance

Diese „Jahrhundertchance“ 
verweise auf das Zukunftspo-
tenzial der sich verjüngenden 
Stadt. „Traunsteins beste Jahre 
haben gerade erst begonnen“, 
unterstrich der Rathauschef. Er 
bezeichnete das Oberzentrum 
als „Lebensgefühl und Herz des 
Chiemgaus“, das eng mit den 
Umlandgemeinden und der Re-
gion verbunden und durch diese 
geprägt sei. Als „Wohlfühlstadt 
für alle Generationen“ vermitt-
le die Stadt „echte Nähe, Sicher-
heit und Geborgenheit“.

„Traunstein ist in Bayern ein 
Name“, betonte Ministerpräsi-
dent Markus Söder in seinem 
Grußwort. Das Salz habe die 
Stadt als „weißes Gold“ groß ge-
macht. Mit der Förderung des 
Campus Chiemgau setze die 
Staatsregierung heute darauf, 
„das Innovationsklima auch auf 
dem Land zu fördern“. Die Stadt 
habe ebenfalls große Persön-
lichkeiten wie Papst Benedikt 
XVI. und Ludwig Thoma hervor-
gebracht.

Söder lobte zudem das gro-
ße ehrenamtliche Engagement 

der Traunsteiner bei der Gestal-
tung des Jubiläumsprogramms. 
Stadtführungen, Vorträge, ein 
Feuerwehrfest, das Festwo-
chenende Anfang Juli sowie ein 
eigenes Theaterstück sollen das 
Jubiläumsjahr 2025 in der Gro-
ßen Kreisstadt bereichern. Auch 
ein neues Logo wurde der Stadt 
zu ihrem Jubiläum spendiert.

Kombination von Tradition, 
Fortschritt und Weltoffenheit

Die Kombination von Traditi-
on, Fortschritt und Weltoffen-
heit präge das Land Bayern wie 
die Stadt, fuhr Söder fort. Hinzu 
kämen „Heimatverbundenheit, 
Bescheidenheit, Geselligkeit“, 
wie eine KI-Recherche zu Traun-
stein ergeben habe. Dass die 
Traunsteiner nicht zuletzt auch 
„ein bisserl eigensinnig und stur 
sowie hart, aber herzlich“ seien, 
beweise die Tatsache, dass ihm 
bei der Teilnahme am Georgiritt 
in den letzten Jahren regelmä-
ßig „Förderzusagen entlockt“ 
worden seien.

In seinem Festvortrag nahm der 
Mittelalterexperte Dr. Johannes 
Lang, Stadtarchivar in Bad Reichen-
hall, die historische Einordnung 
von Traunsteins Entwicklung zur 
Stadt vor. „Ein schriftliches Stadt-
recht stand üblicherweise nicht am 
Anfang, sondern es markierte das 
Ende der Entwicklung zur Stadt.“ 
Anders als heute sei die Garantie 
von Sicherheit und wirtschaftlicher 
Entfaltung für die Bürger der Stadt 
mit einem engen Kanon von Regeln 
und Pflichten, etwa der Selbstver-
teidigungspflicht gegen Angreifer, 
verbunden gewesen.  DK
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Vorschau auf GZ 4
In unserer Ausgabe Nr. 4/2025, die am 13. Februar 2025  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT l E-Government l Breitband l Mobilfunk
• Arbeitsplatz Kommune
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
• Schulungen für Kommunalpolitiker  

und kommunale Angestellte 

 Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171 / 9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171 / 9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser
Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

Eine komplette
Produktpalette für
effektiven Winterdienst

Fahnen/Arbeitsbekleidung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Arbeitskleidung
Länderfahnen
Gemeindefahnen
Fahnenmaste
Vereinsbedarf
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Staatsministerin Michaela Kaniber gemeinsam mit (v.l.) Andreas 
Brigl (1. Bürgermeister Markt Titting), Josef Dintner (1. Bürger-
meister Stadt Greding), Jura-Vize-Hopfenkönigin Linda Gotts-
mich, Ludwig Eisenreich (1. Bürgermeister Stadt Berching), Bernd 
Mayr (1. Bürgermeister Stadt Dietfurt) und Helmut Schloderer (1. 
Bürgermeister Stadt Beilngries). Bild: StMELF

Die Altmühl-Jura GmbH 
bringt Bayern nach Berlin

Auch in diesem Jahr präsentierte sich Bayern auf der Grünen Wo-
che in Berlin wieder als wahres Schmankerl- und Urlaubsland. Die 
Bayernhalle zählte zu den beliebtesten Attraktionen der Messe und 
begeisterte mit einer einzigartigen Kombination aus kulinarischen 
Köstlichkeiten, traditioneller Kultur und Urlaubsinspiration. Über 
80 Aussteller zeigten die Vielfalt Bayerns – von regionalen Spezi-
alitäten bis hin zu abwechslungsreichen Urlaubsmöglichkeiten. 
Auf der Sonderfläche „Genuss Bayern“ konnten Besucherinnen 
und Besucher die wahren Schätze entdecken, die Bayern bietet. 
Bayerns Landwirtschafts- und 
Tourismusministerin Michaela Ka-
niber überzeugte sich bei ihrem 
Rundgang durch die Bayernhal-
le von der Attraktivität des baye-
rischen Messeauftritts. Auch am 
Stand der Altmühl-Jura GmbH, die 
mit einem eigenen Messestand 
ein wichtiger Teil des bayerischen 
Auftritts ist, machte sie Halt und 

informierte sich über den Natur-
park Altmühltal und die Themen 
Wandern, Radfahren und Wasser- 
erlebnis. Die Gemeinden der Re-
gion Altmühl-Jura präsentierten 
außerdem Informationen zu Ver-
anstaltungshöhepunkten, Unter-
künften & gastronomischen Ange-
boten und Sehenswürdigkeiten.

„Die Grüne Woche ist eine 

perfekte Bühne, um Bayern in 
seiner ganzen Vielfalt zu präsen-
tieren. Unser Freistaat ist nicht 
nur ein erstklassiges Urlaubs-
land, sondern steht auch für 
Gastfreundschaft und kulinari-
sche Spitzenleistungen. Ich dan-
ke unseren Ausstellern, wie der 
Altmühl-Jura GmbH, die dazu 
beitragen, ein starkes Bild von 
Bayern zu vermitteln“, betonte 
Kaniber bei ihrem Rundgang.

Gastfreundschaft und  
kulinarische Spitzenleistungen

„Die Grüne Woche ist eine 
perfekte Bühne, um Bayern in 
seiner ganzen Vielfalt zu präsen-
tieren. Unser Freistaat ist nicht 
nur ein erstklassiges Urlaubs-
land, sondern steht auch für 
Gastfreundschaft und kulinari-
sche Spitzenleistungen. Ich dan-
ke unseren Ausstellern, wie der 
Altmühl-Jura GmbH, die dazu 
beitragen, ein starkes Bild von 
Bayern zu vermitteln“, betonte 
Kaniber bei ihrem Rundgang.

Der Biergarten vom Entenwirt 
aus dem Chiemgau, ein Herzstück 
der Bayernhalle, machte Bayern 
für die Messebesucher mit allen 
Sinnen erlebbar: fast 50 Musik- 
und Trachtengruppen und rund 
800 Mitwirkende brachten bay-
erische Lebensfreude nach Ber-
lin und zeigten, wie Bayern tanzt, 
musiziert und feiert. „Mehr Bay-
ern geht nicht! Die Bayernhalle 
steht für Genuss, Tradition und 
Lebensfreude“, so die Ministerin. 
Hier ließen sich auch die vielfäl-
tigen Angebote der vier bayeri-
schen Tourismusregionen Ober-
bayern, Ostbayern, Franken und 
Allgäu-Schwaben entdecken. Zu-
dem präsentieren sich Landkrei-
se und Anbieter von Urlaub auf 
dem Bauernhof und begeister-
ten mit ihrem typisch bayeri-
schen Flair. Die Kombination aus 
Tradition, Genuss und Erlebnis 
machten den Erfolg des bayeri-
schen Auftritts aus.  r

Grenzüberschreitendes Netzwerktreffen 
stärkt Bildungsregion

Erfolgreiche Kooperationen für eine zukunftsfähige Bildungslandschaft

Im Forum Chiemgau in Traunstein fand ein grenzüberschreiten-
des Netzwerktreffen für Bildungsträger der EUREGIO Inntal-Re-
gion statt. Die von der Euregio Inntal im Rahmen des Interreg 
Bayern-Österreich-Programms geförderte Veranstaltung brach-
te rund 50 engagierte Bildungsakteure aus Bayern und Tirol 
zusammen. Ziel des Treffens war es, die regionale Bildungs-
landschaft sichtbar zu machen und neue Kooperationen über 
Landesgrenzen hinweg zu fördern.

Nach der Begrüßung durch Ja-
nina Lödding vom Landratsamt 
Traunstein und Carina Berger 
vom Innovationsraum Kufstein 
wurde die digitale Bildungsland-
karte der EUREGIO Inntal vor-
gestellt. Diese Plattform macht 
Bildungsangebote aus den Tiro-
ler Bezirken Kufstein und Kitzbü-
hel sowie aus der Stadt Rosen-
heim und den Landkreisen Ro-
senheim und Traunstein trans-
parent und zugänglich.

Präsentation  
der Bildungsvielfalt

Ein Impulsvortrag von Vic-
tor Paul von der Pioniergarage 
Salzburg zeigte praxisnah, wie 
grenzüberschreitende Bildungs-
projekte erfolgreich umgesetzt 
werden können. Am Beispiel 
des Projekts „MINT it happen“ 
veranschaulichte er innovati-
ve Ansätze zur Förderung von 
MINT-Kompetenzen in der EU-
REGIO Salzburg – Berchtesgade-
ner Land – Traunstein. Die Teil-
nehmer erhielten wertvolle Ein-
blicke in Best-Practice-Beispiele 
und Inspirationen für eigene In-
itiativen.

Workshops und  
intensiver Austausch

In anschließenden Workshops 
erarbeiteten die Teilnehmenden 
an verschiedenen Themenin-

seln gemeinsame Ziele, Ressour-
cen und mögliche Kooperatio-
nen. Besonders im Fokus stand 
die Entwicklung bedarfsgerech-
ter Ausbildungskonzepte zur Be-
kämpfung des Fachkräfteman-
gels. Der Austausch unter den 
Bildungsträgern verdeutlich-
te die hohe Bereitschaft, durch 
Zusammenarbeit innovative Lö-
sungen zu entwickeln.

Starkes Netzwerk  
für die Zukunft

Zum Abschluss stellte Esther 
Jennings, Geschäftsführerin der 
Euregio Inntal, Fördermöglich-
keiten für grenzüberschreitende 
Projekte vor. Das Netzwerktref-
fen unterstrich die zentrale Be-
deutung von Wissensaustausch, 

gemeinsamen Ressourcen und 
langfristigen Partnerschaften 
für eine zukunftsfähige Bil-
dungsregion. Erste konkrete 
Schritte zur Weiterentwicklung 
der Zusammenarbeit wurden 
bereits vereinbart.

Engagierte Partner  
auf beiden Seiten der Grenze

Das Projekt wird von enga-
gierten Akteuren beiderseits 
der Grenze getragen: Auf baye-
rischer Seite sind der Landkreis 
Traunstein mit dem Bildungs-
management sowie die Stadt 
und der Landkreis Rosenheim 
mit der „(Digitalen) Bildungsre-
gion“ aktiv beteiligt. In Tirol un-
terstützen der Innovationsraum 
Kufstein und die International 
School Kufstein Tirol das Pro-
jekt.

Weitere Informationen zur 
Bildungslandkarte und zur Teil-
nahme an künftigen Veranstal-
tungen: finden Sie unter: htt-
ps://euregio.bildungslandkarte.
eu. r

Teilnehmer des „Grenzüberschreitenden Netzwerktreffens der 
Bildungsträger“.  Bild: Landratsamt Traunstein
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